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Liebe Leserin, lieber Leser!

Jede Mutter und jeder Vater wünschen 

sich für ihr Kind einen guten Start ins 

Leben. Zugleich ist das gesunde und 

gewaltfreie Aufwachsen aller Kinder 

eines der wichtigsten Anliegen der ge-

samten Gesellschaft. In erster Linie sind 

die Eltern für das Wohlergehen ihres 

Kindes verantwortlich. Aber es gibt 

auch eine öffentliche Verantwortung. 

Sowohl für die gesellschaftlichen und 

rechtlichen Rahmenbedingungen des 

Aufwachsens als auch für das Wohl 

jedes einzelnen Kindes.

Frühe Hilfen bieten Eltern vielfältige 

Unterstützung in der so wichtigen Zeit 

rund um die Geburt und in den ersten 

Lebensjahren des Kindes. Auf diese Wei-

se fördern sie das gesunde und gewalt-

freie Aufwachsen von Kindern, wobei 

ein ganzheitlicher Begriff von Gesund-

heit zugrunde gelegt wird, der körper-

liche, geistige, seelische und soziale 

Aspekte einschließt. Die Hilfen richten 

sich an alle (werdenden) Eltern, umfas-

sen aber auch passgenaue Angebote für 

Familien mit besonderen Belastungen.

In dem am 1. Januar 2012 in Kraft ge-

tretenen Bundeskinderschutzgesetz 

(BKiSchG) sind Frühe Hilfen erstmals 

gesetzlich verankert. Gemäß der in § 1 

Abs. 4 des Gesetzes zur Kooperation und 

Information im Kinderschutz (KKG) 

enthaltenen Definition wird unter Frü-

hen Hilfen die „Vorhaltung eines mög-

lichst frühzeitigen, koordinierten und 

multiprofessionellen Angebots im Hin-

blick auf die Entwicklung von Kindern 

 

 

vor allem in den ersten Lebensjahren  

für Mütter und Väter sowie schwangere 

Frauen und werdende Väter“ verstan-

den.

Damit Frühe Hilfen erfolgreich sind, 

ist das Zusammenwirken zahlreicher 

Berufsgruppen, insbesondere aus dem 

Gesundheitssystem und der Kinder- 

und Jugendhilfe, aber auch aus anderen 

Bereichen wie Schwangerschaftsbera-

tung und Frühförderung notwendig. 

Verbindliche Kooperationsabsprachen 

und eine gut koordinierte Netzwerkar-

beit sind Schlüsselelemente für den 

Erfolg. Unerlässlich sind auch der poli-

tische Wille vor Ort, eine ausreichende 

Ausstattung sowie eine kluge Verteilung 

vorhandener Ressourcen. 

Wirksame Frühe Hilfen helfen, Leid zu 

vermeiden, indem sie frühzeitig Fami-

lien Unterstützung anbieten und sie 

befähigen, selber ausreichend für ihre 

Kinder sorgen zu können. Sie sind aber 

auch unter ökonomischen Gesichts-

punkten eine sinnvoll angelegte Zu-

kunftsinvestition, indem sie spätere 

kostenintensivere Maßnahmen vermei-

den, die sich durch eine Kindeswohl-

gefährdung oder durch gesundheitliche 

Risiken für das Kind ergeben würden. 

Frühe Hilfen haben da ihre Grenzen, 

wo sie die Ursachen belastender Lebens-

verhältnisse von Familien nicht grund-

legend beheben können. Einzubetten 

wären sie daher in eine gesamtgesell-

schaftliche Strategie der Armutsbe- 

 

 

 

kämpfung und der Schaffung eines 

familienfreundlichen Klimas.

An vielen Orten ist der Auf- und Ausbau 

Früher Hilfen schon weit vorangeschrit-

ten. Sie sind besonders in denjenigen 

Familien wirksam, die ein mittleres 

Belastungsniveau aufweisen. Bereits 

heute kann festgestellt werden, dass 

diese Hilfen einen wesentlichen Beitrag 

zur Unterstützung von Eltern in der 

Familiengründungsphase und für die 

Sicherung des Wohls und der Rechte 

junger Kinder leisten. In den kommen-

den Jahren wird neben dem weiteren 

Ausbau die Erarbeitung von Qualitäts-

kriterien bzw. Standards guter Praxis 

im Mittelpunkt stehen. Weitere Heraus-

forderungen sind unter anderem, Väter 

verstärkt einzubinden und Familien mit 

Migrationshintergrund besser zu errei-

chen.

In dieser Sonderausgabe frühe Kindheit 

schreiben Wissenschaftler(innen) und 

Praktiker(innen) aus unterschiedlichen 

Berufsgruppen zum aktuellen Stand 

und zu den Aufgaben und Perspekti-

ven Früher Hilfen. Die Ausgabe ist ein 

Gemeinschaftsprojekt der Deutschen 

Liga für das Kind und des Nationalen 

Zentrums Frühe Hilfen (NZFH), in 

Trägerschaft der Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 

und des Deutschen Jugendinstituts (DJI). 

Wir wünschen dem Heft eine große 

Verbreitung!

Mit herzlichen Grüßen
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Prof. Dr. Franz Resch, Präsident 
der Deutschen Liga für das Kind

Prof. Dr. Elisabeth Pott, Direktorin 
der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung

Prof. Dr. Thomas Rauschenbach, Direktor 
des Deutschen Jugendinstituts
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Was sind Frühe Hilfen?
Von Mechthild Paul

Seit einigen Jahren f indet ein intensiver fachpolitischer Diskurs um die 

Frühen Hilfen statt. Dieser Diskurs hat dazu geführt, dass die Frühen Hilfen 

eine Verankerung im neuen Bundeskinderschutzgesetz fanden. Aber was ist 

das „Neue“ an den Frühen Hilfen, welche Hoffnungen werden mit den Frühen Hilfen 

verbunden?

| T
h
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a

      

Gravierende Fälle von Kindesmisshandlung und 

-vernachlässigung waren der Anlass zu einer breiten 

gesellschaftlichen Debatte, ob die Ressourcen, Kon-

zepte und Verfahren im Kinderschutz ausreichend 

sind, um Kinder vor Gefährdungen zu schützen. 

Gleichzeitig konnte in den Kommunen ein erhebli-

cher Anstieg der Kosten in der Kinder- und Jugend-

hilfe festgestellt werden, wodurch ein Hinterfragen 

des Bisherigen ebenfalls notwendig wurde.

Aber nicht nur in der Kinder- und Jugendhilfe, son-

dern auch im Gesundheitssystem konnten Entwick-

lungen hinsichtlich der gesundheitlichen Lage von 

Kindern und Jugendlichen festgestellt werden, die ein 

Umdenken notwendig machen. Das Krankheitsspekt-

rum bei Kindern hat sich in den letzten Jahrzehnten 

entscheidend verändert. Die so genannte neue Morbi-

dität zeigt sich in einer Verschiebung von den akuten 

zu den chronischen Erkrankungen und von den so-

matischen zu den psychischen Störungen (Schlack 

2004). Die meisten Kinder sind heute körperlich 

gesund, aber vor dem Hintergrund der Verände-

rung von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, 

vor allem aufgrund von schwierigen sozialen Lebens-

umständen, haben Entwicklungs- und Verhaltensstö-

rungen sowie psychische Auffälligkeiten zugenom-

men (Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ent-

wicklung im Gesundheitswesen 2009, S. 46).

Diese Entwicklungen hatten zur Folge, zum einen den 

Blick stärker auf die frühzeitige Förderung und Prä-

vention zu lenken und zum anderen bisherige System-

logiken zu hinterfragen. Dies führte zu folgenden 

Implikationen bei den Frühen Hilfen:

 

Frühe Hilfen als frühzeitiges Angebot

Frühe Hilfen sollen so früh wie möglich Eltern dabei 

unterstützen, ihren Kindern von Anfang an, das 

heißt schon ab der Schwangerschaft und in der frü-

hen Kindheit, eine gesunde Entwicklung zu ermögli-

chen und somit Risiken für Gefährdungen soweit wie 

möglich zu reduzieren. Im Zentrum steht die Unter-

stützung von Eltern, die aufgrund großer Belastun-

gen aus eigener Kraft nicht ausreichend für ihre Kin-

der sorgen können. Die Belastungen sind vielschich-

tig und reichen von eigenen psychischen Beeinträch-

tigungen und häuslicher Gewalt bis hin zu Proble-

men aufgrund von mangelnder Bildung und Armut. 

Frühzeitige Unterstützung setzt dabei voraus, dass 

diese Belastungen und Bedarfe frühzeitig erkannt 

und passgenaue Hilfen angeboten werden.

Frühe Hilfen als 

systemübergreifendes Angebot

Frühe Hilfen sind in erster Linie kein bestimmter 

Hilfetyp, sondern basieren auf einem System von 

aufeinander bezogenen Unterstützungsangeboten 

im Rahmen eines Netzwerkes Frühe Hilfen. Dieses 

Netzwerk umfasst sowohl allgemeine als auch spezi-

fische Hilfen für besondere Problemlagen. Über die 

allgemeinen Hilfen kann ein guter Zugang zu beson-

ders schwer erreichbaren Eltern hergestellt werden. 

Dies sind vor allem Angebote des Gesundheitssys-

tems, aber auch z. B. der Schwangerschaftsberatung. 

Diese Angebote werden von allen (werdenden) Eltern 

genutzt und daher als nicht stigmatisierend erlebt. 

Die Anbieter genießen ein hohes Vertrauen der 

Familien. Die spezifischen Hilfen umfassen psycho-

soziale Hilfen für besondere Problemlagen, um den 

Unterstützungsbedarfen der Familien in prekären 

Lebenslagen gerecht zu werden. Diese werden vor 

allem von der Jugendhilfe vorgehalten. Durch sys-

temübergreifende Zusammenarbeit und passgenaue 

Hilfen kann zum einen wirkungsvoller für die Fami-

lien und zum anderen ressourcenschonender für die 

Haushalte gearbeitet werden, in dem es zu weniger 

Fehlversorgung kommt und Parallelstrukturen ver-

mieden werden. 
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Frühe Hilfen als freiwilliges und partizipatives Angebot

Frühe Hilfen als förderndes, präventives, an den Ressourcen der Eltern orientiertes 

Unterstützungsangebot lehnen sich an den Prinzipien der Gesundheitsförderung an. 

Die Kompetenzen der Eltern sollen soweit gefördert werden, dass sie aus eigenen Kräften 

für ihre Kinder sorgen können. Die Mobilisierung der Selbsthilfepotenziale und die 

Wirksamkeit der Hilfen setzen die freiwillige Annahme der Unterstützungsangebote 

und die partizipative Beteiligung der Familien am Hilfeprozess voraus. Dies erfordert 

eine professionelle wertschätzende Haltung den Familien gegenüber, so dass sie trotz 

schwierigster Lebensverhältnisse grundsätzlich Fähigkeiten ausbilden können, die eine 

Bewältigung der Probleme möglich machen.

Dies sind nur einige zentrale Facetten zu den Frühen Hilfen. Eine begriffliche Standort-

bestimmung wurde von den Beiräten des NZFH vorgenommen (www.fruehehilfen.de/

wissen/fruehe-hilfen-grundlagen/begriffsbestimmung/). Da es sich bei den Frühen Hil-

fen um einen jungen Ansatz der Gestaltung von Unterstützung und Hilfen handelt, wer-

den weitere Studien, Praxiserprobungen und fachliche Diskurse notwendig sein, um 

Qualitätsentwicklungen im Bereich der Frühen Hilfen voranzubringen.

Dennoch werden Frühe Hilfen es nicht allein schaffen, dass die Familie ein guter Ort 

für alle Kinder in unserer Gesellschaft ist. Frühe Hilfen müssen eingebettet sein in ein 

gesamtgesellschaftliches Engagement, damit die soziale Lage von Familien nicht über 

ein gesundes Aufwachsen der Kinder entscheidet. Die Schnittstelle zur Verhältnisprä-

vention ist eine weitere Herausforderung im Rahmen der Frühen Hilfen.

Mechthild Paul ist Leiterin des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen in Köln.
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Frühe Hilfen
Begriffsbestimmung des Wissen-
schaftlichen Beirats des Nationalen 
Zentrums Frühe Hilfen

Frühe Hilfen bilden lokale und regionale 
Unterstützungssysteme mit koordi-
nierten Hilfeangeboten für Eltern und 
Kinder ab Beginn der Schwangerschaft 
und in den ersten Lebensjahren mit 
einem Schwerpunkt auf der Altersgrup-
pe der Null- bis Dreijährigen. Sie zielen 
darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten 
von Kindern und Eltern in Familie und 
Gesellschaft frühzeitig und nachhaltig 
zu verbessern. Neben alltagspraktischer 
Unterstützung wollen Frühe Hilfen insbe-
sondere einen Beitrag zur Förderung der 
Beziehungs- und Erziehungskompetenz 
von (werdenden) Müttern und Vätern 
leisten. Damit tragen sie maßgeblich 
zum gesunden Aufwachsen von Kindern 
bei und sichern deren Rechte auf Schutz, 
Förderung und Teilhabe.

Frühe Hilfen umfassen vielfältige so-
wohl allgemeine als auch spezifische, 
aufeinander bezogene und einander 
ergänzende Angebote und Maßnahmen. 
Grundlegend sind Angebote, die sich an 
alle (werdenden) Eltern mit ihren Kin-
dern im Sinne der Gesundheitsförderung 
richten (universelle/primäre Prävention). 
Darüber hinaus wenden sich Frühe Hilfen 
insbesondere an Familien in Problemla-
gen (selektive/sekundäre Prävention). 
Frühe Hilfen tragen in der Arbeit mit den 
Familien dazu bei, dass Risiken für das 
Wohl und die Entwicklung des Kindes 
frühzeitig wahrgenommen und reduziert 
werden. Wenn die Hilfen nicht ausrei-
chen, eine Gefährdung des Kindeswohls 
abzuwenden, sorgen Frühe Hilfen dafür, 
dass weitere Maßnahmen zum Schutz 
des Kindes ergriffen werden.

Frühe Hilfen basieren vor allem auf mul-
tiprofessioneller Kooperation, beziehen 
aber auch bürgerschaftliches Engagement 
und die Stärkung sozialer Netzwerke von 
Familien mit ein. Zentral für die prakti-
sche Umsetzung Früher Hilfen ist deshalb 
eine enge Vernetzung und Kooperation 
von Institutionen und Angeboten aus den 
Bereichen der Schwangerschaftsberatung, 
des Gesundheitswesens, der interdiszip-
linären Frühförderung, der Kinder- und 
Jugendhilfe und weiterer sozialer Dienste. 
Frühe Hilfen haben dabei sowohl das Ziel, 
die flächendeckende Versorgung von Fami-
lien mit bedarfsgerechten Unterstützungs-
angeboten voranzutreiben, als auch die 
Qualität der Versorgung zu verbessern.
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Was junge Familien brauchen
Von Monika Bradna, Karin Jurczyk und Sabina Schutter

Junge Familien sind, so die allgemeine Assoziation, junge Eltern mit mindestens einem 

(Klein-)Kind. Der Begriff ‚jung‘ verweist sowohl auf das Alter der Eltern, das Alter 

des Kindes als auch auf die Dauer der Partnerschaft bis zur Geburt des ersten Kindes. | T
h

em
a

      
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2011

Wie jung sind junge Familien wirklich?
Beim Blick auf die amtliche Statistik wird deutlich, dass junge Familien heute sehr heterogen sein können. Dies 

zeigt sich etwa am Alter von Frauen bei der Geburt eines Kindes. Während der Anteil der Frauen, die im Alter von 

20 Jahren ein Kind bekommen, seit 2001 auf unter 20 Prozent gesunken ist, hat sich der Anteil der Frauen, die mit 

40 Jahren ein Kind gebären, verdoppelt (Abbildung 1). Das durchschnittliche Alter von Frauen bei der Geburt des 

ersten Kindes ist in den letzten zehn Jahren von 29 auf 30,5 Jahre angestiegen. Junge Familien, so lässt sich zusam-

menfassen, können also bereits älter sein: Die junge Familie wird also nicht durch das Lebensalter der Eltern, son-

dern durch das des Kindes bestimmt.

Junge Familien unterscheiden sich nach der Art ihres Zusammenlebens. Die Eltern können verheiratet oder nicht 

verheiratet zusammenleben. Sie können getrennt leben und eine Partnerschaft miteinander führen, sogenannte 

Living-Apart-Together-Partnerschaften, oder getrennt sein und dennoch gemeinsam für die Kinder sorgen. Beide 

Eltern können leibliche oder nur ein Elternteil kann der leibliche Vater oder die leibliche Mutter sein. Es können 

Geschwisterkinder inner- oder außerhalb des Haushaltes leben. Diese Ausdifferenzierung wird durch die gängige 

Unterscheidung in drei Familientypen (Ehepaar, Lebensgemeinschaft, Alleinerziehend) nur unzulänglich abgebil-

det. Ein Blick auf die Grafi k (Abbildung 2) macht deutlich, dass sich die Verteilung von Familienformen junger 

Familien in Ost- und Westdeutschland stark voneinander unterscheidet.

Abbildung 1: Geburtenziffern: Deutschland, Jahre, Altersjahre 
Statistik der Geburten Deutschland Lebendgeborene je 1.000 Frauen (Anzahl)

 20 Jahre
 30 Jahre
 40 Jahre
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 > Das durchschnittliche Alter von Frauen 
 bei der Geburt des ersten Kindes ist auf 
 30,5 Jahre angestiegen. < 
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Die regional unterschiedlich abnehmende Stabilität 

von Kernfamilien, die geringere Heiratsneigung, neue 

Möglichkeiten der Familiengründung (z. B. Regenbo-

genfamilien) und die Auswirkungen des gesellschaft-

lichen Wandels führen dazu, dass Familie heute nicht 

mehr zwingend bedeutet, dass zwei miteinander ver-

heiratete Eltern mit gemeinsamen Kindern in einem 

Haushalt leben. Dies zeigt sich insbesondere am stei-

genden Anteil nichtehelicher Geburten (33 Prozent 

im Jahr 2010, westdeutsche Bundesländer: 27 Prozent, 

ostdeutsche Bundesländer: 61 Prozent, Statistisches 

Bundesamt 2012).

Bedingungen für junge Familien: 
Ressourcen und Belastungen
Wie sehen nun die Bedingungen aus, unter denen 

junge Familien heute leben, und welche Belastun-

gen und Ressourcen leiten sich daraus ab? Unter 

dem Stichwort ‚Wandel von Familien’ wird der 

Einfl uss gesellschaftlicher Veränderungen auf die 

Bedingungen von Familien beschrieben. Dabei sind 

sowohl die Veränderungen der Generationenbezie-

hungen wie auch das Leben der Kernfamilie betrof-

fen. Im Folgenden wird der Schwerpunkt auf verän-

derte gesellschaftliche Bedingungen für Familien 

rund um die Familiengründung beschrieben. Dabei 

lassen sich drei Tendenzen des Wandels festhalten, 

die für die hier fokussierten Überlegungen relevant 

erscheinen: erstens die veränderten Erwerbsbedin-

gungen und die damit einhergehenden wirtschaftli-

chen Unsicherheiten, zweitens die unter dem Stich-

wort ‚Individualisierung’ verhandelte Auf lösung 

normativer Bindungen an tradierte Lebensentwürfe 

und drittens der Wandel der Geschlechterverhält-

nisse.

Mit dem Wandel von der Industriegesellschaft zur 

dienstleistungsbasierten Wissensgesellschaft gehen 

tiefgreifende Veränderungen des Arbeitsmarktes ein-

her. Dies bedeutet zunächst, dass eine Vielfalt von 

berufl ichen Tätigkeiten entsteht, die von einer schnel-

leren Verarbeitung von Wissensbeständen und Inno-

vationen abhängig ist. Kommunikationsmodi, Aufga-

benstellungen und ganze Berufszweige, etwa die so 

genannte ‚New Economy’, sind neu entstanden. Durch 

eine Aufweichung von Arbeitszeitregulierungen und 

Kündigungsschutz wurden die Beschäftigungsverhält-

nisse fl exibilisiert, so dass zunehmend nicht nur jün-

gere Menschen beim Einstieg in das Erwerbsleben 

befristet und unsicher beschäftigt sind. Die Auswei-

  > Die ökonomische Sicherheit von Familien 
  ist ein wesentlicher Faktor, der ein gelingendes 
  Aufwachsen begünstigt. < 
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Abbildung 2: Kinder nach Alter und Familientyp (2009), (Anteil der Kinder an der jeweiligen Altersgruppe in Prozent)

Quelle: eigene Darstellung nach Daten des Statistischen Bundesamts (2010), Bevölkerung und Erwerbstätigkeit: Haushalte und Familien 
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tung des Niedriglohnbereiches und die Schaffung sozialversiche-

rungsfreier Mini-Jobs führen ebenfalls dazu, dass Erwerbsbio-

grafien von vielfältigen Brüchen durchzogen sind. Dies betrifft 

zunehmend auch Männer. Die Brüchigkeit von Erwerbsbiografien 

macht berufliche Mobilität auch über größere Distanzen erforder-

lich. Gleichzeitig führt die Intensivierung und Subjektivierung 

der Arbeit dazu, dass die Arbeit nicht mit Büroschluss endet, son-

dern diese ideell und faktisch mit „nach Hause“ genommen wird. 

Zeitliche Entgrenzungen, sowohl im Hinblick auf eine fremdbe-

stimmte Flexibilität und längere Arbeitszeiten als auch im Hin-

blick auf Allzeitverfügbarkeit oder berufliche Mobilitätserforder-

nisse, können die Verlässlichkeit, auf der Fürsorgebeziehungen 

basieren, negativ beeinflussen. Sie bergen aber auch neue Potenzi-

ale für die Gestaltung von Familienzeiten und egalitärere Arbeits-

verteilungen zwischen Müttern und Vätern (Jurczyk et. al. 2009).

Mit einem höheren Bildungsniveau wächst die räumliche Entfer-

nung der Familie zu verwandtschaftlichen Netzen. Dabei ist die 

Bedeutung der Großeltern für die Betreuung der Enkelkinder 

und damit für einen gelingenden Familienalltag insbesondere bei 

der Erwerbstätigkeit beider Eltern sehr groß (Günter, Nestmann 

2009). Wenn Familien ein geringes Unterstützungspotential 

durch das verwandschaftliche Netz haben, wird die Unterstüt-

zung durch Freunde und Nachbarn noch bedeutsamer. Zugleich 

wirkt sich aber auch die Wohndauer auf die Intensität der freund-

schaftlichen und nachbarschaftlichen Unterstützungsnetzwerke 

der Familien aus.

Unter dem Stichwort der Individualisierung wird seit Ulrich 

Becks „Risikogesellschaft“ (1986) eine Zunahme individueller 

Entscheidungsoptionen beschrieben und damit auch die Individu-

alisierung der Risiken, die mit diesen Entscheidungen einherge-

hen. Eine Familiengründung ist eine Wahl unter verschiedenen 

biografischen Entwürfen und muss nicht lebenslang in der glei-

chen Form bestehen. Da die Entscheidung für ein Kind nicht 

mehr ökonomisch notwendig ist und weniger stark normativ 

erwartet wird, ist ein Kind zunehmend Teil eines individuellen 

Lebens- und Identitätsentwurfs. Das kann bedeuten, dass die 

Erwartungen an die emotionale Erfüllung durch Partnerschaft 

und Familiengründung sehr hoch sind. „In Idealisierungen des 

modernen Liebesideals spiegelt sich noch einmal der Weg der 

Moderne. Die Überhöhung ist das Gegenbild zu den Verlusten, die 

diese hinterlässt. Gott nicht, Priester nicht, Klasse nicht, Nachbar 

nicht, dann wenigstens Du. Und die Größe des Du ist die umge-

drehte Leere, die sonst herrscht“ (Beck 1986, S. 187 f.).

Mit dem späteren Eintritt in das Berufsleben verschiebt sich zwar 

auch die Entscheidung für Elternschaft, dennoch wird das Zeit-

fenster, in dem berufliche Absicherung und Familiengründung 

gleichzeitig stattfinden, sehr eng. Der Siebte Familienbericht der 

Bundesregierung spricht von der „rush hour of life“ (BMFSFJ 

2006). Jungen Eltern, die früh Kinder bekommen, stehen auf-

grund einer noch nicht vollzogenen beruflichen Etablierung 

durchschnittlich weniger materielle Ressourcen zur Verfügung 

als späten Eltern, diese haben tendenziell einen höheren Bil-

dungsstand. Späte Eltern gehen dagegen aufgrund ihrer höheren 

Bildung häufig einer zeit- und arbeitsintensiven Berufstä-

tigkeit nach (Zerle 2010). In diesem Sinne zeigt sich, dass 

das Alter der Eltern durchaus Einfluss auf die Situation 

einer Familie, in der ein unter dreijähriges Kind lebt, hat.

Im Rahmen der Individualisierung kann auch der Wan-

del der Geschlechterverhältnisse interpretiert werden. 

Junge Frauen weisen durchschnittlich höhere und besse-

re Bildungsabschlüsse auf. Frauen sind, bis sie Mütter 

werden, in fast gleichem Ausmaß wie Männer erwerbstä-

tig, sie erwarten, dass ihre Partner sich zunehmend an 

den Familienaufgaben beteiligen. Dies geschieht jedoch 

nur ansatzweise, die Beteiligung von Vätern an der El-

ternzeit deutet auf einen langsamen Wandel der Prakti-

ken von Vaterschaft hin (Meuser 2009). Auch das geän-

derte Unterhaltsrecht bringt mit seiner Begrenzung des 

Betreuungsunterhaltes auf drei Jahre mit sich, dass sich 

verheiratete Frauen nicht mehr auf eine wirtschaftliche 

Absicherung verlassen können. Infolge der Brüchigkeit 

der Erwerbsverläufe erodiert das „Ernährermodell“, das 

bislang von einer allenfalls teilzeit erwerbstätigen Mutter 

ausgeht. Die Verantwortung von Müttern für das Fami-

lieneinkommen ist heute zur wirtschaftlichen Notwen-

digkeit geworden.

 

Dennoch tragen Mütter heute nach wie vor die Hauptver-

antwortung im Rahmen der innerfamilialen Arbeitstei-

lung und übernehmen den Großteil der kindbedingten 

Erwerbsunterbrechungen (vgl. Gleichstellungsbericht der 

Bundesregierung 2011). Gleichzeitig wünschen sich nach 

wie vor selbst junge Männer mit geringen beruflichen 

Aussichten, für ihre Familie der Hautpverdiener zu sein. 

Die Verwerfungen von Gleichberechtigung, wirtschaftli-

cher Entwicklung und teilweise tradierten Vorstellungen 

werden im Fall der Familiengründung besonders deut-

lich.

Unterstützungsbedarfe von Familien
Wird die junge Familie zunächst über die Angewiesen-

heit des Kindes auf Fürsorge definiert, so brauchen die 

Eltern hierfür Gelegenheiten und Ressourcen. Zentral 

ist der im Siebten Familienbericht genannte „Dreiklang“ 

von Zeit, Geld und Infrastruktur. Beispielsweise bedarf es 

Zeiten der Freistellung, wie etwa den Mutterschutz oder 

die Elternzeit, die im ersten Jahr durch das Elterngeld 

finanziell unterstützt wird. Da das Elterngeld eine ein-

kommensabhängige Leistung ist, gilt diese Absicherung 

nur für die Familien, die auch über ein entsprechend 

hohes Erwerbseinkommen verfügen. Zwei zusätzliche 

Monate des Elterngeldes sind für den Partner, in der 

Regel den Vater, reserviert.

Die ökonomische Sicherheit von Familien ist ein wesent-

licher Faktor, der ein gelingendes Aufwachsen begüns-

tigt, zugewandte Erziehungsstile ermöglicht und die 

Konfliktwahrscheinlichkeit reduziert. Finanzielle Eng-
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pässe entstehen in jungen Familien nicht nur durch unsichere 

Erwerbsbedingungen und als Folge von Trennung und Scheidung, 

sondern sind auch selber ein Katalysator für das Entstehen von 

Konfl ikten zwischen den Eltern und erhöhen damit das Tren-

nungsrisiko (Abbildung 3). So haben Kinder aus Familien in 

armutsnahen Einkommenslagen ein erhöhtes Scheidungs- oder 

Trennungsrisiko (Alt, Lange 2010). Abhängig von Umfang und 

Qualität der sozialen und kulturellen Ressourcen in der Familie 

werden diese aufgezehrt.

Alleinerziehende mit Kindern im Alter bis zu drei Jahren sind 

besonders häufi g von Armut bedroht (Hinweis: Als von Armut 

bedroht oder armutsgefährdet gelten Menschen, die über weniger 

als 60 Prozent des mittleren Einkommens verfügen). Als Folge der 

Wählbarkeit von Lebensentwürfen und der geringeren normati-

ven Kraft der Ehe bei gleichzeitig höheren Erwartungen an die 

emotionale Erfüllung durch eine Beziehung wird eine Familie 

eher aufl ösbar, wenn die Erwartungen nicht erfüllt werden. Die 

Situation nach einer Trennung oder Scheidung bringt ihrerseits 

besondere Anforderungen mit sich, und gerade Alleinerziehende 

benötigen stabile soziale Netzwerke, Unterstützung durch den 

zweiten Elternteil oder andere Bezugspersonen, um die Anforde-

rungen von Existenzsicherung und Erziehung eines kleinen Kin-

des zu bewältigen. Dies unterstellt keineswegs, dass Alleinerzie-

hende dies nicht bewältigen könnten. Dennoch liegt bei Abwe-

senheit eines zweiten Erwachsenen und bei der Bewältigung 

eines akuten Trennungskonfl ikts eine höhere Verantwortung und 

Belastung auf dem alleinerziehenden Elternteil. Inbesondere für 

Alleinerziehende kommt die steigende Bedeutung institutionali-

sierter (Betreuungs-)Angebote zum Tragen.

Für alle Eltern wächst angesichts eines Bildungssystems, das her-

kunftsbedingte Bildungsbenachteiligung reproduziert (Bos 2007), 

die Verantwortung als Gestalter des Bildungserfolgs ihrer Kinder 

von Anfang an. Bildung avancierte seit dem Erscheinen der ersten 

PISA-Studie 2001 zu einem der wichtigsten Faktoren gelingenden 

Aufwachsens. Neben der Kompensation institutioneller Selekti-

onsprozesse müssen Eltern in die Lage versetzt werden, ihre 

pässe entstehen in jungen Familien nicht nur durch unsichere 

Erwerbsbedingungen und als Folge von Trennung und Scheidung, 

sondern sind auch selber ein Katalysator für das Entstehen von 

Konfl ikten zwischen den Eltern und erhöhen damit das Tren-

> In dem Gewirr von Informationen 
bei gleichzeitig erhöhten Anforderungen 
an die Erziehungsfähigkeit benötigen 
junge Eltern Orientierung und Unterstützung.< 

Abbildung 3: 
Armut belastet die Beziehung von Eltern
Anteile von Trennungskindern in  verschiedenen 
Bevölkerungssschichten

Quelle: Alt, Lange 2010, S. 9 (DJI-Kinderpanel)
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Kinder beim Spracherwerb und bei früher Bildung zu unterstützen. Eltern sehen 

sich vor einer Vielzahl von Anforderungen, die gleichzeitig mit den beschriebenen 

Brüchen und Verwerfungen der Modernisierungsprozesse einhergehen. In Untersu-

chungen wird eine Verunsicherung der Eltern im Hinblick auf Erziehungsfragen kon-

statiert (vgl. Borchard et al. 2008) und auch der explodierende Markt an Elternratge-

bern verweist auf diese Entwicklung. Rigide Erziehungsmethoden sind tabu, gleich-

zeitig müssen Eltern, jeder für sich, Wege finden, mit ihrem Kind zurecht zu kom-

men. Der Wandel des Erziehungsstils zu einem Aushandeln von Zielen und Inhalten 

(„Verhandlungshaushalt“) vollzieht sich schicht- und milieuspezifisch unterschiedlich 

stark.

In diesem umfangreichen Gewirr von Informationen bei gleichzeitig erhöhten Anfor-

derungen an die Erziehungsfähigkeit benötigen junge Eltern Orientierung und Unter-

stützung. „Die Gefahr des Scheiterns beim Erziehungsauftrag steigt“ (Thiessen 2010,

S. 9). In den ersten Lebensjahren sind Kinder in besonderer Weise auf elterliche 

Zuwendung angewiesen sowie auf deren Feingefühl, die Signale eines Kindes zu 

interpretieren. Ein Kind, das sich noch nicht sprachlich verständigen kann, führt 

hier je nach eigener Befindlichkeit die Eltern mitunter an den Rand der persönlichen 

Belastungsgrenze.

Verunsicherung in der Erziehung verbindet sich bei jungen Familien mit der besonde-

ren Herausforderung, auch als Paar Alltagsroutinen zu etablieren und den Übergang 

von der Partnerschaft in die Elternschaft zu gestalten. Knappe Ressourcen, ob ökono-

misch, zeitlich oder infrastrukturell, engen die Handlungsräume und die Entwick-

lung von Bewältigungspotenzialen ein.

Welche Hilfen werden jungen Familien gerecht?
Die beschriebene Vielfalt und Komplexität der Lebenslagen sowie die hieraus resul-

tierenden familialen Bedarfe werfen die Frage auf, ob die vorhandenen Unterstüt-

zungssysteme den Lebenssituationen junger Familien gerecht werden. Es gibt eine 

große Zahl von unterschiedlichen Angeboten und Hilfen, die sich (auch) an junge 

Familien richten. Darüber hinaus gibt es spezifische Angebote für werdende Eltern 

und Familien mit Kindern bis drei Jahre. Hierzu gehören niedrigschwellige Ange-

bote, die dem Charakter nach Hilfe zur Selbsthilfe oder gegenseitige Hilfe junger 

Familien anstoßen wollen, aber auch professionelle Hilfen mit höherschwelligen 

Settings. Teilweise werden Gruppenangebote von Laien oder Semiprofessionellen 

durchgeführt, die von Fachkräften geschult und angeleitet werden, teilweise han-

delt es sich um intensive Einzelmaßnahmen, die von hochqualifizierten Fachkräf-

ten mit Zusatzausbildungen durchgeführt werden.

Alle diese von jungen Familien potenziell nachgefragten Unterstützungsangebote 

stammen aus verschiedenen Hilfesystemen, dem Gesundheitswesen, der Kinder- 

und Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Frühförderung, dem Bildungswesen und der 

Schwangerenberatung. Angesichts der großen Vielfalt und Vielzahl von Unterstüt-

zungsangeboten für junge Eltern könnte womöglich der Eindruck entstehen, dass 

es sich fast schon um eine Überversorgung handelt. Unklar ist, ob die Angebote die 

Eltern erreichen und sie die Unterstützung erhalten, derer sie bedürfen. Kennen die 

Akteure eines Hilfesystems selbst die angemessenen Unterstützungsangebote, auch 

in den angrenzenden Hilfesystemen? Wie erfahren junge Eltern mit kumulierenden 

oder lang anhaltenden Belastungen, wo sie welche Unterstützung erhalten können? 

Wie können insbesondere diese Eltern erreicht werden? Untersuchungen zeigen, 

dass gerade diejenigen Eltern mit besonderen Förder- und Unterstützungsbedarfen 

oftmals nicht erreicht werden. Dieser Umstand wird als „Präventionsdilemma“ 

bezeichnet und weist darauf hin, dass hier neben der Öffnung neuer Zugangswege 

zu den Familien eine systemübergreifende Vernetzung und Koordinierung der ver-

schiedenen Förderangebote und Hilfen erforderlich ist. 
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  > Die Metapher „der lange Arm der frühen Kindheit“ 
  weist auch in monetärer Hinsicht auf die Bedeutung 
  Früher Hilfen hin. < 

Frühe Hilfen haben das gesunde Aufwachsen von Kindern zum 

Ziel, wobei Gesundheit in einem umfassenden Sinne verstanden 

wird. Neben der körperlichen und seelischen Gesundheit stehen 

auch die soziale Teilhabe und die Entfaltung der Entwicklungs-

potenziale von Kindern im Blickpunkt. Frühe Hilfen stellen ein 

Angebot dar, das jungen Eltern die benötigte Information, Bera-

tung und Entlastung bei der Erziehung ihrer Kinder anbietet, 

ohne sie in ihrer elterlichen Verantwortung einzuschränken. Es 

handelt sich also um Angebote und Hilfen der universellen (pri-

mären) Prävention, die sich an alle Eltern richten, aber auch 

um selektive (sekundäre) Prävention, die Familien in belasteten 

Lebenslagen adressiert. Als lokales Netzwerk Frühe Hilfen sind 

die vielfältigen Angebote für junge Familien idealerweise mitein-

ander verzahnt, sie kooperieren mit Blick auf die Unterstützungs-

bedarfe und Zugänge zu den (werdenden) Familien (Abbildung 4). 

Frühe Hilfen im Sozialraum bergen damit die Chance auf Zusam-

menarbeit und Vernetzung mit anderen Angeboten und eine 

adressatengerechte Überwindung von Ressortgrenzen und segre-

gierten Hilfesystemen. Gleichwohl zielen Frühe Hilfen auf Verhal-

tensprävention ab und können damit nicht alle Bedarfe junger 

Familien abdecken. Fehlende oder lückenhafte infrastrukturelle 

Versorgung wie beispielsweise ein rudimentäres Betreuungsange-

bot für unter Dreijährige oder auch fi nanzielle Engpässe können 

nicht durch Frühe Hilfen kompensiert werden. Hier bedarf es 

weiterer, kontinuierlicher Anstrengungen, um junge Familien 

zukünftig besser zu entlasten. Schließlich – so die hier zugrunde 

liegende These – sind beide Präventionsansätze, Verhaltens- wie 

Verhältnisprävention, im Hinblick auf ihre Entlastungsfunktion 

miteinander verschränkt und können sich gegenseitig befördern.

Versteht man Frühe Hilfen als selektive Prävention, stellt sich die 

Frage, welche Indikatoren auf einen spezifi schen Unterstützungs-

bedarf hinweisen. Dass dies eine nicht einfach zu beantwortende 

Frage ist, belegen kritische Refl ektionen zum Thema. Die Dimen-

sionen, entlang derer die Debatte über Risikokonstellationen 

unter anderem verläuft, sind das Verhältnis individueller Disposi-

tionen und ihrer Diagnose. Risikokonstellationen können, geht 

man vom kleinsten gemeinsamen Nenner aus, zunächst anhand 

diagnostizierbarer Verhaltensweisen, die beispielsweise Fürsorge 

erschweren, festgestellt werden (so zum Beispiel Bindungsverhal-

ten, psychische Auswirkungen von Gewalt und Traumata oder 

Ähnliches). 

Selten sind diese Verhaltensweisen von außen sichtbar. Daher 

werden mitunter soziale Merkmale, wie das Alter der Mutter bei 

der Geburt, der Status des Alleinerziehens oder eine konfl ikthaf-

te Paarbeziehung, nicht selten auch ein geringer sozioökonomi-

scher Status herangezogen, um die Gruppe einzugrenzen, die 

Risikomerkmale aufweisen. Notwendigerweise fallen in diese 

Gruppe auch Eltern, die keinen Unterstützungsbedarf haben. 

Eine Abgrenzung anhand dieser Kriterien kann daher diskrimi-

nierend wirken.

An die Effekte Früher Hilfen werden hohe Erwartungen ge-

knüpft, derzeit muss die Antwort darauf offen bleiben. Unter-

suchungen zur Wirksamkeit, die wissenschaftlichen Anforderun-

gen Stand halten, fehlen in Deutschland. Hier gibt es dringenden 

Nachholbedarf, um die erfolgversprechenden Ansätze weiter zu 

entwickeln.

FamilienhilfeKinder- und JugendhilfeGesundheitswesen

N e t z w e r k       F r ü h e  H i l f e n
Abbildung 4 
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Warum Kommunalpolitik Frühe Hilfen 
fördern sollte
Angesichts der angespannten Haushaltssituation vieler Kommu-

nen stellt sich die Frage, warum Kommunen zusätzlich in Frühe 

Hilfen investieren sollten. Die oben genannten Argumente liefern 

Sozialpolitiker(inne)n bereits eine Handlungsgrundlage, aber die 

Haushaltspolitiker(innen) werden wissen wollen, ob sich der Ein-

satz auch rechnet. Meier-Gräwe und Wagenknecht (Expertise 

„Kosten und Nutzen Früher Hilfen“, siehe den Beitrag in diesem 

Heft) kommen in einer Kosten-Nutzen-Analyse im Projekt „Guter 

Start ins Kinderleben“ zu dem Schluss, dass es sich bei den Frü-

hen Hilfen um eine sinnvoll angelegte Investition für die Zukunft 

handelt. Angesichts der steigenden Kosten im Bereich der Hilfen 

zur Erziehung (intervenierende Jugendhilfe), Kosten für kurative 

Behandlungen sowie Wertschöpfungsverluste im Erwerbssystem 

erscheint die Investition in Frühe Hilfen eher gering. Die Meta-

pher „der lange Arm der frühen Kindheit“ weist auch in monetä-

rer Hinsicht auf die Bedeutung Früher Hilfen hin.
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Der Beitrag Früher Hilfen zu früher 
Förderung und Bildung von Kindern
Von Ute Thyen

Am 1.1.2012 ist das neue Bundeskinderschutzgesetz in Kraft getreten. 

Ein wesentlicher Eckpunkt neben anderen Aspekten ist die Förderung der Frühen 

Hilfen. Die Bundesregierung bringt damit ihren Wunsch zum Ausdruck, dass durch 

früh einsetzende Hilfen in (werdenden) Familien mit jungen Kindern familiäre 

Dysfunktion und Fehlentwicklungen bei den Kindern vermieden werden können.

| T
h

em
a

      

Der wissenschaftliche Beirat des Nationalen Zentrums Frühe 

Hilfen hat im Jahr 2010 eine Defi nition für den Begriff Frühe 

Hilfen vorgenommen. Demnach ist das Ziel Früher Hilfen das 

gesunde Aufwachsen von Kindern, wobei ein umfassender Begriff 

von Gesundheit verwendet wird, der die körperliche, seelische 

und soziale Gesundheit sowie die Entfaltung der Entwicklungspo-

tentiale und die soziale Teilhabe von Kindern einschließt. Es han-

delt sich bei den Frühen Hilfen um alltagspraktische und soziale 

Unterstützungssysteme für alle (angehenden) Eltern, die Ressour-

cen stärken, Wissen vermitteln, Zugangswege zu Hilfe öffnen 

und psychosoziale Risiken reduzieren sollen.

Ein Schwerpunkt liegt auf der Hilfe für Familien mit besonderen 

psychosozialen Belastungen. Die angesprochene Altersgruppe 

sind Eltern und (ungeborene) Kinder ab der Schwangerschaft bis 

zum dritten Lebensjahr. Die Schnittstelle zum Kinderschutz soll 

durch sekundär-präventive und intervenierende Maßnahmen 

und Kooperationsabsprachen gemäß § 8a SGB VIII (Kinder- und 

Jugendhilfegesetz) aktiv gestaltet werden. Insgesamt ist der Ziel-

auftrag Früher Hilfen einerseits die Stärkung von Schutzfaktoren 

und die Reduktion von Risikofaktoren, andererseits aber auch die 

Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung, 

wenn eine solche Gefährdung erkennbar wird.

Risiko- und Schutzfaktoren
Risikofaktoren und Schutzfaktoren sind Einfl ussfaktoren, welche 

die Wahrscheinlichkeit einer Person, gesund zu bleiben oder zu 

werden, verringen (Risiko) oder die negativen Auswirkungen von 

Risikofaktoren abmildern (Ressourcen). Zu unterscheiden sind 

familiäre, soziale und individuelle Risiko- bzw. Schutzfaktoren:

Familiäre Risikofaktoren 
- Die Erfahrung sozialer Benachteiligung und subjektiv erlebter oder objektiv 
 vorhandener Barrieren im Zugang zu Hilfesystemen (mangelndes soziales Kapital)
- Elterliche Erkrankungen, insbesondere psychische Erkrankungen wie 
 Depression und Substanzmissbrauch, aber auch körperliche Erkrankungen, 
 die zu Erschöpfung führen 
- Die Erfahrung eigener Vernachlässigung, Misshandlung, Missbrauch 
 in der Kindheit der Eltern 
- Dissozialität, Delinquenz oder Partnergewalt in der Familienbiographie 
 der Eltern 
- Mangelndes Wissen und Refl exionsmöglichkeiten eigenen Handelns 

Soziale Risikofaktoren 
- Armut im Sinne fehlender fi nanzieller Ressourcen, um den Lebensunterhalt 
 der Familienmitglieder sozial angemessen zu gestalten 
- Häufi ge Umzüge, Schulwechsel und Erfahrung von Fremdunterbringung 
- Aufwachsen in deprivierten Quartieren (Ökologie der Nachbarschaft) 

Individuelle Risikofaktoren des Kindes 
- Alter: besondere Vulnerabilität in den ersten drei Lebensjahren 
- Angeborene Erkrankungen und prä-, peri- oder postnatale Komplikationen 
- Exposition mit Substanzen, die die neurobiologische Reifung beeinträchtigen 
- Regulations- und Entwicklungsstörungen des Säuglings 
- Schwieriges Temperament 

Familiäre Schutzfaktoren 
- Stabile elterliche Beziehung 
- Erziehungskompetenzen der Eltern, insbesondere ein autoritativer 
 Erziehungsstil 
- positives Familienklima 

Soziale Schutzfaktoren 
- Soziales Netzwerk und subjektiv wahrgenommene soziale Unterstützung 
 durch familiäre und außerfamiliäre Personen
- Unterstützung durch Institutionen, z. B. Ausbildungsstätte der Eltern, 
 Arbeitsplatz der Eltern, Tagespfl ege oder Krippe des Kindes 
- Inanspruchnahme und positive Erfahrung mit Beratungsangeboten wie 
 Schwangerschaftsberatungsstellen, Familienbildungsstätten, Elterncafés, 
 Elterngruppen, Selbsthilfegruppen 

Individuelle Schutzfaktoren des Kindes  
- Körperliche Gesundheit des Kindes 
- Freundliches, interaktives Temperament 
- Normale kognitive und sozial-emotionale Entwicklung 
- Freude am Lernen 
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> Ziel Früher Hilfen ist das gesunde 
Aufwachsen von Kindern, wobei ein 
umfassender Begriff von Gesundheit 
verwendet wird. < 

Studien über die Auswirkungen von Risiko- und Schutzfaktoren 

haben zeigen können, dass die oben genannten Risikofaktoren 

kumulativ wirken und durch die Anwesenheit von Schutzfaktoren 

abgemildert werden können. Dabei sind Interventionen besonders 

wirksam, wenn ein mittleres Belastungsniveau vorliegt. In Familien 

oder Individuen, die sehr hoch belastet sind, reicht es nicht mehr 

aus, protektive Fakoren zu fördern oder Zugang zu Ressourcen zu 

vermitteln, sondern hier sind direkt sozialpädogische, therapeuti-

sche oder ärztliche Interventionen erforderlich.

Wissenschaftliche Studien widmen sich der Frage, wie Risiko- und 

Schutzfaktoren wirksam werden. Manche Risikofaktoren wirken 

sich nur dann aus, wenn sie in kritischen Entwicklungsphasen auf-

treten. Die Effekte sind dann allerdings zum Teil irreversibel und 

verstärken die Auswirkungen späterer Einfl ussfaktoren. Als Beispiel 

kann hier eine Alkoholexposition des ungeborenen Kindes genannt 

werden, die zu einer Gedeihstörung, Regulationsstörung, Entwick-

lungsretardierung und zur Entwicklung schwerer Verhaltensauffäl-

ligkeiten in der späteren Kindheit führen kann. Diese Kinder können 

mit zusätzlichen späteren Belastungen nicht gut umgehen und sind 

dem Risiko wiederholter Trennungen und Verluste von Bezugsperso-

nen ausgesetzt.

Risikofaktoren können additiv, synergistisch oder sich potenzierend 

wirksam werden. Die meisten Autoren gehen davon aus, dass sich 

Effekte von Risiko- und Schutzfaktoren additiv verhalten (Braveman 

& Barcley, 2009). Es gibt jedoch auch Hinweise, dass Schutzfaktoren 

nur in der Anwesenheit von Risikofaktoren wirksam werden. Risiko-

faktoren sind dabei nicht einfach als negative, zu vermeidende Fak-
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Abbildung 1: Risiko- und Schutzfaktoren in der Lebenslaufperspektive

toren zu sehen, sondern auch als Herausforderungen, deren 

Bewältigung zu weiteren Entwicklungsschritten führt. Die erfolg-

reiche Bewältigung eines Risikos oder einer Belastung ist daher 

auch ein Schutzfaktor und stärkt die Resilienz des Kindes. Aller-

dings sind wiederholte Erfahrungen von Nicht-Bewältigung oder 

eine kumulative Steigerung der Belastungen mit einem Zusam-

menbrechen der Bewältigungsstrategien und den personenbezo-

genen Ressourcen verbunden. 

Die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von weiteren negativen 

Faktoren im Zeitverlauf steigt so an, die Wahrscheinlichkeit der 

Nutzung von Schutzfaktoren sinkt. In diesem Sinne sind Trigger-

effekte („Das Fass läuft über“) zu verstehen. Eine Langzeit- oder 

Lebenszeitperspektive hilft verstehen, warum die frühe Kindheit 

einen so langen Arm hat. Bereits pränatal erfahrene Einfl ussfak-

toren können sich auf das gesamte Leben eines Kindes auswirken, 

epigenetische Einfl üsse werden sogar transgenerational wirksam. 

So kann beispielsweise chronischer mütterlicher Stress während 

der Schwangerschaft zu Unterversorgung des Kindes, Verstellung 

des Regelsystems des Blutzuckers durch das Gehirn und späteren 

Essstörungen sowie Herz-Kreislauferkrankungen führen.

Effi zienz von Interventionen
Beelmann veröffentlichte 2006 eine Metaanalyse von 23 Publika-

tionen, die sich auf familienbezogene Interventionen bezogen, 

sechs davon im Bereich Frühe Hilfen, Familienförderung und 

Frühförderung. Alle Programme hatten messbare, d. h. signifi -

kante Effekte auf die Zielparameter wie Belastungen oder Kompe-

tenzen der Familien. Es fragt sich jedoch, wie groß die Effekte 

tatsächlich sind. Er fand für diese Programme Effektstärken von 

0.34 für universelle, primär präventive bis 0.50 für selektive, 

sekundär präventive Programme. Dies bedeutet, dass Änderun-

gen erreicht werden konnten, die zu 15 bis 25 Prozent Reduktion 

der Belastung bzw. Verbesserung der Handlungskompetenz führ-

ten. Dies sind die Veränderungen, die durch wirksame, struktu-

rierte und kompetent durchgeführte Interventionen zu erreichen 

sind. Es ist nicht mehr, aber auch nicht weniger. Hoffnungen auf 

noch deutlichere Veränderungen sind unbegründet und missach-

ten die Stabilität von Persönlichkeitsfaktoren und Verhaltensmus-

tern. Zu langfristigen Effekten liegen wenige Daten vor.

Zusammenfassend ergab sich, dass multimodale, Fähigkeiten 

orientierte, interaktive Programme solchen mit einer eindimensi-

onalen Ausrichtung überlegen sind. Dies bedeutet, dass neben der 

Wissensvermittlung immer mindestens die Komponente der sozi-

alen Unterstützung, insbesondere alltagspraktischer Unterstüt-

zung, und eines validen Beziehungsangebots gemacht werden 

muss.

Wichtige Komponenten in der Arbeit mit aufsuchenden Familien-

hilfen sind: (1) die Beziehung zu den Klienten muss durch Kon-

stanz und Kontinuität gekennzeichnet sein; (2) die Intervention 

sollte zielgetreu umgesetzt werden und die Inhalte vermitteln, 

die das Programm vorgibt; (3) es muss eine angemessene und 

zeitnahe Reaktion auf familiäre Krisen erfolgen, dabei ist Kompe-

tenz insbesondere im Bereich der Erkennung von Depression, 

Partnergewalt und Suchterkrankungen erforderlich; (4) die Ver-

änderungen in der Familie müssen wahrgenommen und beob-

achtet werden, dies verlangt die Fähigkeit, die eigene Arbeit zu 

refl ektieren und zu bewerten.
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Eine weitere Zusammenstellung verschiedener Forschungsergeb-

nisse (Metaanalyse) von 56 Programmen zu Familienförderung 

und Prävention von Kindesmisshandlung und Vernachlässigung 

von Kendrick und Kollegen aus dem Jahr 2008 zeigte geringste 

Effekte bei Programmen mit weniger als zwölf Besuchen und 

einer Dauer von weniger als sechs Monaten. Intensive Programme 

mit hoher Partizipation und Empowerment sowie sozialer Unter-

stützung hatten die höchsten Effekte. Bei Gruppenangeboten 

hatten solche mit gemischtem Sozialstatus bessere Ergebnisse als 

Gruppen, die nur aus Teilnehmer(inne)n mit niedrigem Sozialsta-

tus bestanden.

Alle diese Interventionen beziehen sich auf Verhaltensprävention, 

d. h. das Ziel ist eine Verhaltensänderung des Individuums. Diese 

Präventionsprogramme sind dadurch gekennzeichnet, dass sie 

besonders benachteiligte Gruppen schwerer erreichen als solche 

ohne soziale Benachteiligung. Im Extremfall kann dies dazu 

führen, dass hauptsächlich diejenigen Gruppen das Angebot in 

Anspruch nehmen, die den geringsten Bedarf haben. Dadurch 

kann sich die Ungleichheit zwischen verschiedenen gesellschaft-

lichen Gruppen weiter verstärken (Präventionsparadox). Viele 

Experten weisen daher immer wieder darauf hin, dass zur Reduk-

tion von sozialer Ungleichheit und Benachteiligung die lebenswelt-

bezogene Verhältnisprävention verstärkt werden muss. Bei dieser 

Art der Prävention sollen Faktoren jenseits individueller Kontrol-

le verändert werden, meist werden Settingansätze gewählt oder 

kommunale Quartiersarbeit. Hierzu gehören beispielsweise die 

allgemeine Gestaltung familienfreundlicher Lebensräume, quali-

tativ hochwertige Kindertagesbetreuung gerade für benachteilig-

te Gruppen, Stadtgestaltung und Planung von Erholungsgebieten, 

die Familien einen ungefährdeten und stressfreien Bewegungs-

raum außerhalb der Wohnung bieten, kostenlose gesunde Ernäh-

rung in Kindertagesstätten und Schulen, Bewegungsangebote 

in Kindergarten und Schule und viele andere Vorschläge mehr.

Frühe Bildung
Das neugeborene Kind ist in physiologischer Hinsicht eine Früh-

geburt mit einem noch unreifen neuronalen System, das sich 

weiterentwickelt und  durch Einfl üsse von außen verändert wird. 

Diese Entwicklung ist ein andauernder Prozess der Wechselwir-

kung zwischen dem Individuum und seiner genetischen Ausstat-

tung, neuronalen Aktivität und seinem Verhalten einerseits sowie 

der physischen, sozialen und kulturellen Umwelt andererseits, 

dessen Verlauf von beiden Seiten aktiv gestaltet wird.

Unter Lernen versteht man den individuellen (oder kollektiven) 

Erwerb von geistigen, körperlichen, sozialen oder emotionalen 

Kenntnissen, Fähigkeiten oder Fertigkeiten. In der frühen Kind-

heit handelt es sich um einen „beiläufi gen“ Prozess, das Kind 

braucht dazu ein förderndes Umfeld, aber keine organisierten 

Bildungsangebote. Der Entwicklungs- und Lernerfolg kann am 

Verhalten und den Kompetenzen des Kindes beobachtet werden. 

In der späteren Kindheit wird das Lernen zu einem „absichtli-

chen“ Prozess, der durch spezifi sche Unterrichtsangebote und 

Lehrer(innen) unterstützt wird. Der Lernerfolg kann am Wissens-

erwerb beobachtet und überprüft werden. Unter Bildung versteht 

man Lernen, das den subjektiven Sinn und die Bedeutsamkeit für 

das Individuum berücksichtigt. Bildungsdimensionen in der frü-
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Abbildung 2: Wichtige Komponenten in der Arbeit mit aufsuchenden Familienhilfen
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hen Kindheit sind (1) Beziehungsbildung, (2) Exploration: Aneig-

nung der Welt, (3) Erwerb von kulturellem Wissen, (4) Persön-

lichkeitsbildung, (6) Kommunikation und Sprache.

Diese holzschnittartige Beschreibung der Begriffe Entwicklung, 

Lernen und Bildung macht deutlich, dass die frühkindliche Bil-

dung am besten gefördert werden kann durch

- eine Förderung der Fähigkeiten der primären Bezugspersonen, 

 die sozial-emotionale Entwicklung des Kindes zu fördern,

- ein familienfreundliches Umfeld einschließlich entsprechender 

 Betreuungsangebote.

Finanzielle Investitionen in diesen Bereich haben nach Berech-

nungen der OECD nachweislich die größten Auswirkungen auf 

eine positive ökonomische Entwicklung der Gesellschaft, deshalb 

fällt auch hier häufi g das Schlagwort des „langen Arms der frü-

hen Kindheit“. Besonders wichtig sind Investitionen in eine quali-

tativ hochwertige Kindertagesbetreuung für alle Kinder in den 

ersten Jahren, die eine Beaufsichtigung der Kinder durch Ent-

wicklungsräume, Lernmöglichkeiten und Bildungsangebote 

ergänzt. Die frühe Tagesbetreuung kann eine gute Familien 

ergänzende Maßnahme insbesondere für diejenigen Kinder wer-

den, die ohne Geschwister aufwachsen oder die aus benachteilig-

ten Familien kommen. Zum Erreichen dieses Ziels sind die Quali-

fi kation der Betreuer(innen), die Gruppengröße und das pädago-

gische Konzept von besonderer Bedeutung. Kinder mit besonde-

rem Versorgungsbedarf aufgrund von körperlichen oder geisti-

gen Erkrankungen haben im Sinne der Inklusion einen An-

spruch auf besondere Fürsorge und Beteiligung von Anfang an.

Systemlogiken
Bei den Frühen Hilfen handelt es sich um das Zusammenwirken 

verschiedener Subsysteme, die wiederum einzelne Akteure und 

Teams einschließen. Unter „Hilfesystem“ kann der organisierte 

Ablauf von miteinander verknüpften Aktivitäten durch ver-

schiedene Berufsgruppen verstanden werden, die ein gemeinsa-

mes, spezifi sches Ziel erreichen möchten.

Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen möchte eine gemeinsame 

Plattform herstellen, bestehend insbesondere aus den Schwan-

gerschaftsberatungsstellen, der Jugendhilfe, dem Gesundheits-

wesen und der Frühförderung. Dabei handelt es sich bei jedem 

einzelnen Bereich um in sich komplexe Systeme, die sich aus 

einer Gruppe verschiedener, miteinander verknüpfter Sub-

systeme zusammensetzen und durch unterschiedliche 

Trägerschaften, Finanzierungsquellen und Systemlo-

giken gekennzeichnet sind.

Die Systemlogiken sind in der ursprünglichen Kon-

zeption der Frühen Hilfen durch das Bundesfamili-

enministerium nicht gründlich analysiert worden. 

Durch einen hohen Handlungsdruck unter dem Ein-

druck gravierender Misshandlungsfälle wurden die 

Frühen Hilfen zunächst als ein Instrument des ope-

rativen Kinderschutzes als „Frühwarnsystem“ konzi-

piert. Es sollten mehrere, strategisch unterschiedli-

che Ziele gleichzeitig erreicht werden: (1) frühe, 

niedrigschwellige und präventiv angelegte Hilfen 

anbieten und zugleich (2) Kindeswohlgefährdun-

gen erkennen. Dieses Konzept übersieht, dass 

es dadurch zu einer ambivalenten Auftrags-

lage der Helfer(innen) im System kommt, 

so dass eine wirkliche Partizipation der 

beteiligten Familien nicht erreicht 

werden kann. Die Modellprojekte der 

Frühen Hilfen in den Bundesländern 

haben zeigen können, dass es in der 

Folge zu erheblichen Schwierigkeiten 

in den Zugangswegen zu den Familien 

kommt und die Schnittstelle zum Ge-

sundheitswesen nur mühsam gestaltet wer-

den kann, weil hier andere Hilfeprinzipien 

gelten.

  > Verhaltensprävention muss durch lebenswelt-
  bezogene Verhältnisprävention ergänzt werden. < 
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Abbildung 3: System Frühe Hilfen

Gesundheitssystem

Der Zeitpunkt der Geburt gilt als besonders geeignet, um mit 

Familien in Kontakt zu kommen. In der Regel sind Eltern dann 

offen für Rat und Hilfeangebote. Aus diesem Grund wurde in 

zahlreichen Projekten die Eintrittspforte „Schwangerschaft und 

Geburt“ gewählt, da nahezu alle werdenden Eltern das Gesund-

heitswesen in Anspruch nehmen. Dies war auch der Grund, war-

um Hebammen als Berufsgruppe gewählt wurden, die hier eine 

Schlüsselstelle einnehmen sollten. Ohne die immer schon vorhan-

dene hohe Expertise in der Betreuung von Familien mit Neugebo-

renen in Abrede zu stellen, wurde die Berufsgruppe wegen des 

universellen Zugangs gewählt, nicht wegen der im Besonderen 

vorhanden Kompetenzen im Bereich der Gesundheitsfürsorge für 

Säuglinge, der Eltern-Kind-Bindung und des Erkennens familiärer 

Dysfunktionen. Diese Kompetenzen waren und sind auch bei 

anderen Berufsgruppen (zum Beispiel Kinderkrankenschwestern 

und -pfl egern, Sozialpädagogen, Frühpädagogen, Psychologen und 

anderen) vorhanden, die aber alle nicht über das Privileg eines 

universellen Zugangs zu Familien verfügen. Sie werden auf Anfra-

ge und bei Bedarf von betroffenen Familien in Anspruch genom-

men und haben damit insbesondere Zugangsschwierigkeiten zu 

denjenigen Familien, die typischerweise keine sozialen oder 

gesundheitsfördernden Dienste in Anspruch nehmen.

Aus diesem Grund wurde eine Qualifi zierungskampagne im Be-

reich der Hebammen initiiert, die nach Vorstellungen der Weltge-

sundheitsorganisation (WHO) 400 Stunden Fortbildung beinhal-

tet. Schwerpunkte liegen im Bereich der familiären Risiken wie 

Suchterkrankungen, psychische Störungen, Partnergewalt, Disso-

zialität sowie ökonomische Problemlagen. Als freiberufl ich tätige 

Gruppe sind Hebammen darüber hinaus nicht in verbindlich 

kooperierende Netzwerke eingebunden – nicht zuletzt dies ver-

schafft ihnen ja gerade den unkomplizierten und von Vertrauen 

geprägten Zugang zu Familien. Eine ähnliche Position in der 

Zusammenarbeit mit Familien nimmt nur noch der niedergelas-

sene Kinderarzt bzw. die Kinderärztin ein. Der Wunsch, genau 

diese Berufsgruppen verstärkt einzubinden, wird durch die guten 

Zugangswege motiviert, möchte aber gleichzeitig Handlungsauf-

träge einbauen, die dem Charakter der Beziehung zwischen die-

sen professionellen Helfer(inne)n und den Familien widerspre-

chen. Widersprüche der Systeme werden so zu inneren Konfl ik-

ten einzelner individueller Helfer(innen).

Die Verpfl ichtung zur Verschwiegenheit bei so genannten „Berufs-

geheimnisträgern“ ist ein hohes Rechtsgut, das die Kooperation 

einschränkt, andererseits aber auch die Voraussetzung für das 

besondere Vertrauensverhältnis zwischen Patienten und Ärzten 

bzw. Hebammen bildet. Die neue Befugnisnorm im Bundeskin-

derschutzgesetz zur Kooperation mit dem Jugendamt bei erkenn-

barer Kindeswohlgefährdung ändert daran nichts prinzipiell 

(Thyen, Meysen & Doerries, 2010).

Bei Angehörigen der Gesundheitsberufe sind sowohl der gesell-

schaftliche Auftrag als auch Werthaltung, Ausbildung und Kom-

petenz anders als bei Mitarbeiter(inne)n der Jugendämter. Dies 

heißt nicht, dass zahllose Angehörige der Gesundheitsberufe, 

insbesondere Kinderärzte und Kinderärztinnen, nicht mit hohem 

Engagement mit den Familien daran arbeiten, Problemlagen und 

Gefährdungen abzuwenden. Sie tun dies jedoch in der Regel ohne 

systematische Unterstützung und ohne den Rückhalt verbindli-

cher Netzwerke innerhalb ihrer eigenen Systeme. Dies trifft weni-

ger auf Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Gesundheitswesen 

zu, die im Rahmen eines staatlichen Auftrages handeln, aber 

sicher auf Ärztinnen und Ärzte in freiberufl icher Praxis oder 

solche, die in Krankenhäusern tätig sind. Letztere sehen im Rah-

men von stationären Aufenthalten oder Notfallambulanzen häu-

fi g Kinder und Familien in Gefährdungslagen, erhalten aber von 

den Krankenhausträgern nur unsystematische Unterstützung für 

strukturelle Netzwerkarbeit oder zeitliche Ressourcen für indivi-

duelle Interventionen wie Teilnahme an Hilfekonferenzen.
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Jugendhilfe

Für Mitarbeiter(innen) der Jugendämter und neuerdings allen in 

§ 8a SGB VIII genannten Kooperationspartnern der Jugendhilfe 

ist es immer schon eine der Tätigkeit inhärente Aufgabe gewesen, 

eine helfende und unterstützende Haltung den Klienten gegenü-

ber einzunehmen und gleichzeitig den gesellschaftlichen Wäch-

terauftrag wahrzunehmen, der es erlaubt, Kinder vor Gefährdun-

gen auch durch ihre eigenen Eltern zu schützen. Diesen potentiel-

len Konflikt in der Alltagsarbeit auszuhalten, transparent den Fa-

milien gegenüber zu gestalten und effizient zu handeln, braucht 

hohe Kompetenzen in der Beziehungsgestaltung, der Reflexion 

des eigenen Handelns und dem Systemverständnis und muss von 

den tragenden Institutionen systematisch unterstützt und geför-

dert werden. Professionell handelnde Sozialarbeiter(innen) wis-

sen dies und können in aller Regel die potentielle Konfliktlage 

zum Nutzen der Familien gestalten bzw. sie nicht zum Konflikt 

werden zu lassen.

Schwangerenberatungsstellen

Die Tätigkeit der Schwangerenberatungsstellen wird durch das 

Schwangerschaftskonfliktgesetz (§ 2 SchKG) geregelt. Alle Mitar-

beiterinnen unterliegen der besonderen Verpflichtung zur Ver-

schwiegenheit (§ 203 StGB), d. h. sie verfügen über ein Zeugnis-

verweigerungsrecht. Eine gewünschte Anonymität der Ratsuchen-

den soll so geschützt werden. Die Beraterinnen sind nicht betrof-

fen durch § 8a SGB VIII, können aber eine Meldung bei rechtfer-

tigendem Notstand (§ 34 StGB) und akut erkennbarer Gefahr für 

das Leben und Wohl eines Kindes nach der Geburt machen. Die 

Beratung bezieht sich auf soziale Problemlagen, Möglichkeiten 

finanzieller Unterstützung, Bewältigung psychosozialer Belas-

tungen, Partnerschaftsprobleme und gesundheitliche Fragen. 

Schwangerschaftsberatungsstellen werden etwa von der Hälfe 

aller Schwangeren in Anspruch genommen. Die Arbeit folgt 

einem ressourcenorientierten Ansatz.

Frühförderung

Die Pädagogische oder Interdisziplinäre Frühförderung wurde 

1973 vom Deutschen Bildungsrat als Frühe Hilfe für sozial depri-

vierte Kinder gedacht, aber aufgrund von Einigungsschwierigkei-

ten der Länder schließlich als frühe Förderung von Kindern mit 

drohenden oder bereits eingetretenen geistigen oder körperli-

chen Behinderungen konzipiert. Ziel war die Früherkennung, 

Behandlung und Förderung dieser Kinder. Die Arbeit sollte fami-

lien- und wohnortnah, in der Regel ambulant und aufsuchend 

erfolgen. Alle Frühförderstellen haben einen Schwerpunkt im 

pädagogischen Bereich, arbeiten interdisziplinär und verfolgen 

einen ressourcenorientierten Ansatz im Sinne des Empower-

ments, allerdings haben sich in den Ländern unterschiedliche 

Konzepte weiterentwickelt. 

Die Finanzierung erfolgte zunächst über das Bundessozialhilfege-

setz, es folgte eine zunehmende Orientierung am Behinderungs-

begriff, insbesondere nach Berücksichtigung der Frühförderung 

im SGB IX (Teilhabe von Menschen mit Behinderung). Eine zu-

nehmende Medikalisierung und anteilige Finanzierung über die 

Krankenversicherung (oder Ergänzung durch Heilmittelverord-

nung) hat zur Konzeption der so genannten „Komplexleistung“ 

geführt. Frühförderung wird von etwa vier Prozent aller Null- bis 

Sechsjährigen in Anspruch genommen, wobei die Rate in den 

Ländern zwischen ein und sechs Prozent variiert. In 1.200 Früh-

förderstellen arbeiten etwa 5.000 bis 6.000 Mitarbeiter(innen), die 

über langjährige Erfahrung in der Familienarbeit verfügen. Die 

Frühförderung ist gut eingebunden in die Behindertenhilfe, die 

für körperliche und geistige Behinderung zuständig ist, sowie in 

den öffentlichen Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, der häufig 

am Bewilligungsverfahren beteiligt ist. Eine geringe Vernetzung 

besteht mit der Jugendhilfe, die durch das SGB VIII (Kinder- und 

Jugendhilfe) für die Eingliederungshilfe bei seelischer Behinde-

rung zuständig wurde.

Es wird deutlich, dass es zwischen den Systemansätzen und Hilfe-

konzepten der Frühförderung und den Frühen Hilfen zahlreiche 

Überscheidungen gibt. Durch eine gute Kooperation können die 

in der Frühförderung vorhandenen Kompetenzen genutzt werden 

und dieser Ansatz kann über die breiteren Zugangswege der Frü-

hen Hilfen einer größeren Gruppe von Familien zugute kommen. 

Die Trennung zwischen drohender körperlicher, geistiger und 

seelischer Behinderung in der betroffenen Altersgruppe von null 

bis sechs Jahren ist nach neuen Erkenntnissen der neurobiologi-

schen Forschung ohnehin obsolet geworden. 

Netzwerkarbeit

Durch die Auswertung der Modellprojekte zu Frühen Hilfen in 

den Ländern wurde deutlich, dass eine verbesserte Netzwerkar-

beit und verbindliche Kooperationen der Schlüssel zum Erfolg 

scheinen, um Familien nicht nur zu erreichen, sondern sie auch 

wirksam zu unterstützen. Funktionierende Netzwerke bedürfen 

Zeit und Geduld, die Zusammenarbeit muss kontinuierlich und 

möglichst auch in stabiler Zusammensetzung erfolgen. Netzwer-

ke brauchen ein Konzept mit Zielen: allen Beteiligten sollten die 

Struktur und die Ziele bekannt sein. Ein erster Schritt im Aufbau 

eines Netzwerkes sind regelmäßige Kontakte zwischen den Netz-

werkpartnern und Schaffen von Kooperationswissen. Zur guten 

Vor- und Nachbereitung der Kooperationskreise oder Netzwerke 

bedarf es lokaler entsprechend qualifizierter Koordinator(inn)en, 

die auch für ein entsprechendes Qualitätsmanagement zuständig 

gemacht werden sollten. Die Netzwerke müssen strukturell ab-

gesichert werden, besonders in der Kooperation mit Mitarbeiter-

(inne)n aus den Gesundheitsberufen. Die Systemlogiken sowie die 

unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Konzepte müssen ausge-

tauscht und gegenseitig respektiert werden.

Während im Gesundheitswesen von primärer und sekundärer 

Prävention gesprochen wird, heißen diese Konzepte in der sozia-

len Arbeit universelle und selektive Prävention. Im Gesundheits-

wesen wird von Salutogenese und Gesundheitskompetenz gespro-

  > Eine verbesserte Netzwerkarbeit 
  und verbindliche Kooperationen 
  sind der Schlüssel zum Erfolg. < 
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chen, im Behindertenwesen von Empowerment und 

Partizipation. In der Sozialpädagogik und der päda-

gogischen Psychologie werden die Begriffe Resilienz, 

Lebenskohärenz und Selbstwirksamkeit verwendet. 

Wenn alle zusammenarbeiten sollen, müssen sie sich 

zunächst über die gemeinsamen Ziele verständigen 

und möglichst evidenzbasierte Arbeitsweisen verein-

baren. Nicht alle sollten alles machen, sondern jedes 

System die spezifi schen Kompetenzen zum Nutzen 

der Kinder und ihrer Familien einsetzen und dabei 

die anderen Hilfesysteme im Blick behalten. Eine 

kontinuierliche Selbstrefl exion als Teil des Systems 

und Gestalter der Schnittstelle zwischen Familie und 

Gesellschaft ist erforderlich, um Nutzen und Kosten 

der angebotenen Hilfe auszuloten. Im Gespräch mit 

Familien und Kindern könnte es dann öfter heißen: 

„Ich helfe Ihnen gerne, aber ich kann das nicht alleine.“

Der Beitrag ist eine aktualisierte Fassung des Artikels 

„Gesundes Aufwachsen ermöglichen. Der Beitrag Früher 

Hilfen zu früher Förderung und Bildung von Kindern“, 

erschienen in: frühe Kindheit 3/2011. S. 6-15.

Prof. Dr. Ute Thyen ist Kinderärztin und stellvertretende 

Direktorin und Leiterin des Bereichs Entwicklungsneurologie 

und Sozialpädiatrie der Klinik für Kinder- und Jugendmedi-

zin, Universitätsklinikum Schleswig-Holstein. Sie ist Vorsit-

zende des Beirats des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen und 

Mitglied im Vorstand der Deutschen Liga für das Kind.

Abbildung 4: Zusammenwirken der Systeme
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Frühe Hilfen sind eine 
Zukunftsinvestition
Von Uta Meier-Gräwe und Inga Wagenknecht

„Es ist doch absurd, dass wir für die medizinische Versorgung eines Frühchen über vier 

Monate in unserer Klinik 500.000 Euro aufbringen, um es dann ohne weitere Begleitung 

in seine Familie abzugeben, wo sich fünf Leute eine Zweieinhalbzimmerwohnung teilen 

müssen und drei davon starke Raucher sind“ (Dr. Barbara Filsinger, Chefärztin der Geburts-

hilflichen Klinik im St. Marienkrankenhaus in Ludwigshafen).

Im Zuge der seit 2005 intensiv geführten Debatte um einen ver-

besserten Kinderschutz sind in vielen Kommunen Programme 

entstanden, die zum Teil ganz unterschiedlich ausgestaltet sind, 

jedoch ein Ziel verfolgen: Durch Frühwarnsysteme und Frühe 

Hilfen sollen Risiken für Kindesvernachlässigung und -misshand-

lung möglichst früh erkannt und so eine Problemzuspitzung und 

eine mögliche Kindeswohlgefährdung verhindert werden. Dies 

entspricht dem Leitgedanken der Prävention. Frühe Hilfen bezie-

hen ihre Legitimation aus der Plausibilität des Präventionsgedan-

kens: Vorbeugen ist besser als Heilen. Gleichwohl werden präven-

tive, niedrigschwellige Angebote gegenüber den Pflichtaufgaben 

in der Kinder- und Jugendhilfe faktisch immer noch als nachran-

gig behandelt, insbesondere bei prekärer kommunaler Haushalts-

lage.

„Frühe Hilfen versuchen (...) das Entstehen von Kindeswohlge-

fährdung im engeren Sinne dadurch zu verhindern, dass sie bei 

Gefährdungslagen im weiteren Sinne möglichst früh wirksame 

Hilfen anbieten“ (Kindler & Sann 2007, S. 43). Hinter dieser Strate-

gie steht der Gedanke, dass Vernachlässigungen und Misshand-

lungen in den meisten Fällen Endpunkte einer von den Eltern 

nicht gewollten, verhängnisvollen Entwicklung sind, an deren 

Anfang vielfältige Überforderungen stehen (ebd.). Bei Kindes-

wohlgefährdung im engeren Sinne kann sozialwissenschaftlich 

zwischen Kindesvernachlässigung, Misshandlung und sexuellem 

Missbrauch unterschieden werden. Kindeswohlgefährdung im 

weiteren Sinne beschreibt das Vorliegen von Risikofaktoren, 

denen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit für eine negative Ent-

wicklung des Kindes zugeschrieben wird (vgl. Kindler & Sann 

2007).

Das Säuglingsalter stellt jedoch nicht nur eine bedeutende Phase 

für die Entwicklung eines Kindes dar, es handelt sich zudem um 

eine Phase besonderer Vulnerabilität, die durch abrupte Übergän-

ge von dezenten Hinweisen zur akuten Gefährdung geprägt ist, 

z. B. der Gefahr des Austrocknens bei mangelnder Flüssigkeitszu-

fuhr (Ostler & Ziegenhain 2007). 42 Prozent der infolge von Kin-

desvernachlässigung und -misshandlung getöteten Kinder waren 

nach Angabe des U.S. Department of Health and Human Services 

unter einem Jahr alt, 77 Prozent der Kinder waren jünger als vier 

Jahre (U.S. Department of Health and Human Services 2009). Das 

Risiko von Kindeswohlgefährdungen ist dabei insbesondere 

durch die Kumulation von elterlichen, sozialen und ökonomi-

schen Risikofaktoren erhöht, wie z. B. psychische Erkrankungen, 

Partnerschaftskonflikte oder niedriges Einkommen.

Gelingt es nicht, frühe Risiken zu erkennen und eine Gefährdung 

des Kindeswohls zu verhindern, sind die Folgen für die Kinder 

immens. Abgesehen von dem Schmerz und dem Leid, das diese 

Kinder erfahren, sind sie auch von langfristigen Folgen betroffen 

– die Entwicklung, sowohl die kognitive als auch die Entwicklung 

der Sprache und der Motorik, dieser Kinder ist häufig verzögert, 

Verhaltensstörungen und psychische Störungen sind deutlich 

erhöht.

Aus ökonomischer Sicht entstehen hierdurch Kosten, die neben 

den Systemen „Kinder- und Jugendhilfe“ und „Gesundheit“ auch 

die Bereiche „Justiz“ und „Bildung/Erwerbsbeteiligung“ betreffen. 

Denn es sind sowohl direkte Kosten von Kindesvernachlässigung 

und Misshandlung zu berücksichtigen, die vorrangig in der Kin-

der- und Jugendhilfe, dem Gesundheitswesen und dem Justizwe-

sen im Rahmen von Inobhutnahmen, Behandlungen von Verlet-

zungen und nicht zuletzt bei den Familiengerichten entstehen. 

Zudem sind es aber insbesondere auch indirekte Kosten, d. h. 

Kosten, die nicht unmittelbar nach der Kindeswohlgefährdung 

eintreten, die jedoch indirekt als Folgen der Vernachlässigung 
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 > Der Aufbau des Humanvermögens beginnt 
 biographisch vor dem Kita- und Schulbesuch. < 
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und/oder Misshandlung zu sehen sind und im Lebens-

lauf in Form erhöhter Krankheitsrisiken, insbesonde-

re psychischer Erkrankungen, geminderter Erwerbs-

beteiligung oder gesteigerter Delinquenzraten zum 

Ausdruck kommen. Auf der ökonomischen Seite ent-

stehen hierdurch Kosten, die sich im Sozial-, Gesund-

heits- und Justizhaushalt niederschlagen.

Ein Umdenken findet derzeit auch in Deutschland 

statt, ablesbar z. B. am Vorhaben des Ausbaus von 

Betreuungsangeboten für unter Dreijährige. Diese 

Plätze werden jedoch vorrangig von Kindern aus gut 

gebildeten Herkunftsfamilien genutzt (Geier & Riedel 

2008). Untersuchungen zur Nutzung von Kindertages-

stätten in der Schweiz dokumentieren, dass der Anteil 

von Kindern aus benachteiligten Herkunftsfamilien 

und Familien mit Migrationshintergrund in den letz-

ten Jahren und Jahrzehnten sogar gesunken ist. In der 

Stadt Genf ließen beispielsweise im Jahr 1964 ledig-

lich 11 Prozent der Familien aus dem oberen und 

mittleren Kader ihre Kinder in einer Krippe betreuen, 

1997 war die Zahl auf 41 Prozent gestiegen. Der Anteil 

von Arbeiterfamilien sank im gleichen Zeitraum von 

60 Prozent auf 26 Prozent (Lanfranchi 2010). „Im 

Wesentlichen dürften (diese Diskrepanzen) mit Ange-

bots- und Nachfrage-Mechanismen zu tun haben und 

mit der damit gekoppelten Schwierigkeit, für weniger 

begüterte und kommunikativ weniger schlagfertige 

Eltern die begehrten und spärlich vorhandenen Krip-

penplätze zu ergattern“ (Lanfranchi 2010, S. 107).

Die erste und wichtigste Sozialisationsinstanz bleibt 

jedoch für Kinder weiterhin die Familie. Förderung, 

Erziehung und Bildung finden zuerst in der Her-

kunftsfamilie statt. Die kindliche Entwicklung ist in 

diesem Sinne unteilbar, d. h. der Aufbau des Human-

vermögens beginnt biographisch deutlich vor dem 

Kita- und Schulbesuch. Bereits der fünfte Familienbe-

richt des Bundesministeriums für Familie wies darauf 

hin, dass „im Lebenszyklus (...) die familiale und schu-

lische Sozialisation stets der Erwerbstätigkeit voraus 

(geht). Nur mit dem Sozialisationserfolg von Familie 

und Schule wird effiziente Wirtschaft möglich (...). 

Die Familie ist der bevorzugte Ort der Entstehung 

und Erhaltung von Humanvermögen“ (BMFSFJ 1995, 

S. 27f). Humanvermögen wird dabei verstanden als 

„die Gesamtheit der Kompetenzen der Menschen“ 

(ebd. 1995). Im Gegensatz zum Humankapital ist der 

Begriff Humanvermögen nicht auf die Fachkompeten-

zen beschränkt, die in der Arbeitswelt zur Einkom-

menserzielung eingesetzt werden, sondern bezieht 

zugleich die sogenannten „Daseinskompetenzen“ ein, 

die die Lebensführung als Ganzes betreffen. Bildung 

von Anfang an in diesem weit gefassten Sinne beginnt 

mit diesen Daseinskompetenzen, die in der Familie 

erlernt werden und einen kompetenten Umgang mit 

Belastungen und Stressoren im Lebenslauf ermögli-

chen.

Dies bestätigt auch die jüngste Forschung zu der 

Bedeutung nicht-kognitiver Fähigkeiten (Cunha & 

Heckman 2007). D. h. schulische, aber auch sozial-

pädagogische Hilfs- und Unterstützungsangebote müs-

sen nicht nur früher beginnen, sie müssen auch um 

die Dimension der „Alltagskompetenzen“ erweitert 

werden (Meier-Gräwe 2007). Soziale und ökonomische 

Benachteiligungen von Familien wirken sich aber 

nicht nur auf die Bildungschancen und Gesundheitsri-

siken von Kindern aus. Treten Risiken kumulativ auf 

und können diese nicht durch vorhandene Ressourcen 

abgemildert werden, erhöht sich das Risiko für Kin-

deswohlgefährdungen deutlich.

Die vorliegende Studie weist nach, wie verhängnisvoll 

die derzeitige Finanzierungspraxis der Nachsorge für 

die betroffenen Individuen und die Gesellschaft insge-

samt ist: Die Arbeit enthält zunächst eine Kostenana-

lyse Früher Hilfen, die im Rahmen des Projekts „Guter 

Start ins Kinderleben“ erstellt wurde. Diese analysiert 

die Ausgaben, welche durch konkrete Maßnahmen 

des Kinderschutzes am Projektstandort Ludwigshafen 

entstanden sind. Die Kosten der Frühen Hilfen wur-

den standortbezogen erhoben und pro Fall berechnet. 

Auf der anderen Seite wurden die (Folge-)Kosten 

berechnet, die der Gesellschaft entstehen, wenn der 

Zugang zu Familien und Kindern, die in Risikobedin-

gungen aufwachsen, nicht in der frühen Kindheit 

gelingt und eine Unterstützung erst im späteren 

Lebensverlauf einsetzt. In diesem Zusammenhang 

wurden Studien zu den Folgen von Kindesmisshand-

lung und Vernachlässigung recherchiert.

Im Projekt der Frühen Hilfen in Ludwigshafen ist 

insbesondere mit dem St. Marienkrankenhaus eine 

enge Kooperation entstanden. In der Geburtsklinik 

des Krankenhauses wurde ein Screeningbogen zur 

Risikoeinschätzung eingeführt und es wird eine 

erweiterte Hebammennachsorge angeboten. Die Kos-

ten, die durch Leistungen des Gesundheitssystems im 

Rahmen der Frühen Hilfen entstehen, beziehen sich 

somit auf die Wahrnehmung der Risikoerkennung 

und Hilfevereinbarung, die erweiterte Hebammen-

nachsorge sowie die bereits beschriebenen Zeitres-

sourcen zur Vernetzung und Kooperation. 

  > Gelingt es, durch Frühe Hilfen eine 
  mögliche Kindesvernachlässigung zu 
  verhindern, führt dies zu einer doppelten 
  Dividende. < 
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Bei Betrachtung der Hilfeformen, die die Familien 

mit Jugendamtskontakt seitens der Jugendhilfe er-

halten haben, zeigt sich, dass insgesamt die niedrig-

schwelligen Angebote den Schwerpunkt bilden. Die 

häufigsten Angebote in der untersuchten Stichprobe 

waren Beratungsangebote wie Ehe- und Lebensbera-

tung, Entwicklungspsychologische Beratung (EPB), 

Schwangerschafts-, Migrations-, und Schuldnerbe-

ratung – diese wurden bei 95 Prozent der Familien 

angeboten und durchgeführt. Aber auch die Vermitt-

lung einer Wohnung und von handwerklichen Diens-

ten ist hier zu nennen. Bei sechs Familien hat zusätz-

lich auch eine ambulante Hilfe nach § 31 bzw. § 27 

SGB VIII stattgefunden. Insgesamt haben sieben 

Familien eine ambulante Hilfe nach § 31 bzw. § 27 

SGB VIII erhalten. Aber auch stationäre Hilfen wur-

den durchgeführt. In drei Fällen war eine stationäre 

Hilfe notwendig, hierbei handelte es sich einmal um 

eine Erziehungsstelle mit anschließender Vollzeit-

pflege und in den weiteren zwei Fällen wurde eine 

Mutter-Kind-Einrichtung in Anspruch genommen. 

Auch hier stellen die stationären Hilfen die kosten-

intensivsten Hilfeformen dar.

Insbesondere im Bereich der Jugendhilfe und im 

Gesundheitswesen waren zunächst zusätzliche Res-

sourcen notwendig, um die Vernetzung und Koopera-

tion zwischen den Akteuren aufzubauen und sicher-

zustellen, die Risikoeinschätzung im Krankenhaus zu 

finanzieren und die Familien mit angemessenen Hil-

fen zu unterstützen. Darüber hinaus mussten die 

beteiligten Personen im Kinderschutz geschult und 

für passgenaue Hilfen weitergebildet werden. Zudem 

wurde im Jugendamt eine Stelle „Fachdienst Guter 

Start ins Kinderleben“ als Ansprechpartner für die 

Familien und die Akteure im Netz Früher Hilfen ein-

gerichtet. Die Kosten betragen nach den Auswertun-

gen dieser Studie 7.274 Euro pro Fall, bei dem eine 

erhöhte Risikobelastung festgestellt wurde. Hinzu 

kommen Kosten, die durch das Screening insgesamt 

verursacht werden.

Betrachtet man jedoch die Kosten, die entstehen, 

wenn ein Kind von Vernachlässigung und/oder Miss-

handlungen betroffen ist, zeigt sich, wie vergleichs-

weise minimal die Kosten der Prävention gegenüber 

den Folgekosten einer Kindeswohlgefährdung sind. 

Zur Darstellung dieser Folgekosten wurden – basie-

rend auf vorhandenen Forschungsarbeiten und Exper-

tengesprächen – vier verschiedene Szenarien gebildet 

(zwei moderate, zwei pessimistische Szenarien) und 

die Kosten berechnet. In den Szenarien Kindeswohlge-

fährdung wurde erstens ein Fallbeginn mit Eintritt in 

die Kita und zweitens ein Fallbeginn mit Eintritt in 

die Schule bzw. mit der Schuleingangsuntersuchung 

angenommen. 

Grundsätzlich wurde bei der Szenarienkonstruktion 

davon ausgegangen, dass

- die Folgen von Vernachlässigung und Misshandlung  

 umso schwerer und weitreichender sind, je länger   

 die Gefährdung bestanden hat,

- Maßnahmen, die zur Vermeidung von Kindeswohl-

 gefährdungen und deren Folgen eingesetzt werden, 

 umso wirksamer sind, je früher sie die Kinder errei

 chen,

- Kindeswohlgefährdung Folgen für die psychische 

 und physische Gesundheit und den Schulerfolg hat 

 sowie aggressives, kriminelles Verhalten begünstigt.

Die vier Szenarien zeichnen fallbezogen die Folgen 

von Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung 

im Lebenslauf nach und verdeutlichen, welche kumu-

lativen Kosten hierdurch kurz- und langfristig entste-

hen. Solche Kosten werden insbesondere in den Berei-

chen der tertiär-präventiven/intervenierenden Jugend-

hilfe, für kurative Angebote (Behandlung von Folgeer-

krankungen, z. B. psychische Störungen) sowie durch 

Delinquenz und Wertschöpfungsverluste im Erwerbs-

system (Arbeitslosigkeit, Wertschöpfungsverluste 

durch geringe Qualifikation) erwartet.

In den Szenarien Kita, in denen von einem Hilfebe-

ginn im dritten Lebensjahr ausgegangen wurde, er-

reichen die berechneten durchschnittlichen Kosten 

432.950 Euro pro Fall. In den Szenarien Schule liegen 

die durchschnittlichen Kosten noch deutlich höher 

– und zwar bei 1,16 Millionen Euro pro Fall.

Kontrastiert man diese Folgekosten mit den Kosten 

Früher Hilfen, so zeigt sich, dass diese im moderaten 

Szenario 60- und beim pessimistischen Szenario 

159-mal höher liegen als die Kosten der Prävention. 

Da sich die Präventionskosten ausschließlich auf 

die Frühen Hilfen beziehen, d. h. auf Hilfen von der 

Geburt bis zum dritten Lebensjahr der Kinder, wur-

den in einer weiteren Berechnung auch Kosten darge-

stellt, die den weiteren Lebenslauf mit betrachten und 

dort entstehende (geschätzte) Aufwendungen berück-

sichtigen. Hier zeigt sich, dass auch unter Einbezie-

hung dieser zusätzlichen Ausgaben der Nutzen ein-

deutig positiv bleibt. Denn das Verhältnis der Kosten 

Früher Hilfen beträgt gegenüber den Kosten von Kin-

> Die derzeitige Finanzierung mit Schwer-
punkt in den späteren Lebensjahren sollte 
durch eine konsequente Umsteuerung 
zugunsten einer Unterstützung von Geburt 
an verändert werden. < 
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deswohlgefährdung unter den getroffenen Annahmen 

bei dem moderaten Szenario 1:13 und 1:34 beim pessi-

mistischen Szenario.

Die erzielten Befunde der Studie sprechen – bei aller 

noch notwendigen begleitenden Evaluation über län-

gere Zeiträume – für einen entschiedenen Paradig-

menwechsel in den Finanzierungsstrukturen von 

Gesundheitswesen und Jugendhilfe: Gelingt es, durch 

Frühe Hilfen Entwicklungsrisiken zu erkennen, einen 

guten Zugang zu (gefährdeten) Familien herzustellen, 

Unterstützung und Hilfen im Sinne eines guten 

„Übergangsmanagements“ anzubieten und damit eine 

mögliche Kindesvernachlässigung und Misshandlun-

gen zu verhindern, ist das für das Wohlergehen der 

Kinder, aber auch für die Gesellschaft unermesslich 

und führt somit zu einer ‚doppelten Dividende’.

Das derzeitige Wissen und der Forschungsstand in 

diesem Bereich verweisen bereits heute darauf, dass 

Frühe Hilfen als eine sinnvoll angelegte Zukunfts-

investition für die betroffenen Kinder, wie für die 

Gesellschaft insgesamt begriffen werden müssen. Die 

derzeitige Finanzierung mit Schwerpunkt in den spä-

teren Lebensjahren sollte deshalb durch eine konse-

quente Umsteuerung zugunsten einer Unterstützung 

von Geburt an verändert werden.

Die Folgen von Kindesvernachlässigung und -miss-

handlung sind besonders schwerwiegend und weitrei-

chend. Vor allem psychische Erkrankungen, Störun-

gen in der emotionalen und sozialen Entwicklung 

sowie bei der kognitiven Leistungsfähigkeit werden 

hier in Abhängigkeit des Zeitpunkts und der Dauer 

der Gefährdung, deren Intensität und der Form der 

Vernachlässigung und/oder Misshandlung in Studien 

benannt.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 

trotz der Einschränkungen, die aus der derzeitigen 

Datenverfügbarkeit resultieren, bereits heute auf 

der Grundlage der vorhandenen Daten von einem 

eindeutig positiven Kosten-Nutzen-Verhältnis Früher 

Hilfen ausgegangen werden kann: Denn bei berech-

neten Gesamtkosten in Höhe von etwa 630.000 Euro, 

die in Ludwigshafen für die Frühen Hilfen pro 

Geburtenjahrgang investiert werden müssen, und 

berechneten Folgekosten in Höhe von 400.000 bis 

1,16 Millionen Euro, die pro Fall bei Kindeswohlge-

fährdung im Lebenslauf eines Kindes entstehen, ist 

erkennbar, dass Frühe Hilfen wirtschaftlich renta-

bel sind. Frühe Hilfen müssen deshalb als eine sinn-

voll angelegte Zukunftsinvestition für die betroffe-

nen Kinder wie für die Gesellschaft insgesamt 

begriffen werden.
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Langfristige Untersuchungen stehen jedoch noch aus 

und können derzeit nur über aktuell vorliegende Wis-

sens- und Forschungsbefunde geschätzt werden. Es 

besteht deshalb weiterhin die dringende Notwendig-

keit, die Datenlage zu verbessern und ein Dokumenta-

tionssystem einzuführen, das die bestehenden Lücken 

schließt, damit zukünftig eine Datengrundlage vor-

handen ist, die eine belastbare Basis zur Weiterent-

wicklung des Kinderschutzes darstellt. Nur wenn Ver-

besserungen und Misserfolge im Kinderschutz sicht-

bar gemacht werden und die derzeitige „Blindflug-

situation“ (Kindler 2007) aufgelöst wird, kann ein 

funktionierendes, effektives und effizientes Kinder-

schutzsystem aufgebaut werden.

In einer auf Nachhaltigkeit angelegten Perspektive 

sollten Frühe Hilfen deshalb als Ansatzpunkt eines 

das Wohl des Kindes fördernden, ganzheitlichen Prä-

ventionsnetzwerkes betrachtet werden. Hier bedarf 

es einer guten Kooperation zwischen allen Beteiligten 

mit dem Ziel, ein integriertes Gesamtkonzept der 

kurzen Wege zu entwickeln (Meier-Gräwe 2009). Frü-

he Hilfen können dazu beitragen, Risiken zu erken-

nen, bevor Entwicklungsverzögerungen und Schädi-

gungen eingetreten sind. Sie ermöglichen einen sonst 

schwer herstellbaren Zugang zu den Familien und 

helfen Eltern, den oftmals als schwierig, z. T. überfor-

dernd empfundenen Übergang zur Elternschaft zu 

unterstützen und tragen so dazu bei, den Kinder-

schutz und das Kindeswohl zu verbessern. Außerdem 

ergeben sich – ausgehend von Frühen Hilfen – gute 

Chancen für den Aufbau eines erfolgreichen Präventi-

onsnetzwerkes kommunaler Dienste, der den Kindern 

und ihren Familien, aber auch der Gesellschaft zugute 

kommt und sich zudem langfristig auszahlt.

Um die Finanzierung dieser Hilfen, die als zentral für 

die weitere Entwicklung eines Kindes gelten können, 

sicherzustellen, bedarf es jedoch einer Umsteuerung 

der derzeitigen Finanzierungspraxis, die ihren 

Schwerpunkt in der frühen Kindheit haben muss. 

Neben den bereits aufgezeigten Forschungsbemühun-

gen sollten deshalb auch Untersuchungen zum Finan-

zierungsbedarf und möglichen Finanzierungsinstru-

menten durchgeführt werden. Das könnte aufbauend 

 > Frühe Hilfen sind eine sinnvoll angelegte 
 Zukunftsinvestition. < 

auf bereits entwickelte innovative Finanzierungsmodelle aus dem Bereich 

der frühkindlichen Bildung und Betreuung (Färber 2008) erfolgen, die für 

die Frühen Hilfen modifiziert werden müssten. 

Die Expertise „Kosten und Nutzen Früher Hilfen. Eine Kosten-Nutzen-Analyse im Projekt 

‚Guter Start ins Kinderleben’“ ist als Band 4 der Reihe „Materialien zu Frühen Hilfen“ erschie-

nen. Sie ist als Download sowie in gedruckter Form im Nationalen Zentrum Frühe Hilfen 

(NZFH) unter www.fruehehilfen.de kostenlos zu beziehen.

Prof. Dr. Uta Meier-Gräwe ist Leiterin des Lehrstuhls Wirtschaftslehre des Privat-

haushalts und Familienwissenschaft an der Justus-Liebig-Universität Gießen und 

1. Vizepräsidentin der Deutschen Liga für das Kind.

Dipl. oec. troph. Inga Wagenknecht ist Projektmitarbeiterin am Lehrstuhl Wirtschafts-

lehre des Privathaushalts und Familienwissenschaft an der Justus-Liebig-Universität 

Gießen.
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Frühe Hilfen und Kinderschutz
Von Christine Maihorn und Elke Nowotny

Viele Veröffentlichungen in der Fachliteratur der letzten Jahre widmen sich dem Thema 

„Frühe Hilfen“. Eigene Beiträge des Berliner Kinderschutz-Zentrums und der Bundesarbeits-

gemeinschaft der Kinderschutz-Zentren liegen vor. So gibt es differenzierte Fachbeiträge 

zum Begriff der Frühen Hilfen und seiner Veränderungen. 

Alexandra Sann verweist darauf, dass Frühe Hilfen inzwischen als „eigenständiges 

Handlungsfeld (...) im Sinne der Befähigung der Eltern, für ein gesundes Aufwachsen ihrer 

Kinder sorgen zu können“, beschrieben werden, und nicht als „Vorstufe des Kinderschutzes 

im Sinne des staatlichen Eingreifens bei Kindeswohlgefährdung“ (2010). 

Fachkräfte sind aufgerufen, um „Klarheit und Transparenz der unterschiedlichen Aufträge 

und Aufgaben (in den Frühen Hilfen und der Einschätzung bzw. Minimierung von Kindes-

wohlgefährdung) bemüht zu sein“ (Schone 2010, S. 7) als auch „Hilfe und Schutz für alle 

von Anfang an“ zu denken und „keine Trennung zwischen Frühen Hilfen und Kinderschutz“ 

(Wolff 2010, S. 8) vorzunehmen.

Was kann noch an Interessantem hinzugefügt wer-

den? Wir als Praktikerinnen verfügen über einen 

Schatz an Erfahrungen, der in 20 Jahren beraterischer 

und therapeutischer Arbeit u. a. mit jungen Familien 

zusammengetragen wurde. In unseren Alltagskontak-

ten gewinnt Hermann Hesses Textzeile „Und jedem 

Anfang wohnt ein Zauber inne...“ aus seinem Gedicht 

„Stufen“ noch einmal eine besondere Anschaulichkeit 

und Intensität. Dieser „Zauber“ stellt sich in Momen-

ten ein, in denen junge Eltern ihr Erleben mitteilen 

und uns an ihrer ersten Zeit mit ihrem Baby teilhaben 

lassen.

Zu unseren Erfahrungen zählt auch, wie wichtig es 

ist, zu fragen: Wie stellt sich der Spannungsbogen 

zwischen Frühen Hilfen und Kinderschutz in der Pra-

xis dar? Trauen wir Eltern, die selbst unter kompli-

zierten Bedingungen aufgewachsen sind, zu, verant-

wortungsvolle Eltern zu sein? Wie können wir unse-

rem Anspruch als Beraterinnen nachkommen, bereits 

beim ersten Kontakt mit jungen Familien einen Raum 

zu schaffen, der offen ist für ihre Wünsche und Sor-

gen? Wie gelingt es, dabei nicht eingeholt und über-

flutet zu werden vom Fachwissen um Gefährdungs- 

und Risikofaktoren?

Antworten darauf zu finden ist nicht leicht. Sich 

auseinanderzusetzen mit diesen Themen bedeutet 

sowohl, feinfühlig mit Eltern und Kindern in der 

Gründungsphase von Familien umzugehen, als auch 

darauf eingestellt zu sein, dass in manchen Fällen 

Wünsche der Eltern, allein für ihr Kind sorgen zu 

können, nicht erfüllt werden und ein gesundes, sicheres Aufwachsen ihres 

Kindes nur mit Hilfe und Unterstützung möglich ist, mitunter auch außer-

halb der Familie.

Der Beitrag der Kinderschutz-Zentren
Die Kinderschutz-Zentren stehen mit ihren Angeboten für eine niedrig-

schwellige, sofortige Hilfe bei eskalierten Beziehungskonflikten. Die Arbeit 

ist von einer Haltung geprägt, die Misshandlung und Vernachlässigung von 

Kindern in Familien als ein Scheitern in den Beziehungen versteht, als einen 

hilf- und sprachlosen Versuch der Konfliktbewältigung.

Risikofaktoren, die letztendlich zum Scheitern beitragen, wurden differen-

ziert beschrieben. In diesen Krisensituationen ist ein sofortiges Kontakt-

angebot hilfreich. Mit der Haltung, immer dann, wenn Hilfe am nötigsten 

gebraucht wird, in Kontakt zu gehen und mit den Eltern zunächst einmal zu 

verstehen, warum alle Hoffnungen auf eine gedeihliche Entwicklung ihres 

Kindes zu schwinden drohen, versuchen die Kinderschutz-Zentren, Kinder 

und Eltern zu unterstützen. Diese Eltern sind mit der Absicht gestartet, alles 

besser machen zu wollen als ihre eigenen Eltern mit ihnen. Gute Absichten 

und romantische Vorstellungen von der „heilen Familie“ werden nun durch 

die Realität ins Wanken gebracht oder sogar erschüttert. Plötzlich wird alles 

in einer Mischung aus Überforderung und Versagensangst in Frage gestellt. 

Die Eltern spüren genau, ob Fachkräfte ihren Zwiespalt, gute und verant-

wortungsvolle Eltern sein zu wollen und gleichzeitig von Hilflosigkeit über-

schwemmt zu werden, verstehen.

Bereits beim ersten Kontakt berichteten Familien, in denen sich gewaltsame 

Szenen abgespielt hatten, darüber, dass die Schwierigkeiten bereits sehr früh 

auftraten, oft schon in der Zeit der Schwangerschaft und der Gründungspha-

se ihrer Familie. Deshalb war es folgerichtig, Konzepte zu entwickeln, um 

frühzeitig junge Eltern zu erreichen. Es gibt eine Chance, auf heftige Irrita-

tionen im Kontakt zum Kind mit einem ruhigen Kontaktangebot durch ein-
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> Kinderschutz-Zentren bieten eine 
niedrigschwellige, sofortige Hilfe bei 
eskalierten Beziehungskonflikten an. <
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chen dafür liegen sowohl in bestimmten 

gesellschaftlichen Entwicklungen als 

auch medialen Inszenierungen und sich 

verändernden Familienbeziehungen. 

Vorauseilende negative Erwartungen 

(wird es womöglich ein „Schreikind“ oder 

„hyperaktiv“) und die Befürchtung, nicht 

zu den guten Eltern gehören zu können, 

führen mitunter zu hohen Belastungen 

von Anfang an (vgl. Bauriedl 2001, S. 51).

In der Fachliteratur zur empirischen Säug-

lingsforschung wurden in den letzten 

Jahren wichtige Erkenntnisse über die 

alltäglichen „Krisen“ der Entwicklung in 

der frühen Kindheit zusammengefasst 

und im Unterschied dazu die sogenannten 

„Regulationsstörungen“ beschrieben (vgl. 

Papoušek et al. 2004). Darunter werden 

Einschränkungen in der Verhaltensregu-

lation des Säuglings in drei Bereichen 

verstanden: (1) in der Schlaf-Wach-Regula-

tion, (2) in der Regulation der Nahrungs-

aufnahme, (3) in der Selbstregulation der 

verschiedenen Verhaltenszustände. Diese 

anfänglichen Schwierigkeiten werden 

durch die intuitiven Fähigkeiten der 

Eltern meist aufgefangen.

Wenn Babys aber eingeschränkte Fähigkei-

ten haben und sich eher langsam entwi-

ckeln und die Eltern ihrerseits die Schwie-

rigkeiten des Kindes z. B. als „undankbar 

und bewusst böse“ fehl interpretieren und 

somit nicht mehr annehmend und unter-

stützend sein können, sondern zuneh-

mend angespannt, wütend und verzwei-

felt, dann kann das zu Entgleisungen mit 

schwerwiegenden Folgen führen (vgl. Zie-

genhain et al. 2004).

Wenn das Kind doch nur schon 

sprechen könnte

Die Entwicklung einer tragfähigen und 

stabilen Beziehung zwischen den Eltern 

und ihrem kleinen Kind hängt von Anfang 

an davon ab, ob beide ausreichend gute 

Erfahrungen miteinander machen kön-

nen. Eltern entwickeln dann ein gutes 

„Elternselbstwertgefühl“, das ihnen hilft, 

die immer wieder neu auftauchenden 

Probleme zu bewältigen. Die Kinder erle-

ben, dass sie Eltern haben, denen sie sich 

verständlich machen können und die 

ihnen wiederum verlässlich geben, was 

sie brauchen. 

 

fühlsame und offene Beraterinnen und 

Berater zu antworten und die Haltung zu 

vermitteln, dass trotz guter Absichten 

eben auch unerwartete, schwierige Situati-

onen entstehen können, insbesondere in 

der ersten Zeit mit Säuglingen und Klein-

kindern. Anschließend kann es gelingen, 

mit den Eltern zu verstehen, warum die 

Beziehung so konfliktreich geworden ist 

und gemeinsam eine Veränderung herbei-

zuführen. Im Folgenden kommentieren 

wir Äußerungen von Eltern nach der 

Geburt eines Kindes.

Wenn ich das vorher gewusst hätte

Ob ein Kind bewusst oder unbewusst 

erwünscht war, wie sehr und wie lange 

Eltern diesen Wunsch hatten, welche Hoff-

nungen und Erwartungen damit verbun-

den waren, welche Ängste bewältigt wer-

den mussten und wie schließlich die 

Geburt des Kindes verlief und von den 

Eltern jeweils erlebt wurde, das alles wirkt 

in der Eltern-Kind-Beziehung lange nach. 

Wer Erfahrungen in der Frühberatung 

oder mit Eltern-Kind-Gruppen hat, weiß, 

wie oft, gern, variantenreich und emotio-

nal Eltern von der Zeit um die Geburt 

berichten.

In diesen Erzählungen begegnen sich „drei 

Kinder“ wieder: Das „imaginäre Kind im 

Kopf der Eltern“, das „Kind im Bauch“ der 

Mutter, das sie spürt und dessen Entwick-

lung sie heutzutage auf Ultraschallbildern 

schon während der Schwangerschaft stän-

dig mitverfolgen kann, und schließlich 

das „reale Kind“, das nun mit ihnen lebt 

(Brazelton & Cramer 1990, Pedrina 2001).

Da kann es Übereinstimmungen, Konflik-

te und auch unvorhersehbare Enttäu-

schungen geben. Psychische und physische 

Überlastungen um die Geburt eines Kin-

des prägen die Eltern-Kind-Beziehung mit 

und können zu schwierigen Entwicklun-

gen führen.

Alle haben süße Babys – aber warum 

haben wir ein Schreikind?

Kinder können ihre Eltern auf eine Weise 

herausfordern, der sie sich nicht gewach-

sen fühlen und auf die sie sich nicht ein-

stellen konnten. Viele Eltern sind heute 

verunsichert und trauen ihren eigenen 

Fähigkeiten, ein Kind sicher und ruhig 

bei sich aufzunehmen, kaum. Die Ursa-

Das ist selbst ein Entwicklungsprozess, 

dessen Gelingen von vielfältigen Bedin-

gungen abhängt. Die Chance früher Hilfen 

liegt darin, diesen Prozess zu fördern. 

Dabei taucht immer wieder eine besonde-

re Herausforderung auf: Die Entwicklung 

einer stabilen Eltern-Kind-Beziehung wird 

stark von den Entwicklungsfortschritten 

des Kindes geprägt. Gibt es hier Schwierig-

keiten, Beeinträchtigungen oder auch nur 

Verzögerungen, kann das schnell zu spür-

baren Belastungen der Beziehung zwi-

schen den Eltern und dem Kind führen. 

Andererseits haben Beeinträchtigungen 

der elterlichen Kompetenzen und Fähig-

keiten einen sichtbaren Einfluss auf die 

Entwicklungsfortschritte des Kindes, und 

das kann ebenfalls die Entwicklung einer 

guten Beziehung erschweren.

Ich bin selbst ohne Vater aufgewachsen 

und wollte nur ein Kind mit einem Vater 

dazu, aber der ist jetzt weg

Bei der Untersuchung der Ursachen für 

Entgleisungen in der frühen Eltern-Kind-

Beziehung spielt die Partnerschaft der 

Eltern insofern eine entscheidende Rolle, 

als dass deren Vorhandensein und Qualität 

bzw. deren Fehlen sowohl Schutz- als auch 

Risikofaktor für die Entwicklung des Kin-

des sein kann.

Von der Beziehung der Eltern zueinander 

und zum gemeinsamen Kind hängt mit ab, 

wie die oben beschriebenen anfänglichen 

Herausforderungen bewältigt werden. 

Eltern können sich unterstützen und ent-

lasten, Konflikte gemeinsam aushalten 

und Probleme lösen und beide dem Kind 

mit all seiner Bedürftigkeit zur Verfügung 

stehen. Sie können aber auch in ihrer Part-

nerschaft durch die neue Situation über-

fordert sein, voreinander oder auch vor 

dem Kind „flüchten“, sich gegenseitig 

beschuldigen oder entwerten oder sich 

gemeinsam der zu großen Verantwortung 

entziehen. Eltern bekommen manchmal 

Angst vor ihrem Kind, sie sind plötzlich 

mit den eigenen Erfahrungen aus ihrer 

Kindheit in einem sie überwältigenden 

Maße konfrontiert und sie fangen an, 

diese Irritationen am Kind zu agieren.

Das Grundbedürfnis des Kindes nach einer 

Beziehung zu beiden Elternteilen kann so 

vorerst nicht befriedigt werden. Mögliche 
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Beeinträchtigungen für die kindliche Ent-

wicklung können sowohl darin liegen, 

dass das Kind in eine Ersatzpartnerrolle 

gerät mit all den dazugehörigen Bezie-

hungsproblemen, als auch darin, dass die 

Mutter, bei der das Kind in diesem Alter 

meist lebt, den Anforderungen alleine 

eben nicht gewachsen ist. Der Dritte fehlt. 

Im Zusammenwirken mit weiteren Risiko-

faktoren auf Seiten des Kindes und der 

Mutter können Ärger, Kränkung, Wut und 

Verzweiflung über den fehlenden Dritten 

zu aggressiven Gefühlen und Handlungen 

dem Kind oder aber auch den Helfern 

gegenüber führen.

Die aktive Auseinandersetzung mit dieser 

besonderen Familiensituation, in der der 

Vater fehlt, und deren Bedeutung für das 

Kind und die Mutter scheint uns eine gro-

ße Herausforderung für das Hilfesystem 

insgesamt und den weiteren Ausbau der 

Frühen Hilfen insbesondere zu sein.

Na du siehst ja nicht gerade wie eine 

glückliche Mutter mit Baby aus

Ähnlich wie das kleine Kind eine seinen 

Entwicklungsbedürfnissen angemessene 

Umgebung braucht, sind auch Eltern mit 

einem Säugling darauf angewiesen, eine 

entsprechende soziale Umgebung vorzu-

finden bzw. sich erst zu schaffen. Angefan-

gen von nahen Bezugspersonen, die sich 

mit ihnen freuen, die Sorgen verstehen 

und gegebenenfalls Unterstützung anbie-

ten, bis hin zu medizinischen Einrichtun-

gen oder Orten, an denen sich Familien 

mit Kleinkindern begegnen können. 

Eltern, die ein solches Umfeld nicht haben 

und eher zurückgezogen und einsam 

leben, können unter Umständen schneller 

an ihre Belastungsgrenzen kommen und 

damit in eine Überforderungssituation. 

Auch unrealistische Erwartungen oder 

zusätzlicher „Leistungsdruck“ können 

Eltern verunsichern, die ohnehin vorhan-

dene Anspannung noch erhöhen und zu 

unerwünschten Überreaktionen führen.

Öffentlichkeit und Medien prägen in sehr 

gezielter Weise die „Mutter-Vater-Bilder“. 

Die Angst, am eigenen Kind zu scheitern, 

wird ebenso geschürt wie die durch die 

Werbung besonders beförderte Angst, 

nicht all den Erwartungen des Kindes 

entsprechen zu können. Was Kinder 

angeblich alles brauchen und haben müs-

sen und was für ihre Entwicklung unab-

dingbar zu sein scheint, führt bei Eltern 

leicht zu Gefühlen, nie genügen zu kön-

nen bzw. ganz irritiert zu sein, was nun 

tatsächlich wesentlich ist. Das wiederum 

kann sich unter bestimmten, schon belas-

teten Umständen auf die für die Eltern-

Kind-Beziehung notwendige Entwicklung 

eines guten Selbstwertgefühls als kompe-

tente Eltern durchaus auch beeinträchti-

gend auswirken und zu Gefühlen von 

Wut, Kränkung oder zu Versagensängsten 

führen. Auch hierin kann eine Quelle 

dafür liegen, sich resigniert und ent-

täuscht vom Kind abzuwenden oder aber 

die Wut am Kind auszuagieren.

Wenn ich gewusst hätte, dass es so etwas 

gibt, wäre ich viel früher gekommen

Manchmal steht der Wunsch nach Unter-

stützung im Vordergrund. Aufgrund von 

Informationslücken, mangelnder Öffent-

lichkeitsarbeit, Vorurteilen oder Scham- 

und Schuldgefühlen kann der Weg dahin 

aber versperrt sein. Andererseits wehren 

sich manche Eltern mitunter auch gegen 

wohlgemeinte Hilfsangebote, obwohl sich 

verschiedene Fachkräfte um ein Kind sor-

gen. 

 

Frühe Hilfen unter einem Dach: flexibel und gemeinsam
Eine junge Frau kommt ins Kinderschutz-Zentrum und fragt, ob sie mit 

ihrem Kind in die Eltern-Kind-Gruppe kommen kann, auch wenn das Kind 

sehr schwierig sei. Sie habe das Schild im Fenster gelesen, erst gezögert, 

aber jetzt ihren Mut zusammen genommen. Die Fachkollegin, welche die 

wöchentlichen Vormittage vorbereitet und auch stets begleitet, nutzt gleich 

die Gelegenheit zu einem ersten kurzen Gespräch, und interessiert sich für 

die Situation der Familie und die angedeuteten Besonderheiten des Kindes. 

Die junge Frau hat Gelegenheit zu überlegen, welche Erwartungen sie an die 

Gruppentreffen hat, und was ihr möglicherweise auch schwer fallen würde. 

Sie wünscht sich vor allem, an einem Vormittag nicht alleine zu sein mit 

ihrem sehr unruhigen Kind. Sie sagte „Schreikind“ zu ihm.

Die Mutter will etwas anderes erleben, anderen Eltern mit ihren Kindern 

begegnen und ausprobieren, ob ihr das gut tun könnte. Sie hofft auf Mitge-

fühl und Wertschätzung, auf Ablenkung und Entlastung. Für manche Eltern 

ist das zunächst tatsächlich der einzige „leichte Ort“, an dem sie das regelmä-

ßig erleben können.

Für die Eltern wiederum, die weniger Belastungen ausgesetzt sind, ist die 

gemeinsame Begegnung eine bisher kaum gekannte Möglichkeit, von der 

eigenen Energie und Hoffnung etwas abzugeben, zu helfen, neue soziale 

Netze zu knüpfen und gemeinsam Schwieriges – oft über das ganze erste 

Jahr – auszuhalten. Sie beschäftigen sich z. B. mit dem sehr unruhigen Kind 

und die Mutter kann sich zu einem kleinen Frühstück oder Kurzschlaf in 

einen anderen Raum zurückziehen. Die anderen Eltern zeigen dem Kind, wie 
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gern sie es alle „trotz“ des häufigen Schreiens haben, was das 

Kind wiederum zu genießen und auch wenigstens zeitweise zu 

beruhigen scheint. Die Kindesmutter kann das unheimlich schät-

zen und fühlt sich nicht mehr so ausgeliefert und einsam. Sie 

selber wendet sich gern auch den anderen Babys zu, kann fröh-

lich und ausgelassen spielen, singen und toben. Alle haben den 

Eindruck, dass sie Energie tankt für die Zeit allein mit dem Kind.

Andere Eltern werden durch zusätzliche Einzelgespräche, sozial-

pädagogische oder medizinische Hilfen unterstützt. Insofern 

kann in der Eltern-Kind-Gruppe gewissermaßen ein neuer Erfah-

rungsraum entstehen und eine tragfähige Brücke gebaut werden, 

sei es zum nächsten Entwicklungsabschnitt des Kindes – z. B. 

dem Übergang zur Kindertagesbetreuung – oder zu sich anschlie-

ßenden spezifischen Angeboten für Eltern und/oder Kind.

Die Eltern-Kind-Gruppen im Kinderschutz-Zentrum sind ein Bei-

spiel dafür, wie fließend die Übergänge zwischen den Frühen 

Hilfen für alle Eltern mit Kindern von null bis drei Jahren und 

der Sorge um das Wohl eines Kindes und der Eltern sein können.

Die Chance besteht darin, alle Eltern großzügig einladen zu kön-

nen und dann den besonderen Bedarf einzelner Eltern und ihrer 

Kinder mit den Eltern gemeinsam zu erkennen, fachlich kompe-

tent einzuschätzen und entsprechend beantworten zu können. 

Dazu ist sowohl eine gute Vernetzung psychosozialer, gesund-

heitlicher und sozialpädagogischer Dienste erforderlich als auch 

ein gesellschaftliches Klima Eltern mit Säuglingen und Kleinkin-

dern gegenüber, das Eltern ermuntert, Einrichtungen für Famili-

en aufzusuchen und sich in besonders schwierigen Lebenssituati-

  > Misshandlung und Vernachlässigung von 
  Kindern kann als hilf- und sprachloser Versuch 
  der Konfliktbewältigung verstanden werden. < 

onen den Fachkräften in den Frühen Hilfen anzuvertrauen.Im 

Kinderschutz-Zentrum Berlin wurden in den zurückliegenden 

zehn Jahren präventive Angebote entwickelt, die ausgehend von 

der Forschungslage und von Erfahrungen bereits laufender Pro-

jekte die Besonderheiten der Familiensituation und des besonde-

ren Unterstützungsbedarfs berücksichtigen und flexible Einzel- 

und Gruppenangebote vorhalten, um insbesondere belastete 

Eltern früh unterstützen zu können:

Die Besonderheiten der Familiensituation nach 

der Geburt eines Kindes führen zu Besonderheiten 

im Zugang zu den Familien

Die Zeit um die Geburt und die Zeit nach der Geburt eines Kindes 

sind sehr intime Wochen und Monate in Familien. Diese Zeit ist 

mit viel Hoffnung und entsprechend positiven Erwartungen ver-

knüpft. Viele Eltern wollen es gerade am Anfang allein schaffen. 

Sie müssen sich erst einmal an die neuen Situationen und Anfor-

derungen gewöhnen. Gefühle von großem Glück über dieses 

„Wunder“, nun ein Kind zu haben, und Gefühle von Verunsiche-

rung und Erschöpfung wechseln einander rasch ab. Neue Sorgen 
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und Fragen tauchen auf, Bedürfnisse nach Unterstützung und 

Verständnis entstehen, aber jeder Tag ist auch anders. Anfangs-

schwierigkeiten gehören zu dieser neuen gemeinsamen Zeit 

und viele Eltern kommen zügig und gut darüber hinweg. Bei 

anderen dauert es länger oder es ist viel schwieriger, aber sie 

hören nicht auf zu hoffen und leben mitunter wochenlang sehr 

einsam in extremen Belastungssituationen. Das kann zu schwie-

rigen Entwicklungen des Kindes und der Eltern-Kind-Beziehung 

führen. Wer früh helfen will, muss sich zunächst einmal dieser 

besonderen Situation bewusst sein und das Zögern von Eltern, 

sich Hilfe zu holen, als solches wahrnehmen und respektieren. 

Besonderheiten im Erkennen eines Unterstützungsbedarfs

Ob und wann Eltern selber erkennen können, dass sie Unterstützung 

benötigen und nicht mehr aus eigenen Kräften heraus mit ihrem 

Kleinkind und dessen Bedürfnissen oder Besonderheiten zurecht-

kommen, hängt offensichtlich von sehr vielen Umständen ab, wie:

- der aktuellen Familiensituation und den jeweiligen 

 Schwierigkeiten mit dem Kind,

- den eigenen Lebenserfahrungen und den Erfahrungen 

 mit Hilfe,

- den Besonderheiten der jeweiligen regionalen Hilfe-

 landschaft,

- der psychischen Gesundheit der Eltern (vgl. Hornstein 

 et al. 2011),

- den sozialen Kompetenzen,

- dem Maß an Selbstvertrauen und Vertrauen anderen 

 Menschen gegenüber,

- dem gesellschaftlichen Klima insgesamt (wie interessiert, 

 anerkennend, unterstützend, großzügig und solidarisch 

 verhält sich die Gemeinschaft zu Familien mit Kindern).

Inwiefern Fachkräfte also Familien mit Säuglingen und Klein-

kindern begegnen – und das ist ja die Voraussetzung dafür, eine 

erforderliche Unterstützung zu installieren –, hängt insofern 

nicht nur von den Familien selber, sondern ebenso von der 

Gemeinschaft insgesamt und dem Hilfesystem im Besonderen ab. 

Der Zusammenarbeit und Vernetzung von medizinischen Einrich-

tungen und der Jugendhilfe kommt dabei eine besondere Bedeu-

tung zu, denn psychosozial belastete Eltern mit Säuglingen und 

Kleinkindern suchen vorrangig eine Kinderarztpraxis, manchmal 

eine Hebamme oder andere medizinische Einrichtungen auf. 

Insofern beginnt die Erforschung des Hilfebedarfs bereits hier, 

und schwierige Entwicklungen können in den Blick genommen 

und mit den Eltern erstmals thematisiert werden.

Eltern in ihrer Situation annehmen und ihnen 

genau zuhören

Wenn Eltern mit kleinen Kindern in eine Einrichtung kommen 

und ein Anliegen haben, sollte das in keinem Fall bagatellisiert 

werden, die Eltern sollten nicht vertröstet oder schnell und 

unverbindlich weitergeschickt werden. Eltern berichten das 

sowohl von Besuchen bei Kinderärzten, wenn sie z. B. Fütterpro-

bleme haben oder auch von Beratungseinrichtungen, die sich 

möglicherweise auf diesem Gebiet nicht so auskennen. Auf diese 

Weise gehen Familien, in denen Kleinkinder womöglich bereits 

gefährdet sind, „verloren“. Selbst wenn Beschwichtigungen als 

Beruhigung der Eltern gut gemeint sind, so helfen sie den Eltern 

nicht. Ihre Schuldgefühle werden dadurch noch verstärkt und 

auch die Hoffnungslosigkeit, dass es eben keine Unterstützung 

geben kann und sie weiter alleine mit ihren Problemen sind.

Fachkräfte sollten hellhörig sein, wenn Eltern in Notsituationen 

Wünsche oder Phantasien preisgeben, wie:

- das Kind am liebsten weggeben zu wollen,

- es zu „verkaufen“,

- es möge doch wieder „zurück im Bauch“ sein,

- oder die Eltern wollten „lieber ein anderes Baby“ haben.

Auch wenn viele Eltern zeitweilig derartige Phantasien haben, 

können solche Bemerkungen auch sehr ernst gemeint sein. Mögli-

cherweise liegt darin sogar ein Ruf nach Hilfe, ohne zu wissen, 

worin diese genau bestehen könnte.

Säuglinge und Kleinkinder sind aufgrund ihrer unaufschiebbaren 

physiologischen und seelischen Entwicklungsbedürfnisse auf 

deren zuverlässige Befriedigung durch die jeweiligen Bezugsper-

sonen existenziell angewiesen. Die Gefahr, dass eine Fehl- oder 

Unterversorgung lebensbedrohliche Folgen hat, ist im Säuglings-

alter besonders hoch. Die Eltern-Kind-Beziehung kann schwer 

belastet werden und auch in Form von Misshandlung oder Ver-

nachlässigung entgleisen. Diese Gefahr besteht auch, wenn Regu-

lationsstörungen des Säuglings sich in exzessivem Schreien, Füt-

ter- oder Schlafproblemen äußern und nicht behoben werden 

können. Familien sind in solchen Situationen auf Unterstützung 

und Entlastung angewiesen.

Gleichzeitig haben Eltern durchaus Gründe dafür, sich nicht 

selbstständig Hilfe zu suchen. In dieser besonderen Situation

- ist es gut, eine Anbindung an die jeweilige Institution bzw. 

Hilfeeinrichtung herzustellen,

- mit einer dem konkreten Anliegen der Eltern angemessenen 

Unterstützung zu beginnen oder die Eltern an eine konkrete 

Stelle zu begleiten (bzw. einen persönlichen telefonischen 

Kontakt herzustellen), die das leisten kann,

- bietet sich das Konzept „Präventive Hilfen aus einer Hand“ 

an, um maßgeschneidert entsprechend des konkreten Unter-

stützungsbedarfs Hilfe zu entwickeln; an dieser Stelle ist eine 

erfahrene Beraterin unerlässlich, die eine vertrauensvolle 

Eltern-Kind-Helfer-Beziehung aufbauen kann,

- ist zu berücksichtigen, dass eine kurzfristige Intervention 

und eine durch sie erreichte erste gelungene Veränderung der 

Situation nicht unbedingt von Dauer sind; es könnten nach 

kurzer Zeit  wieder ähnliche oder auch weitere Probleme auf-

tauchen,

- empfehlen wir, längerfristig mit der Familie im Kontakt zu 

bleiben, um den Eltern nach einer guten entlastenden Erfah-

rung die Möglichkeit zu erhalten, auch weiterhin oder nach 

einiger Zeit erneut Hilfe in Anspruch zu nehmen; ein solches 

Vorgehen stabilisiert das elterliche Selbstwertgefühl wieder 

und trägt dazu bei, die folgenschwere Beeinträchtigung der 

Eltern-Kind-Beziehung abzuwenden und einer Kindeswohlge-

fährdung auf Dauer vorzubeugen.
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Vernetzung und Kooperation

Der Anspruch, Eltern möglichst früh zu erreichen, um mit ihnen über 

ihren Hilfebedarf in Kontakt zu kommen, gelingt nur durch gutes „Netz-

werken“. Die sozialräumliche Verankerung der Kinderschutz-Zentren bie-

tet gute Voraussetzungen, um viele Fachkräfte, die mit Familien mit Säug-

lingen und Kleinkindern zu tun haben, zu erreichen, z. B. niedergelassene 

Ärzte, medizinische Einrichtungen, Jugend- und Gesundheitsämter usw. 

Dort, wo junge Eltern sich aufhalten, können sie von Möglichkeiten der 

Unterstützung erfahren. Unsere Erfahrung besagt auch, dass präventive 

Angebote immer wieder kommuniziert werden sollten, um die Zielgruppe 

zu erreichen.

Kooperation ist allein schon deshalb geboten, weil die Fachkräfte es mit 

einer Ungleichzeitigkeit in der Entwicklung des Kindes selbst und der För-

derung der Fähigkeiten der Eltern zu tun haben, was häufig eine Kombi-

nation verschiedener Hilfeformen in guter Absprache notwendig macht, 

z. B.: (1) Elternberatung und therapeutische Unterstützung für das Kind, 

(2) zeitweilige Betreuung des Kindes von einer zusätzlichen verlässlichen 

Pflegeperson und therapeutische Behandlung eines Elternteils, (3) intensi-

ve Familienhilfe und zusätzliche intensive therapeutische Arbeit mit den 

Eltern, (4) Eltern-Kind-Behandlung und lebenspraktische Unterstützung 

der Familie im Alltag, (5) Mutter-Kind-Einrichtung und zusätzliche Eltern-

beratung.

Einfach ist das nicht. Sowohl für denjenigen, der die Fäden in der Hand 

halten muss, als auch für die Familie selber, die plötzlich mit mehreren 

Helfern zusammentrifft, denen es allen um die gelingende Entwicklung 

des Kindes und der Eltern-Kind-Beziehung geht. Diese besondere Vernet-

zung und die Hilfen kosten – aber wie kostbar ist es, wenn der Familie der 

Anfang doch noch gelingt.

Schlussbemerkungen
Frühe Hilfen gelingen dann, wenn Eltern und Kinder ein Vertrauen in 

Fachkräfte, Hilfen und natürlich in sich selbst entwickeln können. Ein 

solches Ergebnis früh einsetzender Hilfen bietet gute Chancen, dass sich 

Eltern in neuerlichen komplizierten Situationen an Hilfreiches der Hilfe 

erinnern, wissen, wo es Hilfe zu holen gibt und welche Hilfe in ihrer Situ-

ation wirksam wäre. Dieser Effekt entsteht umso stärker, je deutlicher 

Eltern das Zutrauen von Fachkräften spüren, dass sie verantwortliche 

Eltern sein können. 

Die Kinderschutz-Zentren

Alle Kinderschutz-Zentren in Deutsch-

land bieten Beratung und Therapie für 

Familien, Eltern, Kinder und Jugendli-

che in schwierigen Lebenssituationen 

und belastenden Beziehungskonflik-

ten an. 

Fast alle Zentren haben in den letzten 

Jahren nach den jeweils regionalen 

Erfordernissen und Möglichkeiten 

zusätzlich spezialisierte Frühe-Hilfe-

Angebote entwickelt, um insbesondere 

auch besonders belastete oder benach-

teiligte Eltern mit ihren Säuglingen und 

Kleinkindern früh erreichen und unter-

stützen zu können.

Die Anbindung der Frühen-Hilfen-An-

gebote an ein Kinderschutz-Zentrum 

gewährleistet, dass auch in Situationen, 

in denen das Kindeswohl gefährdet ist, 

auf die Fachkompetenz und die weiter-

gehenden Angebote zurückgegriffen 

werden kann. Darüber hinaus bieten 

die Kinderschutz-Zentren auch Fachbe-

ratung gemäß § 8a SGB VIII im Bereich 

der Frühen Hilfen für alle Professionel-

len an, die mit Eltern und Kleinkindern 

in Kontakt sind.

Die Kinderschutz-Zentren haben sich zu 

einem bundesweiten Netzwerk zusam-

mengeschlossen, um aktuelle Themen 

und Entwicklungen in den Frühen Hil-

fen auszutauschen, gemeinsame fachli-

che Standards zu entwickeln und sich 

weiterzuqualifizieren.

Die Kinderschutz-Zentren sind im Fach-

beirat des Nationalen Zentrums Frühe 

Hilfen vertreten und unterstützen den 

fachpolitischen Diskurs. 

Bundesweite Fachkongresse und zahl-

reiche Fachpublikationen zu den The-

men der Frühen Hilfen trugen zur Sen-

sibilisierung und Qualifizierung der 

Fachöffentlichkeit bei.
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Wann und wo immer sich Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern melden 

und welche Fragen oder Sorgen sie auch zunächst äußern mögen, ihr Anlie-

gen ist in jedem Fall ernst zu nehmen – auch wenn auf den ersten Blick 

nichts Auffälliges zu bemerken ist, die Eltern eher verhalten und unaufge-

regt nachfragen.

In Zeiten knapper Kassen gilt es, bestehende präventive Angebote zu sichern 

und auszubauen. Eltern äußern immer häufiger ihren Bedarf früher Begeg-

nung mit anderen Eltern in der gleichen Situation und mit Fachkräften. Sie 

tragen die Möglichkeit der Teilnahme an Gruppen weiter und nehmen dank-

bar Angebote entwicklungspsychologischer Beratung, Beratung in Krisensi-

tuationen, mitunter auch Hausbesuche an.

Debatten zur Qualität Früher Hilfen und zu Möglichkeiten der Evaluation 

sind u. a. durch das Nationale Zentrum Frühe Hilfen in Gang gekommen. Die 

Beförderung des berufsübergreifenden Austauschs der Fachkräfte (Tagungen, 

Fortbildungen, Arbeitskreise) ist im Sinne des Voneinander-Lernens Voraus-

setzung gelingender Kooperation. Einerseits ist es wichtig, früh Eltern zu 

erreichen und ihnen zu helfen, Vertrauen in Helfer und Hilfen zu fassen. 

Andererseits sollten wir darauf achten, wie es um die Qualität und finanziel-

le Absicherung von Angeboten für ältere Kinder, für Jugendliche und deren 

Eltern steht. Sowohl Frühe Hilfen als auch Hilfen für Kinder und Eltern in 

späteren Entwicklungsetappen sind dringend notwendig, um Kindern ein 

gesundes Wachsen zu ermöglichen.

Gemeinsam mit den bei uns betreuten jungen Eltern denken wir weiter und 

wissen auch, dass gesundheitliche und soziale Unterstützung allein nicht 

reicht. Es gilt, gesellschaftliche und politische Anstrengungen zu unterneh-

men, um z. B. für eine adäquate Ausstattung der Kindertagesbetreuung und 

für Arbeitsbedingungen zu sorgen, die jungen Eltern ein Ausbalancieren der 

Bedürfnisse ihrer Kinder, ihrer Ansprüche an sich selbst und dem Wunsch, 

im Beruf wieder Fuß zu fassen, ermöglicht.

www.kinderschutz-zentren.org

Dr. Christine Maihorn ist Diplom-Philosophin und psychoanalytische 

Paar- und Familienberaterin im Kinderschutz-Zentrum Berlin.

Dr. Elke Nowotny ist Diplom-Psychologin, Psychologische Psychotherapeutin 

und Vorsitzende des Kinderschutz-Zentrums Berlin.
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  > Die Vater-Kind-Bindung hat eine 
  wichtige eigenständige Bedeutung 
  für die Entwicklung des Kindes. < 
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Väter in den Frühen Hilfen
Erfahrungen, Chancen und Herausforderungen | Von Andreas Eickhorst und Stefanie Peykarjou

In den Angeboten der Frühen Hilfen soll die Familie als Ganzes in den Fokus rücken 

– Vater, Mutter und Kind. Der Einbezug von Vätern in die aufsuchende Arbeit birgt allerdings 

besondere Herausforderungen, aber auch wichtige Chancen für die Familie (vgl. Eickhorst 2009). 

Diese sollen im Folgenden am Beispiel des Modellprojekts „Keiner fällt durchs Netz“ aufgezeigt 

werden.

Väter in der Familie
Väter haben prinzipiell die gleichen elterlichen Fähigkeiten wie 

Mütter. Sie sind ebenso kompetent in Pflege und Erziehung, sind 

wertvolle Interaktionspartner des Kindes und besitzen intuitives 

Wissen über den Umgang mit Säuglingen. Darüber hinaus bieten 

sie dem Kind einen wichtigen, von der Mutter unabhängigen 

Erfahrungsrahmen: Es profitiert von den unterschiedlichen 

Ansprüchen, Anregungen und Umgangsstilen, die Vater und Mut-

ter mitbringen. Dabei nehmen die Väter häufig eine stärker phy-

sisch stimulierende und die Eigenständigkeit fördernde Rolle ein, 

während Mütter ein vorsichtigeres Verhalten zeigen. Dementspre-

chend werden auch individuelle Bindungen zwischen Vater und 

Kind bzw. Mutter und Kind aufgebaut. Die Vater-Kind-Bindung ist 

mehr als einfach eine zweite Bindung, sie hat eine wichtige eigen-

ständige Bedeutung für die Entwicklung des Kindes.

Verschiedene Studien haben gezeigt, dass die Abwesenheit des 

Vaters mit negativen Auswirkungen einhergehen kann (Lamb & 

Tamis-Lemonda 2004). Es wurden vor allem Probleme in der Ent-

wicklung der Geschlechtsrollenidentität, der schulischen Leis-

tung sowie der psychosozialen Anpassung beobachtet, die ver-

mutlich auf einer in diesen Fällen nicht ausreichenden Erfüllung 

emotionaler, sozialer und ökonomischer familiärer Rollen durch 

den Vater beruhen.

Väter befinden sich heute häufig in einem Konflikt zwischen 

der Übernahme der Ernährerrolle einerseits und andererseits 

dem Wunsch danach, sich als aktiver und liebevoller Vater zu 

beteiligen. Dieser Konf likt entspricht einer gegenwärtigen 

gesellschaftlichen Situation, die immer stärker den „Neuen 

Vater“ fordert: Er soll eine gleichberechtigte Partnerschaft 

leben, sich im Haushalt und bei der Kindererziehung beteiligen 

und sich gegenüber dem Kind warm und köperbetont verhal-

ten. Aktuelle gesellschaftspolitische Entwicklungen wie die 

erweiterte Elternzeit unterstützen die Übernahme dieser 

modernen Vaterrolle. Trotz vielfach vorhandener Motivation 

der Väter und zunehmender politischer Unterstützung fällt es 

vielen Vätern dennoch schwer, die Rolle des „Neuen Vaters“ zu 

übernehmen. Trotz Elterngeld ist die wirtschaftliche Situation 

vieler Familien angespannt, und da die Väter meist mehr ver-

dienen, ist der Verlust auch größer, wenn sie zu Hause bleiben. 

Auch die Sorge um den Verlust des eigenen Arbeitsplatzes 

spielt eine Rolle.

Vielen Männern fällt es überdies schwer, die aktuelle Realität und 

Anforderungen an Väter in Einklang zu bringen mit den Bildern, 

die sie biographisch in ihrer Herkunftsfamilie vom Vater-Sein 

entwickelt haben. Die zunehmende Verfügbarkeit von Rollenmo-

dellen des „Neuen Vaters“ in der kommenden Zeit könnte viel-

leicht dazu beitragen, dass Vätern die Identifikation mit diesem 

Rollenbild und Familien die praktische Umsetzung im Alltag 

leichter fallen wird (vgl. Walter & Eickhorst 2012).

Chancen und Herausforderungen 
der Einbindung von Vätern
Aufgrund der dargestellten Bedeutung von Vätern ist gerade auch 

beim Vorliegen von Belastungen der Einbezug der Väter sehr 

wichtig. Die aufsuchende Arbeit in den Frühen Hilfen wendet 

sich insbesondere an Familien, welche noch genügend Ressour-

cen besitzen, um sich mit Unterstützung selber zu helfen. Daher 

können die positiven Ressourcen von Vätern einerseits zur Stär-

kung der Familie genutzt werden und andererseits müssen die 

Väter selbst gestärkt werden.

Die Charakteristika des Einbezugs von Vätern lassen sich anhand 

des Vier-Ebenen-Modells der väterlichen Präsenz (Eickhorst et al. 

2010; siehe Abbildung 1) darstellen. Das Modell umfasst eine bio-

logische, eine intrapersonelle, eine interpersonelle und eine fami-

liäre Ebene. Diese Ebenen bauen aufeinander auf und umfassen 

sich gegenseitig. 
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Die biologische Ebene befasst sich mit der Frage, ob der Vater 

Investitionen in das einzelne Kind als „lohnenswert“ erachtet. 

Nur auf dieser Grundlage können Väter erfolgreich in die Frühen 

Hilfen einbezogen werden. Hegt der Vater z. B. bewusste oder 

unbewusste Zweifel an seiner biologischen Vaterschaft, wird die 

Identifi kation mit seiner Vaterrolle erschwert und er zieht sich 

gegebenenfalls aus der Pfl ege und Erziehung des Kindes zurück. 

Doch selbst wenn die biologische Vaterschaft unzweifelhaft 

geklärt ist, kann eine aufwändige Investition in das eigene Kind 

dennoch als nicht lohnenswert erscheinen, z. B. wenn der Vater 

eine Beziehung mit einer anderen Frau als der Mutter führt.

Auf der intrapersonellen Ebene werden psychologische Faktoren 

für die väterliche Präsenz betrachtet. Eine zentrale Herausforde-

rung für den Einbezug der Väter in die Frühen Hilfen ist dabei 

die Berücksichtigung des Geschlechtsrollenstereotyps. Entspre-

chend des männlichen Geschlechtsrollenstereotyps hat „Mann“ 

keine Probleme oder ist zumindest selbstständig in der Lage, sie 

zu lösen. Das Eingestehen von Problemen, die nicht selbstständig 

gelöst werden können, spiegelt die eigene Unzulänglichkeit 

wider. Daraus kann eine gewisse Rivalität mit den Helfersyste-

men entstehen, da die eigene Wertigkeit unter Beweis gestellt 

werden muss. Der entstehende Tatendrang kann jedoch auch 

positiv genutzt werden: Die Helfer sollten den Impuls des Vaters 

zum eigenständigen Lösen von Problemen unterstützen, soweit 

dies realistisch ist. Dadurch können der Selbstwert des Vaters und 

auch das gesamte Familiensystem in seiner Handlungsfähigkeit 

gestärkt werden.

Abbildung 1: Das Vier-Ebenen-Modell 

der väterlichen Präsenz (nach Eickhorst et al. 2010)

> Gerade beim Vorliegen von Belastungen 
ist der Einbezug der Väter sehr wichtig. < 

Die interpersonelle Ebene beinhaltet die Übernahme unter-

schiedlicher sozialer Rollen, unter anderem auch bezüglich der 

Entwicklung von der Paar- zur Elternbeziehung. In dieser Zeit gilt 

es für Mütter und Väter, ihre Beziehung neu zu überdenken und 

zu defi nieren. Manchmal treten Zweifel auf, ob die Mutter den 

Partner in der neuen Rolle als Vater wertschätzend wahrnehmen 

kann und ihn als Unterstützung erlebt. Dies mag verstärkt zutref-

fen, wenn der Vater sich selbst in einem Rollenkonfl ikt befi ndet 

und unsicher ist, ob er als Vater überhaupt einen wertvollen Bei-

trag zur Pfl ege und Erziehung leisten kann. In diesem Fall gibt 

es häufi g auch eine grundlegende Skepsis gegenüber Helfersyste-

men, die aus der Unsicherheit heraus als Bedrohung betrachtet 

werden können. Im Gegensatz dazu kann das liebevolle Vertrau-

en der Mutter in die väterlichen Qualitäten sowie die Wertschät-

zung durch Helfersysteme zu einer Stärkung des Zutrauens in die 

neue Rolle beitragen.

Die Familienebene schließlich refl ektiert die praktische Organi-

sation des neuen Familienalltags. Der Rollenwechsel zum Vater 

kann gut gelingen und neue Kräfte für die Unterstützung der 

Partnerin und des Kindes freisetzen, wenn die übernommenen 

Rollenbilder kompatibel mit den wahrgenommenen Anforderun-

gen und gleichzeitig realistisch umsetzbar sind. Unrealistische 

oder inkongruente Ansprüche der (erweiterten) Familie an den 

Vater (oder umgekehrt) können dazu führen, dass der Vater sich 

zurückzieht. Auch ein Wertigkeitsproblem, etwa wenn die klassi-

sche Ernährerrolle aufgrund von Arbeitslosigkeit nicht ausgefüllt 

werden kann, kann den Einbezug der Väter in die Familie und in 
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die Frühen Hilfen deutlich erschweren. Ein Rückzug aus der 

Familie mag als Desinteresse gedeutet werden, obwohl er eigent-

lich eine Rollenunsicherheit reflektiert.

Es gibt für den Einbezug von Vätern in die Frühen Hilfen jedoch 

auch Herausforderungen, die auf der Seite der Organisation der 

Frühen Hilfen auftauchen und zunächst einmal unabhängig von 

der individuellen Präsenz des einzelnen Vaters sind. Da die Auf-

nahme in die Projekte möglichst früh erfolgt, sind es zumeist die 

Mütter, die im Rahmen der Schwangerschaftsvor- oder -nachsorge 

Kontakt zu den Frühen Hilfen erhalten. Dies führt natürlich zu 

einem stärkeren Engagement der Mütter. Außerdem sind die 

Fachkräfte, die die Familien aufsuchen, in allen uns bekannten 

Fällen selbst Frauen und können daher häufig leichter einen 

Zugang zu den Müttern erhalten. Ihr subjektives Empfinden 

ähnelt sich oft stärker, Familienhebammen beispielsweise kön-

nen die körperliche Seite der Schwangerschaft und Geburt gut 

nachvollziehen, und die Sorgen und Ängste der Mütter sind ihnen 

eher vertraut. Zudem herrscht in unserer Gesellschaft immer 

noch vielerorts die Einstellung vor, dass Frauen und Mütter inter-

essierter und kompetenter im Umgang mit Babys und Kleinkin-

dern seien. Solche subtilen, unbewussten Einstellungen können 

dazu führen, dass Väter sich von den Familienhebammen eher 

schlechter verstanden fühlen als Mütter.

Reflexion: Wie kann der Einbezug von Vätern 
in die Frühen Hilfen gelingen?
Wichtige Voraussetzungen für den gelungenen Einbezug von 

Vätern in die Frühen Hilfen sind eine positive Grundeinstellung 

den Vätern gegenüber sowie ein allgemeines Verständnis dafür, 

dass die Berücksichtigung der Perspektive von Vater, Mutter und 

Kind besondere Chancen für die Familie bietet. Nur dann können 

die Herausforderungen eingeordnet und bewältigt werden (vgl. 

Röhrbein 2010). Die Fachkräfte sollten eine wertschätzende 

Grundhaltung gegenüber den Vätern einnehmen, die zunächst 

einmal unabhängig ist von akuten Herausforderungen. Die reale 

Situation und tatsächliche Bemühungen der Väter sollten wahrge-

nommen werden, ohne ihnen ein Idealbild des perfekten Vaters 

entgegen zu halten. Grundsätzlich ist die Einnahme einer saluto-

genetischen Perspektive, die Stärken und Ressourcen der Familie 

in den Mittelpunkt rückt, sehr förderlich. Daher sollten im Hin-

blick auf die Väter vor allem ihr subjektives Wohlbefinden, ihre 

Ressourcen und auch ihre Rollen und Bedeutungen im Kontext 

des Familiensystems betrachtet werden. Ein solcher Zugang 

ermöglicht ein für den Selbstwert gefahrloses Annehmen der 

Frühen Hilfen, da diese dann keine Bedrohung darstellen.

Zudem wäre es wünschenswert, Hilfsangebote auch formal so zu 

organisieren, dass sie männliche Bedürfnisse aufgreifen. Dies 

könnte bedeuten, dass auch männliche Berater- und Helfersyste-

me etabliert werden, z. B. durch den Einsatz von gemischtge-

schlechtlichen Helferteams. Die Angebote sollten zeitlich eher 

begrenzt und mit konkreten Anleitungen durchgeführt werden, 

um väterlichen Bedürfnissen nach konkreten Hilfestellungen 

entgegen zu kommen, die diese dann auch selbstständig im All-

tag umsetzen können. 

Väter bei „Keiner fällt durchs Netz“
Anspruch und Planung
Bereits bei der Planung der einzelnen Projektbausteine stand fest, 

dass ein Schwerpunkt der gleichberechtigte Einbezug von Vätern 

in alle Projektbestandteile sein sollte (nähere Infos zum Projekt 

in Cierpka 2009). Damit ist nicht nur gemeint, dass die Väter 

potentiell in gleicher Weise an allen Angeboten teilhaben können 

sollten, sondern dass sich um sie möglichst mit dem gleichen 

Engagement und einer vergleichbaren fachlichen Haltung 

bemüht werden sollte, wie um die Mütter (und eventuell auch 

weitere bedeutsame Familienmitglieder). Nur damit kann eine 

ernsthafte Gleichbehandlung als wirklich gelungen bezeichnet 

werden.

In der konkreten Planung der einzelnen Schritte führte das dann 

zu den folgenden Konsequenzen für das Projekt „Keiner fällt 

durchs Netz“ (KfdN):

- Eine möglichst aktive Einbeziehung aller biologischen und 

 sozialen Väter in das Hausbesuchsprogramm vom Anfang der 

 Betreuung an durch alle aufsuchenden Fachkräfte wurde an-

 gestrebt (dafür stehen Familienhebammen und Kinderkranken

 schwestern für das gesamte erste Lebensjahr zur Verfügung).

- In die Ergebnisevaluation zur Wirksamkeit der Hausbesuche 

 wurden Daten von Müttern und Vätern aufgenommen.

- Eine umfangreiche Begleitforschung, unter anderem zum The-

 ma „Väterliche Präsenz“, wurde initiiert; in der Folge fand eine 

 Sammlung und Auswertung vieler hunderter Daten (Fragebögen 

 und Videos) zu Vätern statt.

- In die Ausbildungscurricula zur Familienhebamme (und ver-

 wandter Qualifikationen) wurden Themenbereiche zur Sensibili

 sierung für die Belange der Väter im Projekt aufgenommen. 

 Ebenso fand dieses Thema – im Wechsel mit weiteren Themen – 

 Einzug in die regelmäßigen thematischen Fortbildungen sowie 

 die 14tägigen Supervisionen für die aufsuchenden Helferinnen.

Einige erste Erfahrungen: Chancen 
und Herausforderungen
Gut vier Jahre nach dem Start des Projektes und damit kurz vor 

oder bereits nach Ende der Modellzeit in den meisten Projekt-

landkreisen muss ein gemischtes Resümee gezogen werden. Es 

kann konstatiert werden, dass einiges begonnen und auf den Weg 

gebracht, aber längst nicht alles gelungen ist. Denn obwohl alle 

beschriebenen Maßnahmen umgesetzt, begonnen oder zumin-

dest versucht wurden, ist natürlich auch KfdN von den weiter 

oben erwähnten Schwierigkeiten und Herausforderungen nicht 

verschont geblieben.

Anwesenheit, Beteiligung und Engagement der Väter

Schaut man zunächst auf Anzahl und Einbezug der Väter, so sieht 

man, dass in knapp 28 Prozent aller Hausbesuche die Väter anwe-

send waren (Abbildung 2; exemplarisch für 2011). Dies ergibt 

sich aus Protokollen der Fachkräfte nach jedem Besuch. Aus der 

Begleitstatistik wissen wir jedoch, dass ca. 54 Prozent der Eltern 

zusammen leben (Abbildung 3). Obwohl einige Fälle aufgrund 

unklarer Angaben nicht genau zu klassifizieren waren und man 

auch zwischen Besuchen auf der einen (Abbildung 2) und der 
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Anzahl der Familien auf der anderen Seite (Abbildung 3) unter-

scheiden muss, haben wir es hier dennoch mit einer auffallenden 

Diskrepanz zu tun.

Hinzu kommt, dass eine detailliertere Auswertung der erwähn-

ten Protokolle ergibt, dass gar nicht bei den gesamten 28 Prozent, 

sondern nur in 22 Prozent sämtlicher Besuche der Vater auch 

tatsächlich aktiv an der Interaktion mit der Familienhebamme 

beteiligt und nicht nur anwesend war. Aus dieser geringen Zahl 

(welche natürlich immer noch besser als gar keine Beteiligung 

ist) lässt sich allerdings nicht auf das generelle Engagement der 

Väter für ihre Säuglinge rückschließen. Denn in der begleitenden 

Befragung (N = 257; nur Paare, die zusammen leben) gaben die 

Mütter im Projekt an, dass von ihren Partnern 85 Prozent an der 

Versorgung des Kindes beteiligt sind und ebenso viele auch das 

Füttern mit übernehmen. Für das Wickeln (83,3 Prozent) und das 

Baden (75,5 Prozent) sieht es ähnlich aus, beim Spielen sogar noch 

besser (91,1 Prozent).

Umfrage zu Wünschen nach spezifi schen Angeboten

Ungefähr zur Mitte der Modellphase legten wir den Vätern im 

Hausbesuchsprogramm eine kleine Umfrage zu Bedarfen nach 

eigenen Angeboten vor. Die zu beantwortende Frage: „Welche 

Form eines spezifi schen Angebots für Väter nach der Geburt wür-

den Sie sich für sich wünschen?“ wurde von 175 Vätern beant-

wortetet. Bei einer damaligen Anzahl von ca. 600 Familien kann 

man streiten, ob das eher wenig oder eigentlich ganz zufriedens-

tellend ist.

Aus Abbildung 4 gehen die Präferenzen der Väter hervor; so etwa, 

dass 47 Prozent ein spezifi sches Angebot für generell sinnvoll 

halten und die Mehrheit dieser Väter (19 Prozent insgesamt) sich 

für eine fortlaufende Vätergruppe mit dem Schwerpunkt auf 

Erfahrungsaustausch entscheiden würde. Bei der anschließenden 

auf den antwortenden Vater persönlich bezogenen Frage „Ich 

könnte mir vorstellen, an einem solchen Angebot teilzunehmen“ 

antworteten allerdings nur noch (oder immerhin?) 38 Prozent mit 

ja und 51 Prozent verneinten diese Frage.

Inhaltliche Rückmeldungen und Eindrücke

Unsystematische und nicht repräsentative Rückmeldungen der 

aufsuchenden Helferinnen im Projekt geben sowohl negative wie 

auch positive Erfahrungen mit Vätern wieder. Für die negativen 

sei als sehr gute Beschreibung auf die zitierten Schilderungen 

verwiesen, die Eva Schneider in ihrem Buch als exemplarisch für 

diese Wahrnehmungen aufführt und die sich in ähnlicher Weise 

auch bei den Familienhebammen von KfdN wiederfi nden: „Wenn 

Partner vorhanden sind, stellen sie keine Partner im herkömmli-

chen Sinn dar. Sie sind keine Hilfe, werden als Gefahr für die 

Frauen geschildert, haben schlechten Einfl uss“ (Schneider 2006, 

S. 74). „Die [Väter] gehen oft weg, wenn ich komme“ (ebd., S. 74). 

Neben diesem beobachtbaren Rückzug der Väter bei den Besu-

chen fi nden sich in KfdN aber auch Rückmeldungen von Vätern 

über „belehrendes“ Verhalten der Fachkräfte, welches auf Seiten 

der Väter dann zu Ablehnung und Rückzug führen kann.

Aber auch positive Einzelberichte von gelungener, teils originel-

ler Kontaktaufnahme zu Vätern und der damit verbundenen 

Gewinnung von ihnen für das Projekt fi nden sich unter den Rück-

meldungen der Fachkräfte. So berichtete etwa eine Familienheb-

amme, dass ihre Vorliebe für große Hunde (und ihr guter und 

sicherer Umgang mit ihnen) einen Vater und Hundebesitzer 

zunächst verblüffte und dann für sie einnahm, so dass nach eini-

gen Kontakten mit dem Vater, die sich primär um Hunde drehten, 

dann später auch zunehmend intensiver die Rolle als Vater sowie 

der Kontakt mit und die Sorgen um die Kinder thematisiert wer-

den konnten. Als weitere gut geeignete „Türöffner“ zu den Vätern 

erwiesen sich neben Themen, die generell auf väterliche Hobbys 

Abbildung 2: Protokolle der Familienhebammen 

zur Beteiligung der Väter an den Hausbesuchen 

(N = 2.904 einzelne Besuche; nur 2011).

Abbildung 3: Lebenssituation der Eltern 

im Projekt (N = 551; über alle Jahre; „77“ = 

fehlende Werte)
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Bezug nehmen, das Gespräch über den Arbeitsmarkt im Allgemeinen und die 

Situation im Beruf für den spezifi schen Vater im Besonderen sowie Themen, 

die sich um Verschönerungen und Renovierungen in Haus und Garten drehen.

Fazit und Ausblick
Welches Fazit kann nun gezogen werden, wenn sowohl die generelle Situa-

tion der Mehrheit der Väter in den Frühen Hilfen, als auch die weiter oben 

skizzierten Chancen ihres Einbezugs, als auch die geschilderte Situation in 

„Keiner fällt durchs Netz“ zusammengenommen betrachtet werden?

- Zunächst: der unternommene Versuch des absolut gleichberechtigten Ein-

 bezugs der Väter ist wesentlich schwieriger als vorher erwartet.

- Unklar ist, ob es sich hierbei um ein Problem zu hoher Erwartungen 

 handelt oder aber um ein Problem zu großer Ungeduld, da es ja bei KfdN 

 auch durchaus ermutigende Erfahrungen gibt.

- Es ließe sich überlegen, ob die empirisch ermittelten Spezifi ka väterlichen 

 Erlebens und Handelns (siehe oben) stärker Berücksichtigung in den kon-

 kreten (aufsuchenden und weiteren) Angeboten fi nden müssten.

- Diese Spezifi ka müssten in diesem Falle dann sicherlich wesentlich deut-

 licher in die Weiter- und Fortbildungen z. B. für Familienhebammen inte-

 griert werden, und dies durchgängig in allen Curricula und nicht, wie 

 bisher, exemplarisch und unsystematisch.

- Der Einbezug männlichen Personals (im Team als Ergänzung zur weib-

 lichen Fachkraft und/oder im Einzelfall auch allein und nur für den Vater) 

 stellt eine Option dar, die stichhaltig und sinnvoll erscheint und dringend  

 ausprobiert werden müsste (z. B. in einer Evaluation zur Ermittlung der 

 dauerhaften Effekte und Möglichkeiten daraus). Denn so abwegig es er- 

 -schiene, Frauen nach der Geburt und im ersten Lebensjahr nur von männ- 

 lichem Personal betreuen zu lassen, so wenig scheint die umgekehrte Pra- 

 xis bei den Vätern hinterfragt zu werden.

Die aus diesen Punkten zusammengenommen ableitbare Frage ist jene der 

Passung zwischen den spezifi schen Bedürfnissen der Väter in den Frühen 

Hilfen einerseits und den Systemen auf der Anbieterseite andererseits 

(Jugendhilfe und Gesundheitsvorsorge) – oder kon-

struktiver und zukunftsbezogener formuliert: Durch 

welche konkreten Anpassungen und Justierungen 

lässt sich diese Passung verbessern und somit der Ein-

bezug der Väter erfolgreicher gestalten? Wir hoffen, 

dass der vorliegende Beitrag erste Impulse zur Beant-

wortung dieser Frage liefern konnte.

Dr. Andreas Eickhorst ist Mitarbeiter des Instituts 

für Psychosomatische Kooperationsforschung und 

Familientherapie am Universitätsklinikum Heidelberg 

und Koordinator des Projekts „Keiner fällt durchs Netz“.

Stefanie Peykarjou ist Mitarbeiterin des Instituts 

für Psychosomatische Kooperationsforschung und 

Familientherapie am Universitätsklinikum Heidelberg.
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Die Bedeutung Früher Hilfen 
für Familien mit Migrationshintergrund
Von Gönül Aydin-Canpolat

Frühe Hilfen für Familien mit Migrationshintergrund haben eine hohe Relevanz 

und gewinnen künftig immer mehr an Bedeutung. So kann die Zahl der in Deutschland 

lebenden Migranten angesichts des demografischen Wandels und der Zusammensetzung 

der Bevölkerung nicht mehr vernachlässigt werden: Allein die Anzahl der Personen 

nichtdeutscher Herkunft, d. h. ausländischer Nationalität, beträgt mehr als sieben Millionen. 

Betrachtet man den tatsächlichen Migrationshintergrund, (das heißt, es findet keine Unter-

scheidung nach der Nationalität, sondern beispielsweise nach ethnischer Herkunft der Eltern 

statt), so verdoppelt sich diese Zahl. Denn dann haben mehr als 15 Millionen Menschen 

bzw. fast 20 Prozent der Gesamtbevölkerung einen Migrationshintergrund.

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass Familien mit Zuwan-

derungsgeschichte im Gegensatz zur Mehrheitsgesellschaft kin-

derreicher und jünger sind. Im Jahr 2006 hatte beispielsweise bei 

Kindern unter 15 Jahren jedes fünfte Kind, bei Kindern unter 

zehn Jahren jedes vierte Kind und bei Kindern unter fünf Jahren 

jedes dritte Kind einen Migrationshintergrund (Geissler & Weber-

Menges 2008, zitiert nach Uslucan 2010). Die Auswirkungen die-

ser Heterogenität werden in der Zukunft in allen Facetten der 

Gesellschaft deutlich sichtbar sein.

Die oben aufgeführte besondere Familienkonstellation erfordert 

im Kontext der Migration in einigen Lebensphasen deshalb ein 

deutliches Mehr an Frühen Hilfen. Es ist nicht außer Acht zu 

lassen, dass Migrantenfamilien ihrerseits auch Mehrbelastungen 

ausgesetzt sind. Meistens kommen zu dem Merkmal Migration 

Überlappungen anderer ungünstiger Lebensbedingungen hinzu. 

Die jetzige Generation der Migranten, die einst der Arbeitergesell-

schaft angehörte, ist geprägt von hoher Arbeitslosigkeit. Zudem 

fügen sich sozialstrukturelle Bedingungen wie Armut, gesell-

schaftliche Ausgrenzung, geringe Bildung, beengte Wohnverhält-

nisse, Angehörigkeit zu eher unteren Gesellschaftsschichten und 

eine damit verbundene geringe Ressourcenausstattung zu einem 

Bündel von Benachteiligungen. Je nach Nationalität können Mi-

grantenfamilien auch traumatische Vorerlebnisse haben, die die 

Migration erst erzwungen haben (zum Beispiel Kriegsflüchtlinge 

aus Bosnien). Solche Kumulationen stellen für Kinder und Jugend-

liche riskante Aufwachsbedingungen dar und gefährden ihre 

Entwicklung (Uslucan 2010).

Dabei kann für Kinder das Aufwachsen mit mehreren Geschwis-

tern aus pädagogischer Sicht durchaus seine Vorteile haben, 

jedoch vor dem Hintergrund solcher Vorbelastungen auch wei-

tere Nachteile mit sich bringen. Das Aufwachsen mit mehreren 

Geschwistern bedeutet das Teilen knapper Ressourcen bzw. Güter. 

Eine hohe Geschwisterzahl ist in Bezug auf die Bildung intereth-

nischer Netzwerke nicht förderlich und in der eigenen Familie 

und auch in der näheren Verwandtschaft hat sie auf die Integrati-

onschancen der Kinder einen negativen Einfluss. Die Interaktio-

nen mit anderen, unter anderem auch mit deutschen Kindern 

werden geringer, wenn die Anzahl der verfügbaren Kinder im 

eigenen Netzwerk, d. h. in diesem Fall im familiären Umfeld, 

größer ist (Uslucan 2010). Somit ist es nicht verwunderlich, wenn 

es zu einer interkulturellen Sozialisation erst in der Kindertages-

stätte kommt (Bramlage 2008). Eine in diesem Stadium eingesetz-

te Erstbegegnung mit Kindern anderer Ethnien und kulturellen 

Hintergründen erfordert umso mehr interkulturelle erzieheri-

sche Kompetenzen.

Die junge Zusammensetzung der Migrantenfamilien bedeutet 

auch, dass es sich hierbei um junge Eltern bzw. um junge Mütter 

handelt. Dieser Aspekt stellt eine weitere Gefährdung dar, was 

weiteren Einsatz Früher Hilfen erfordert. Junge Eltern, die selber 

noch Teenager sind und emotional noch nicht gereift, zugleich 

aber sensibel sein sollen für die Bedürfnisse ihrer Kinder, können 

mit dieser Entwicklungsaufgabe schnell überfordert sein. Diese 

Überforderung spiegelt sich auch in den Beratungs- und Therapie-

kontexten wider. Vielfach sind dort junge Frauen anzutreffen, die 

trotz eines Aufenthaltes in Deutschland den ländlichen Traditio-

nen gefolgt sind, mit knapp 18 Jahren geheiratet und im Alter von 

20 bis 25 Jahren zwei oder mehrere Kinder zu versorgen haben 

(siehe auch Uslucan, 2010).

Die Veränderungen, die das jetzige Zeitalter der Globalisierung, 

Individualisierung und des demographischen Wandels mit sich 

bringt, erfordern auch einen Wandel bei Eltern. Dieser Wandel 

wird in vielerlei Hinsicht sichtbar. Das Abschwächen oder gar 
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> Das migrationsspezifi sche Kapital, 
die Ressource Familie, erfährt immer 
mehr Modifi kationen und Schrumpfungen. < 
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gänzliche Ausbleiben der Unterstützungsnetzwerke wie 

Herkunftsfamilie und Nachbarschaft führt zu einer 

Überforderung der Eltern in ihren Erziehungsaufgaben. 

Die Verunsicherung von Eltern nimmt immer mehr zu 

(Hackauf 2010). Der Wandel, den die heutigen Umstände 

erfordern, geht auch an Familien mit Migrationshinter-

grund nicht spurlos vorbei. Das einst so wichtige migrati-

onsspezifische Kapital, die Ressource Familie, die (noch) 

besteht und die im Vergleich zur Mehrheitsgesellschaft 

wesentlich ausgeprägter ist, erfährt immer mehr Modifi-

kationen und Schrumpfungen. Neben dem Werte- und 

Normenwandel (Seiser 2006), auf den im Weiteren aus-

führlich eingegangen wird, sind auch immer mehr Patch-

workfamilien, binationale Ehen und alleinerziehende 

Mütter zu beobachten. Diese sozialstrukturellen Verän-

derungen werden in der Zukunft einen noch größeren 

Bedarf an Frühen Hilfen hervorrufen.

Frühe Hilfen, in den ersten Sozialisationsjahren und in 

der primären Sozialisationsinstanz Familie eingesetzt, 

können unter anderem prekäre Bildungs- und Berufssitu-

ationen vermeiden. Eine solche früh eingesetzte Präventi-

on ist auch aus volkswirtschaftlicher Sicht von Vorteil.

Interkulturelle Herausforderungen 
im Bereich Frühe Hilfen
Im Zeitalter der Globalisierung und der oben genannten 

strukturellen Gegebenheiten erfordert dies nicht nur 

einen Wandel, sondern auch Anpassungsfähigkeit der 

Migranten und deren Kinder. Auf solche Anforderungen 

müssen auch die Akteure, die im frühkindlichen Bereich 

tätig sind, vorbereitet sein. Interkulturell sensibles Han-

deln seitens des Personals, beispielsweise in Kindertages-

einrichtungen (Bramlage 2008), erfordert auch Kenntnis-

se intraethnischer Kulturspezifika. Dies ist eine der größ-

ten Herausforderungen in der Praxis für alle Akteure im 

frühkindlichen Bereich. Für ein interkulturelles Handeln 

ist es notwendig, sich mit dem eigenen und fremden 

Kulturverständnis auseinanderzusetzen und sich dessen 

bewusst zu sein. Kultur kann dem jeweiligen Akteur 

bzw. der Akteurin als Handlungsrahmen dienen. Kultur 

setzt sich aus vielen Komponenten zusammen. Das jewei-

lige Kulturverständnis ist auch von Aspekten wie Bil-

dung, Alter, Geschlecht, Religion und ökonomischen 

Bedingungen abhängig. Diese Punkte sind bei kulturel-

len Begegnungen bedeutsam und Bestandteil der kultu-

rellen Rolle des Einzelnen (Bramlage 2008). Wichtig ist 

in der frühkindlichen Arbeit mit Migranten daher, auch 

deren unterschiedliche kulturelle Werte- und Normvor-

stellungen, Erziehungsvorstellungen und -praktiken zu 

beachten (Seiser 2006).

Zugleich erweist es sich als fatal, jegliches Verhalten zu 

kulturalisieren. Menschen neigen dazu, „andere“ nach 

ihrem Maßstab zu beurteilen. Vieles wird durch die eige-

ne „kulturelle Brille“ und Sichtweise gesehen. Dies verur-

sacht Stereotypisierungen. Oft begegnen Kinder schon 

sehr früh solch stereotypen Bildern in ihrem familiä-

ren und häuslichen Umfeld, in Medien, Kinderbü-

chern oder Filmen. Nur mit wachsenden kognitiven 

Fähigkeiten kann erlernt werden, diese Bilder und 

Verhaltensweisen, mit denen Menschen stereotypi-

siert werden, als unfair und falsch zu erkennen. Aus 

diesem Grund ist eine frühe interkulturelle Sensibili-

sierung notwendig (Bramlage 2008). Wie bereits ange-

führt, unterziehen sich auch Migranten dem Wandel 

des Normen- und Werteverständnisses. Davon ist der 

gesamte Komplex elterlicher Erziehung betroffen. So 

unterliegen beispielsweise Erziehungsziele einem 

starken Werte- bzw. gesellschaftlichen Wandel. Eltern 

mit Migrationshintergrund sind erheblich überfor-

dert, wenn es darum geht, die eigenen traditionellen 

Erziehungsvorstellungen innerhalb einer Mehrheits-

gesellschaft umzusetzen, die diese kaum unterstützt. 

Denn in den Institution der Mehrheitsgesellschaft, 

beispielsweise in Kindertageseinrichtungen, werden 

den Kindern Werte und Normen der Mehrheitsgesell-

schaft vermittelt. Dies führt zu Spannungsfeldern, 

die die Entwicklung der Kinder besonders gefährden. 

Entgegen der in den Institutionen der Mehrheitsge-

sellschaft vermittelten Werte, Normen und Erzie-

hungspraktiken versuchen Eltern oft verstärkt, die 

eigenen kulturellen Werte umso mehr zu vermitteln, 

um so den Erhalt der eigenen kulturellen Identität zu 

wahren. Die Wahrscheinlichkeit, dieses Handlungs-

prinzip entgegen der empfundenen Entfremdung 

einzusetzen, ist bei Eltern mit geringem Bildungs-

stand umso größer (Uslucan 2010). Auch vor diesem 

Hintergrund sind eine interkulturelle Sensibilisierung 

der Kinder und eine Transparenz der jeweiligen Ein-

richtungen umso wichtiger.

Gleichzeitig sollte jedoch darauf geachtet werden, 

solche Praktiken, Vorstellungen und Besonderheiten 

nicht auf ganze Nationen oder Religionen zu erstre-

cken. Autoritäre Erziehungsstile werden beispielswei-

se in der Alltagspraxis allzu gern als typisch türkisch 

oder als islamisch eingestuft. Vielmehr kommt es 

darauf an zu schauen, ob es sich hierbei um eine kol-

lektivistische oder individualistische Kultur bzw. 

Ursprungsgesellschaft handelt. Beispielsweise sind 

Vorstellungen solcher Erziehungsstile und Leben-

spraktiken auch in anderen kollektivistischen Gesell-

schaften wie zum Beispiel in China und Japan vorzu-

finden (Uslucan 2010, Bramlage 2008). In neueren 

> Interkulturell sensibles Handeln 
erfordert auch Kenntnisse 
intraethnischer Kulturspezifika. < 
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Studien ist angesichts des unterschiedlichen Werte- 

und Normenverständnisses innerhalb der jeweiligen 

Migrantengruppen eine Unterteilung in sogenannte 

Migrantenmilieus vorzufinden.

Offene Fragen und Probleme
Einen weiteren Handlungsbedarf erfordert das unzu-

reichende und unzugängliche Versorgungsnetz für 

Migranten in diesem Bereich. Im Rahmen einer 

Regensburger bedarfsanalytischen Umfrage bei türki-

schen Familien konnte gezeigt werden, dass Migran-

ten und deren Kinder, obwohl sie bei allen Risiko- und 

Problemlagen überrepräsentiert sind, in Beratungs-

stellen eindeutig unterrepräsentiert waren. Zudem 

konnte eine unterschiedliche Inanspruchnahme der 

Institutionen bzw. deren Hilfen aufgezeigt werden. 

Gründe dafür waren unterschiedliche Zugangsbarrie-

ren und zum Teil die skeptische Haltung den Instituti-

onen gegenüber. Neben dem Sprachdefizit der Migran-

ten wurden auch kulturspezifische Barrieren wie 

Schamgefühl, geringes Selbstvertrauen sowie gerin-

ges Vertrauen in solche Institution, aber auch die 

nicht vorhandenen intraethnischen Kulturspezifika, 

die Voraussetzung für eine interkulturelle Beratungs-

basis sind, angegeben.

Die monokulturelle Ausstattung solcher Beratungs-

stellen entsprach nicht den Bedürfnissen der befrag-

ten Gruppe (Seiser 2006). In einigen Fällen kann die 

institutionelle Inanspruchnahme der Hilfen auch vom 

jeweiligen rechtlichen Status abhängig sein. Beispiels-

weise ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein sich in 

Deutschland illegal aufhaltender Mensch in Notsitua-

tion, wie zum Beispiel bei eigener Krankheit oder der 

des Kindes, eine staatliche Hilfe aufsucht, sehr gering. 

Die Furcht vor einer staatlichen Sanktion (Auswei-

sung, Inhaftierung) ist in diesem Fall einfach zu groß 

(siehe auch Uslucan, 2010). Generell sind die Hemm-

schwelle und die abneigende Haltung gegenüber staat-

lichen Einrichtungen und deren Hilfen bei Migran-

tengruppen, bei denen traumatische Erlebnisse im 

Zusammenhang mit der staatlichen Instanz vorliegen, 

größer. Eine Unterrepräsentation der Migranten bzw. 

ihrer Kinder ist auch in den Früherkennungsuntersu-

chungen zu verzeichnen. Die Teilnahme der Migran-

tenkinder nimmt mit steigender Untersuchungsstufe 

(U1 bis U9) immer mehr ab (Hackauf 2010).

Im Rahmen der Regensburger Umfrageergebnisse 

wird ebenfalls auf die Gefahren der Kulturalisierung 

verwiesen. Aufgrund von kulturspezifischen Hypothe-

sen und Annahmen seitens der Aufnahmegesellschaft 

im Umgang mit ausländischen Familien entstehen oft 

schwerwiegende Interaktions- und Kommunikations-

probleme. Dabei wird migrationsspezifischen Aspek-

ten und Veränderungsprozessen bei türkischen Fami-

lien im Allgemeinen wenig Beachtung geschenkt (Sei-

ser 2006). Eine Möglichkeit, solchen Fehlhandlungen 

vorzubeugen, kann darin liegen, Personal mit Migrati-

onshintergrund gezielt in Beratungs- und Hilfsstellen 

einzusetzen (Bramlage 2008, Uslucan 2010).

Doch stellt dies, aufgrund der starken Differenzierung 

der Migrantenmilieus sowie der zum Teil hohen inne-

rethnischen Heterogenität, kein Allheilmittel dar: So 

ist zum Beispiel durch eine türkischsprachige Mitar-

beiterin in einer Beratungsstelle nicht zugleich mit 

allen türkischen Klienten eine reibungslose Kommu-

nikation gewährleistet. Denn nicht immer ist die Mut-

tersprache bzw. Familiensprache auch die National-

sprache, so wie beispielsweise bei den türkeistämmi-

gen Kurden. Darüber hinaus gibt es auch deutliche 

ethnische und religiöse Distanzen, die die Vorausset-

zungen eines einwandfreien und problemlosen Kon-

takt- und Informationsaustausches gefährden. So 

kommt es zum Beispiel vor, dass ein durch das Jugend-

amt eingesetzter Sozialarbeiter mit alevitischen und 

kurdischen Wurzeln in einer streng konservativen, 

sunnitisch-islamischen Familie auf eine höhere Ableh-

nung trifft als ein neugieriger deutscher Kollege dort.

Interessant ist jedoch der Befund der Regensburger 

Umfrage, dass sich türkische Familien trotz der oben 

genannten Zugangsbarrieren mehr Kontakt zu den 

Einrichtungen und eine Kontaktaufnahme seitens der 

Einrichtungen wünschen. Trotz der skeptischen Hal-

tung gegenüber Institutionen, wie beispielsweise dem 

Jugendamt, sind türkische Familien also gegenüber 

Hilfen bezüglich der Bildungs- und Fördersituation 

ihrer Kinder aufgeschlossen.

Nächste Schritte zum Ausbau und zur 
Verbesserung Früher Hilfen aus Sicht 
der Migrationsforschung
Dieser Befund passt zu der in der Bildungsforschung 

so oft belegten hohen Bildungsaspiration bei türki-

schen Familien und kann als weiterer Ansatzpunkt 

für die Forschung und Praxis genutzt werden. Für die 

Praxis ist es empfehlenswert, Frühe Hilfen als unter-

stützende förderliche Maßnahmen zu vermitteln. Um 

Stereotypisierungen in der Mehrheitsgesellschaft und 

in Migrantenfamilien vorzubeugen, können mehr 

interethnische Kontakte gefördert werden (Seiser 

2006, Bramlage 2010). In der Praxis kann die Kinder-

tagesstätte als Begegnungsstätte besser genutzt wer-

den. Zudem ist es vorteilhaft, wenn Einrichtungen 

> Es ist fatal, jegliches Verhalten 
zu kulturalisieren.< 
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  > Migranten und deren Kinder 
  sind in Beratungsstellen unterrepräsentiert. < 
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mehr auf Transparenz setzen, unter anderem durch mehr direk-

ten Kontakt zu Migrantenselbstorganisationen. Auch sollten sie 

die Vielsprachigkeit in ihren Broschüren, Anschreiben, Fragebö-

gen usw. berücksichtigen.

 

Zugang und Kontakt zu den Migranten und deren Familien kön-

nen durch den Einsatz von mehr Personal mit Migrationshinter-

grund erfolgen, die als sogenannte Gatekeeper ihr intraethni-

sches Kulturwissen in Vermittlungskontexten einsetzen. Zusätz-

lich ist erforderlich, das im frühkindlichen Bereich tätige Perso-

nal hinsichtlich des Erwerbs von interkulturellen Kompetenzen 

zu fördern. Es empfiehlt sich, interkulturelle Kompetenz in der 

Ausbildung bzw. im Lehrangebot zu verankern, um sie auf die 

interkulturelle Situation im Alltag vorzubereiten (Bramlage 

2008). Zudem sind Fortbildungen unerlässlich.

Ebenfalls wichtig und ausbaufähig ist die Vernetzung aller 

Akteure und Instanzen auf institutioneller Ebene. So ist die 

Kooperation des Gesundheitswesens mit der Kinder- und Jugend-

hilfe mangelhaft (Hackauf 2010). Ein Grund, der eine interdis-

zipliniere Zusammenarbeit verhindert, ist der Mangel an finan-

ziellen und personellen Ressourcen (Fegert, Ziegenhain, Knorr 

und Künster 2010).

Zusätzlich zur Kostenfrage besteht eine große Forschungs- bzw. 

Datenlücke bezüglich Kindesmisshandlungen und -vernachlässi-

gungen. Es stehen bundesweit keine repräsentativen Studien 

und dementsprechend keine genauen Daten zur Verfügung, um 

den genauen Bedarf an Hilfe und Unterstützung zu ermitteln. 

Die Daten der Jugendhilfe bzw. der Kriminalstatistik erlauben 

nur eine Annäherung an die tatsächliche Situation (Hackauf 

2010). Somit ist auch der tatsächliche, bundesweite Bedarf der 

Migrantenkinder nicht erfasst.

Mehr Einsatz und Vernetzung ist auch von den Kinderärzten 

gefordert, da diese generell den Erstkontakt im Hilfesystem 

haben und damit die Möglichkeit – beispielsweise im Rahmen 

der Früherkennungsuntersuchungen –, erste Einblicke zu 

gewinnen und Bedarf festzustellen, um weitere Beratungs-

angebote zu vermitteln (Hackauf 2010).

Festzuhalten ist, dass allen beteiligten Akteuren sowohl auf 

institutioneller als auch auf staatlicher Ebene aus struktureller 

und organisatorischer Sicht mehr Handlungseinsatz zuzu-

schreiben ist. Der Weg zum interkulturell kompetenten Han-

deln ist ein langer Prozess (Bramlage 2008), dennoch sollte die 

Heterogenität der Gesellschaft leitend sein, denn es gilt: „Nicht 

der Mensch bewohnt diesen Planeten, sondern Menschen. Die 

Mehrzahl ist das Gesetz der Erde“ (Hannah Arendt).

Diplom-Sozialwissenschaftlerin Gönül Aydin-Canpolat 

ist wissenschaftliche Hochschulmitarbeiterin am Lehrstuhl 

für moderne Türkeistudien und Integrationsforschung 

der Universität Duisburg-Essen.
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  > In den letzten fünf Jahren wurden vielerorts 
  große Anstrengungen zum Auf- und Ausbau 
  Früher Hilfen unternommen. < 

Auf dem Weg zu mehr Prävention
Systeme Früher Hilfen und Förderung in den Kommunen | Von Alexandra Sann

Das gesunde Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen wird in Deutschland mehr denn je nicht 

nur als private Verantwortung von Eltern begriffen, sondern auch als gesamtgesellschaftliche Auf-

gabe angesehen (siehe auch den 13. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung, Deutscher 

Bundestag 2009). Gemäß der UN-Kinderrechtskonvention, die 1992 von Deutschland ratifiziert 

wurde und die seit 2010 innerstaatlich uneingeschränkt gültig ist, haben die Staaten dafür Sorge 

zu tragen, dass alle Kinder unabhängig von ihrer Lebenslage vor Gefahren geschützt werden, dass 

ihre Entwicklung aktiv gefördert wird und dass sie an allen sie betreffenden Entscheidungen und 

Maßnahmen beteiligt werden (vgl. Maywald 2009). 

Ziel ist die Verwirklichung umfänglicher Teilhabechancen in Bezug auf alle Lebensbe-

reiche, vor allem aber in den Bereichen Gesundheit und Bildung. Alle Kinder und ihre Familien 

sollen deshalb uneingeschränkten Zugang zu den entsprechenden Unterstützungs- und För-

derangeboten haben. Auch der Auf- und Ausbau Früher Hilfen soll dazu beitragen, diese Ziele 

zu erreichen. 

Die Vorstellung einer gemeinsamen Verantwortung von Eltern 

und Gesellschaft für ein gelingendes Aufwachsen gilt zuneh-

mend auch für den frühkindlichen Bereich, der hierzulande lan-

ge Zeit ausschließlich der Familie vorbehalten war. Dies lässt sich 

an zwei Entwicklungen ablesen: zum einen am Ausbau der Kin-

dertagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren, welcher neben 

der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf auch das Ziel 

der Verbesserung der Bildungschancen von Kindern verfolgt (vgl. 

Peucker et al. 2010), und zum anderen am Auf- und Ausbau der 

Frühen Hilfen, welche vor allem der Prävention von Vernachlässi-

gung und Misshandlung von Säuglingen und Kleinkindern die-

nen, dabei aber auch positive Entwicklungsbedingungen in der 

Familie fördern sollen (BMFSFJ 2005).

Dieser Auftrag ist den meisten Kommunen in Deutschland ange-

kommen. In den letzten fünf Jahren wurden vielerorts große 

Anstrengungen zum Auf- und Ausbau Früher Hilfen unternom-

men. Die beiden zentralen Handlungsfelder sind dabei die Initiie-

rung und Pfl ege von professionsübergreifenden Netzwerken und 

die Implementierung von niedrigschwelligen Unterstützungs- 

und Hilfeangeboten für Familien. Zum derzeitigen Ausbaustand 

in beiden Bereichen werden in diesem Beitrag Ergebnisse zweier 

bundesweiter Befragungen von Jugend- und Gesundheitsämtern 

vorgestellt.
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Bestandsaufnahme 
kommunaler Praxis Früher Hilfen
Das Deutsche Institut für Urbanistik (DIfU) hat im Auftrag des 

Nationalen Zentrums Frühe Hilfen (NZFH) eine bundesweite 

Bestandsaufnahme zu Frühen Hilfen durchgeführt, in deren Rah-

men alle Jugend- und Gesundheitsämter als kommunale Steue-

rungsbehörden zu ihren Angebots- und Kooperationsstrukturen 

befragt wurden. Schwerpunkt der ersten Teiluntersuchung (Lan-

dua et al. 2009) war das Begriffsverständnis der Fachkräfte in 

den Jugend- und Gesundheitsämtern von Frühen Hilfen sowie die 

Erfassung und Bewertung der bisher aufgebauten Kooperations-

strukturen im Bereich Früher Hilfen. Die zweite Teiluntersu-

chung (NZFH 2011) befasste sich vor allem mit den lokalen Ange-

botsstrukturen zur frühen präventiven Unterstützung von Eltern 

und Kindern und der Ausgestaltung der Schnittstelle Frühe Hil-

fen/Kinderschutz. Die Untersuchungen wurden als Vollerhebung 

angelegt, die Datenerhebung erfolgte über standardisierte, posta-

lische Befragungen.

Teiluntersuchung I fand von Dezember 2008 bis Januar 2009 statt, 

Teiluntersuchung II von Januar bis März 2010. Der Rücklauf der 

ersten Untersuchung betrug knapp unter 60 Prozent, bei der 

zweiten Untersuchung knapp 55 Prozent (Tabelle 1). Dies ist für 

eine schriftliche Institutionenbefragung positiv zu bewerten (vgl. 
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Tabelle 1: Teilnahmequoten der Jugend- und Gesundheitsämter 
bei der Bestandsaufnahme Frühe Hilfen

Netto-Rücklauf (%) Jugendämter Gesundheitsämter Gesamt

Teiluntersuchung I (2009) 
N=967

365 (62,7%) 200 (51,9%) 565 (58,4%)

Teiluntersuchung II (2010) 
N=965

364 (61,3%) 168 (45,3%) 532 (55,1%)
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Pluto et al. 2007). Allerdings fiel die Teilnahmequote unter den 

Jugendämtern bei beiden Untersuchungen höher aus als unter 

den Gesundheitsämtern (Tabelle 1). Dies ist auch in den unter-

schiedlichen gesetzlichen Aufträgen der jeweiligen Behörden 

begründet. Die örtlichen Träger der Jugendhilfe werden zumeist 

als vorrangig zuständig angesehen.

Hoher fachpolitischer Stellenwert 
Früher Hilfen
Nahezu jedes der 2009 befragten Jugendämter ist nach eigenen 

Angaben im Bereich Früher Hilfen aktiv (96 Prozent). Die öffent-

liche Jugendhilfe hat also erwartungsgemäß die Initiative zum 

Auf- und Ausbau Früher Hilfen in den Kommunen ergriffen. Doch 

auch ca. 79 Prozent der 2009 befragten Gesundheitsämter geben 

an, ebenfalls bereits Aktivitäten im Bereich Frühe Hilfen entwi-

ckelt zu haben. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme weisen 

somit auf eine unerwartet hohe Beteiligung von Gesundheitsäm-

tern beim Auf- und Ausbau Früher Hilfen hin (Sann 2010). Etwa 

60 Prozent der befragten Ämter geben an, dass sie aktuell (zum 

Jahresanfang 2010) eine hohe bis sehr hohe politische Priorität 

für die Frühen Hilfen in ihrer Kommune wahrnehmen (Tabelle 2). 

Fast 90 Prozent haben dabei in den letzten Jahren einen deutli-

chen Bedeutungszuwachs dieses Bereiches erlebt (NZFH 2011). 

Dies findet auch eine Entsprechung in der Verabschiedung politi-

scher Beschlüsse zum Auf- und Ausbau Früher Hilfen bei mittler-

weile drei von vier der teilnehmenden Kommunen (NZFH 2011). 

 

Die Steuerungsverantwortung für den Auf- und Ausbau Früher 

Hilfen liegt laut 72 Prozent aller Befragten beim Jugendamt 

– diese Einschätzung wird vor allem von den Jugendämtern selbst 

(ca. 80 Prozent) vertreten. 20 Prozent der Befragten sehen Jugend- 

und Gesundheitsamt gemeinsam in der Pflicht – diese Position 

ist insbesondere unter Gesundheitsämtern (29 Prozent) zu finden 

(Sann 2010). Eine zentrale Steuerung durch ein Gesundheitsamt 

wird nur von einer Minderheit befürwortet (zwei Prozent der 

Jugendämter, neun Prozent der Gesundheitsämter). Vielerorts 

wären Gesundheitsämter derzeit auch von ihrer Ausstattung her 

gar nicht in der Lage, eine solche Aufgabe zu übernehmen. Die 

ungleiche Bedeutung der beiden Behörden für die Frühen Hilfen 

zeigt sich auch in den Stellenausstattungen: in beinahe jedem 

zweiten Jugendamt wurden seit 2009 zusätzliche Stellen für die-

sen Aufgabenbereich geschaffen, dasselbe trifft aber nur auf jedes 

dritte Gesundheitsamt zu (Tabelle 3). In der Regel handelt es sich 

dabei um Stellen mit einer koordinierenden Funktion, die sowohl 

die lokalen Netzwerke betreuen als auch zwischen Angeboten 

und Familien vermitteln sollen. Auf der Seite des öffentlichen 

Jugendhilfeträgers übernimmt häufig auch der Allgemeine Sozia-

le Dienst diese Aufgabe (NZFH 2011). 

Tabelle 2: Politische Priorität des Auf- und Ausbaus Früher Hilfen in den Kommunen (NZFH 2011)

„Bitte schätzen Sie die momentane politische Priorität des Auf- und Ausbaus Früher Hilfen in Ihrem Amtsbezirk ein.“

Jugendämter 11,6         26,3 62,1

Gesundheitsämter     12,9 32,5                           54,6

0% 25% 50% 75% 100%

Dieses Muster findet sich häufiger bei Fachkräften aus den 

Jugendämtern. Das zweite Antwortmuster kann eher im Sinne 

von „präventivem Kinderschutz“, mit stärker sekundär-präven-

tiven bzw. intervenierenden Maßnahmen für Risikogruppen 

interpretiert werden. Viele Gesundheitsämter beziehen dabei 

auch stärker Familien mit älteren Kindern im Sinne von recht-

zeitiger Hilfe mit ein, als dies bei den Jugendämtern der Fall 

ist.

Diese Befunde zeigen deutlich die unterschiedlichen Ausprägun-

gen in der aktuellen kommunalen Praxis: Frühe Hilfen werden 

mancherorts sehr eng mit der präventiven Abwendung mög-

licher Kindeswohlgefährdungen verbunden und sind daher klar 

Bestandteil des Kinderschutzsystems, während es anderenorts 

aber auch eine Ausrichtung der Frühen Hilfen in Richtung uni-

verseller Prävention gibt und damit eher ein Ausbau von allge-

meinen Förderangeboten für Familien im Sozialraum einhergeht 

(Sann & Landua 2010). Frühe Hilfen kommen also nicht umhin, 

sich im Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle zu positionieren, 

welches ein grundlegendes Paradigma vor allem der Kinder- und 

Jugendhilfe darstellt. 

 (Sehr) niedrig

 Mittel

 (Sehr) hoch

Jugendämter                 32,9 39,6    18,1 9,4

Gesundheitsämter                53,0 26,5      14,4 6,1

0% 25% 50% 75% 100%

Heterogenes Praxisverständnis 
von Frühen Hilfen
Das Begriffsverständnis von Frühen Hilfen der kommunalen Steu-

erungsbehörden stimmt auf den ersten Blick überwiegend mit 

dem des Aktionsprogramms der Bundesregierung überein (Tabel-

le 4). So finden sowohl unter den befragten Jugend- als auch unter 

den Gesundheitsämtern am ehesten diejenigen Aussagen Zustim-

mung, die Frühe Hilfen als biografisch früh einsetzende Unter-

stützung und als sekundäre Prävention für Risikogruppen verste-

hen. An dritter Stelle – bezogen auf den Grad der Zustimmung – 

steht die Beschreibung der Frühen Hilfen als Maßnahmen, wel-

che auf die präventive Förderung der Erziehungskompetenz der 

Eltern abzielen, gefolgt von der Aussage, dass sich Frühe Hilfen 

im Sinne primärer Prävention an alle Eltern wenden sollen. Dem 

wird vor allem von Jugendämtern zugestimmt. Die geringste Zu-

stimmung findet das Item, welches Frühe Hilfen als intervenie-

rende Maßnahmen des Kinderschutzes beschreibt.

Eine tiefer gehende Analyse der Daten (Faktorenanalyse) offen-

bart jedoch, dass es in der kommunalen Praxis zwei grundlegend 

verschiedene Auffassungen von Frühen Hilfen gibt (Sann 2010). 

Ein erstes, statistisch gut abgrenzbares Antwortmuster beschreibt 

Frühe Hilfen eher im Sinne von „Früher Förderung“, als ein pri-

mär-präventiv ausgerichtetes Unterstützungssystem für alle 

(angehenden) Eltern mit Kleinkindern bis drei Jahren, welches 

die Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern im Fokus hat. 
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Unterstützung für alle 

angehenden Eltern

Spezielles Hilfesystem für 

Familien in Problemlagen

Unterstützung von Kindern 

0-3 Jahre

Rechtzeitige Unterstützung 

von Eltern mit Kindern 3+ Jahre

Präventive Maßnnahmen 

zur Stärkung der Erziehungs-

kompetenz

Intervenierende Maßnahmen

zum Kinderschutz

Sektorenübergreifende Netzwerke 
als Herausforderung
Zwei Handlungsfelder haben sich als maßgebend für den Auf- und Ausbau 

Früher Hilfen herausgestellt: Der Aufbau von system- und professionsüber-

greifenden Netzwerken und die Implementierung von Angeboten für Fami-

lien. Diese Maßnahmen wurden in beiden Untersuchungen von den Jugend- 

und Gesundheitsämtern als zentrale Aktivitäten im Feld Früher Hilfen 

benannt (Sann 2010, NZFH 2011).

So sind mittlerweile in etwa zwei Drittel aller Kommunen Netzwerke Früher 

Hilfen aufgebaut worden, zumeist durch die Initiative des örtlichen Jugend-

amtes, weitere 25 Prozent planten dies ab 2010 (NZFH 2011). Quantität und 

Qualität der Kooperationen der kommunalen Steuerungsbehörden mit den 

verschiedenen Einrichtungen und Berufsgruppen, die im Feld Frühe Hilfen 

relevante Beiträge leisten (können), stellen sich jedoch äußerst heterogen 

dar. Verbindliche bzw. vertraglich abgesicherte Kooperationen der Ämter mit 

den unterschiedlichen Partnern im Bereich Frühe Hilfen finden sich eher 

selten und wenn, dann vorwiegend zwischen dem Jugendamt und Akteuren 

aus dem Jugendhilfesektor, beispielsweise den Trägern sozialpädagogischer 

Familienhilfen oder Kindertageseinrichtungen. 

 

Beide Behörden schätzen die Kooperation mit Schwan-

gerschaftsberatungsstellen und stationären Geburts-

hilfeeinrichtungen als hoch bedeutsam ein, haben 

jedoch nur mittelmäßig häufig tatsächlichen Kontakt 

mit diesen Einrichtungen. Eine Diskrepanz zwischen 

hoher Bedeutung und vergleichsweise niedriger Quali-

tät der Kooperation wird von beiden Behörden eben-

falls im Bereich der Geburtshilfe (Kliniken und nie-

dergelassene Hebammen) und seitens der Jugendäm-

ter daneben hauptsächlich mit niedergelassenen Pädia-

tern erlebt. Dagegen wird von beiden Ämtern die gute 

Zusammenarbeit mit Familienberatungsstellen und 

Kindertageseinrichtungen hervorgehoben. Völlig 

unterbelichtet in Bezug auf Bedeutung und Häufigkeit 

der Kooperation ist derzeit die Zusammenarbeit mit 

Einrichtungen der Erwachsenenpsychiatrie und der 

Familienbildung. Dies ist als kritischer Befund zu 

werten, da zum einen psychische Erkrankungen von 

Eltern als Hauptrisikofaktor für Kindeswohlgefähr-

dung angesehen werden und zum anderen die Ange-

bote der Familien- und Elternbildung zur Förderung 

der Erziehungskompetenz einen wichtigen Baustein 

universeller Prävention in einem Stufenmodell früher 

Präventionsangebote darstellen. 

Auch die Kontakte zu weiteren Sozialleistungsträgern 

wie Sozialamt, Wohnungsamt oder ARGE sind eher 

spärlich, gleichwohl von diesen oft frühzeitig Notsitua-

tionen von Eltern wahrgenommen werden und sie 

wichtige Beiträge zur Stabilisierung einer familiären 

Situation und damit auch zur Sicherung des Kindes-

wohls leisten könnten. Die Zusammenarbeit von 

Jugend- und Gesundheitsamt selbst weist eine starke 

Asymmetrie auf: Das Jugendamt ist der wichtigste 

Partner für die Gesundheitsämter, wenn es um Frühe 

Hilfen geht, umgekehrt jedoch wird der Öffentliche 

Gesundheitsdienst (ÖGD) von der Jugendhilfe kaum 

als relevanter Partner angesehen. Die Gesundheits-

ämter sind daher überwiegend auch nicht besonders 

zufrieden mit der Qualität dieser Kooperation (Sann 

2010). In diesem Bereich zeigt sich ein deutlicher Ent-

wicklungsbedarf: Der öffentliche Gesundheitsdienst 

sollte gezielt gestärkt werden, um als Anlauf- und 

Koordinierungsstelle im Gesundheitsbereich dienen 

zu können. 

Tabelle 3: Stellenausbau in den kommunalen Steuerungsbehörden im Bereich Frühe Hilfen (NZFH 2011)

„Wurden für den Auf- bzw. Ausbau Früher Hilfen in Ihrem Amtsbezirk in 2009 zusätzliche Stellen im Bereich 

Früher Hilfen geschaffen?“

Jugendämter                 32,9 39,6    18,1 9,4

Gesundheitsämter                53,0 26,5      14,4 6,1

0% 25% 50% 75% 100%

 Nein

 Ja, im eigenen Amt

 Ja, bei Dritten

 Ja, beim Amt und bei Dritten

Tabelle 4: Zustimmung von Jugend- und Gesundheitsämtern zu einzelnen 
Begriffsfacetten von Frühen Hilfen (Landua et al. 2009)

„Frühe Hilfen sind in unserem Amt…“

Mittelwerte von 1 („stimme gar nicht zu“) bis 5 („stimme voll zu“)

   Jugendämter   Gesundheitsämter

1 2 3 4 5

 3,74 

 3,51 

 4,12 

 4,11

 4,41 

 4,2

 3,42

 3,29 

 3,89

 3,48 

 3,12 

 3,04
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Die Netzwerkarbeit verbessert aus Sicht der Behörden vor allem 

das wechselseitige Verständnis der Akteure und wirkt sich zudem 

positiv aus sowohl auf die Zusammenarbeit im Einzelfall als auch 

auf die fallübergreifende Kooperation. Damit verbessert sich auch 

die Möglichkeit, zeitnah bei Verdacht auf eine Kindeswohlgefähr-

dung zu reagieren. Die Auswirkungen eines verbindlich organi-

sierten Netzwerks auf die Zielerreichung Früher Hilfen werden 

deutlich positiver erlebt als die eines unverbindlichen Netzwerks. 

Dies betrifft gerade auch die Akzeptanz Früher Hilfen seitens der 

Familien. Die Ergebnisse unterstreichen die Notwendigkeit, aus-

reichende zeitliche, finanzielle und personelle Ressourcen für 

Netzwerkarbeit zur Verfügung zu stellen (Sann 2010).

Weiterentwicklung von Angebotsstrukturen
Die Bereitstellung von zusätzlichen Hilfeangeboten für Familien 

wird ebenfalls von zwei Drittel der Kommunen bejaht, ein weiteres 

Viertel plante ebenfalls den (weiteren) Ausbau ab 2010 (NZFH 2011). 

Gemessen am Einsatz der für Frühe Hilfen bereitgestellten finanzi-

ellen Mittel, machen die Hilfeangebote mit durchschnittlich ca. 60 

Prozent sogar den Löwenanteil an den kommunalen Aktivitäten 

im Bereich Frühe Hilfen aus. Die verbleibenden Mittel werden vor 

allem für die Einrichtung von Koordinierungsstellen und Netzwerk-

veranstaltungen eingesetzt (NZFH 2011). Kommunen halten in der 

Regel ein breites Spektrum von Angeboten für (werdende) Eltern 

mit Säuglingen und Kleinkindern vor. Dies beginnt bei Angeboten 

der universellen Prävention wie „Aufklärungsprojekte für Schü-

ler(innen)“ (ca. 69 Prozent) und „Begrüßungsschreiben/Informati-

onspaket zur Geburt“ (ca. 71 Prozent). Zu den häufig genannten 

Leistungen gehören im Weiteren primär-präventive Unterstützungs- 

und Beratungsangebote wie „Gruppenangebote für Eltern mit Säug-

lingen und Kleinkindern“ (ca. 92 Prozent) und „Elternkurse /-schu-

len /-seminare“ (ca. 91 Prozent). In vielen Amtsbezirken (ca. 77 Pro-

zent) sind auch „integrierte sozialraumorientierte Angebote für 

Familien mit Kindern von null bis drei Jahren“ vorzufinden, die in 

der Regel ein breites Spektrum von Angeboten unter einem Dach 

umfassen. Die Palette reicht aber auch in den sekundär- bis tertiär-

präventiven Bereich hinein, z. B. „Beratungsstellen für Eltern mit 

Säuglingen und Kleinkindern“ (ca. 79 Prozent), „Hilfen zur Erzie-

hung für Schwangere bzw. werdende Eltern“ (ca. 87 Prozent) oder 

„speziell qualifizierte Sozialpädagogische Familienhilfe für Famili-

en mit Säuglingen und Kleinkindern“ (ca. 65 Prozent).

Stationäre Maßnahmen und therapeutische Interventionen werden 

vergleichsweise selten angegeben, nur jeweils gut ein Drittel der 

Amtsbezirke verfügt z. B. über „Heilpädagogische Tagesgruppen für 

Kleinkinder mit Betreuung der Eltern“ (ca. 37 Prozent) oder „statio-

näre therapeutische Angebote für Eltern mit ihren Kleinkindern“ 

(ca. 38 Prozent). Dies deutet auf eine stellenweise regionale Unter-

versorgung mit intensiven Hilfen hin, wie sie auch schon von Cierp-

ka et al. (2007) konstatiert wurde. Insgesamt wurden durchschnitt-

lich 13 bis 14 unterschiedliche Arten von Angeboten genannt. Die 

meisten Kommunen versuchen also, die unterschiedlichen Lebens-

lagen und Bedarfe von Familien mit Säuglingen und Kleinkindern 

mit unterschiedlich intensiven bzw. unterschiedlich zielgruppen-

spezifischen Angeboten und Maßnahmen aufzufangen (NZFH 2011). 

Allerdings sind auf Basis dieser Informationen noch keine Aussagen 

zum Versorgungsgrad möglich, da nicht erhoben wurde, wie viele 

und welche Familien tatsächlich von den Angeboten erreicht wer-

den. Dieser Frage soll im Rahmen einer dritten Erhebungswelle bei 

Trägern und Fachkräften nachgegangen werden. 

In dieses breite Spektrum von Unterstützungsangeboten und Hilfen 

sind aber auch ganz spezifische „Frühe Hilfen“ eingebettet. Bei der 

Frage nach „besonders wichtigen Angeboten Früher Hilfen“ werden 

vor allem aufsuchende Angebote durch Familienhebammen sowie 

Gruppen- und Beratungsangebote für Eltern mit Säuglingen und 

Kleinkindern genannt (Tabelle 5). Nur ein Fünftel (rund 21 Prozent) 

dieser Angebote wird als ausschließlich „primär-präventiv“ beschrie-

ben; die Mehrzahl ist eher „sekundär-präventiv“ (ca. 38 Prozent) aus-

gerichtet oder integriert sowohl primär- als auch sekundär-präventi-

ve Elemente (ca. 41 Prozent). 85 Prozent dieser Angebote sind dabei 

Bestandteil eines lokalen Netzwerks Frühe Hilfen. Erwartungsge-

mäß handelt es sich bei den genannten Angeboten vorwiegend um 

solche, die bei der Familie zu Hause durchgeführt werden („home-

based“, ca. 47 Prozent) bzw. um eine Kombination mit Angeboten, 

die in einer Einrichtung durchgeführt werden („home- und center-

based“, ca. 37 Prozent). Ausschließlich in den Räumen einer Einrich-

tung angesiedelte Angebote („center-based“) bilden eine Minderheit 

Tabelle 5: Spezifische Unterstützungsangebote Früher Hilfen (NZFH 2011)

Art des Angebots/Projekts:

Aufsuchende Angebote im 1. Lebensjahr durch Familienhebammen

Gruppenangebote für Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern

Beratungsangebote für Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern

Ausrichtung des Angebots/Projekts:

Eher primäre Prävention (für alle Familien)

Eher sekundäre Prävention (für „belastete“ Familien)

Sowohl primäre als auch sekundäre Prävention 

Verortung des Angebots:

Vorwiegend „home-based“ (Geh-Struktur)

Vorwiegend „center-based“ (Komm-Struktur)

Beides bzw. kombiniertes Angebot

Laufzeit des Projekts:

Jugendämter

Gesundheitsämter

  Unbefristetes Regelangebot    Befristetes (Modell-)Projekt
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(ca. 16 Prozent). Sowohl die generelle Ausrichtung der als besonders 

wichtig erachteten Angebote Früher Hilfen, als auch das Setting, in 

dem sie praktiziert werden, weisen darauf hin, dass die Zielgruppe 

der belasteten Familien, die eher mit aufsuchenden Angeboten 

erreicht werden kann, hier im Fokus der Bemühungen steht. Zwei 

von drei dieser Angebote sind schon jetzt in der Regelfinanzierung 

der Kommunen – eine positive Überraschung angesichts der zu 

diesem Zeitpunkt noch fehlenden gesetzlichen Verankerung Früher 

Hilfen und der klammen Haushalte der Kommunen (NZFH 2011).

Fazit und Ausblick
Die vorgestellten Befunde aus den Erhebungen bei Jugend- und 

Gesundheitsämtern zeigen eindrücklich die anhaltende Dynamik 

im Praxisfeld Frühe Hilfen. Aus Sicht der kommunalen Behörden 

tragen die Frühen Hilfen zu einer verbesserten Früherkennung von 

Problemlagen in Familien bei, führen aber auch zu einem vermehr-

ten frühzeitigen Erkennen von Fällen von Kindeswohlgefährdung 

(Tabelle 6). Dies mag mit ein Grund sein für die seit 2005 kontinu-

ierlich gestiegenen Zahlen zu Hilfen zur Erziehung, Inobhutnah-

men und Sorgerechtsentzügen, insbesondere bei den unter Sechs-

jährigen, wie sie der amtlichen Statistik zu entnehmen sind (Tabel, 

Fendrich & Pothmann 2011). Neben diesen ersten Erfolgen können 

aber auch einige Entwicklungsbedarfe identifiziert werden. Drei 

Bereiche stehen dabei im Mittelpunkt:

(1) Den Begriff „Frühe Hilfen“ schärfen: Es bestehen erhebliche 

Unklarheiten im Feld über Ziele, Zielgruppen und Maßnahmen Frü-

her Hilfen, die zu einer breiten Streuung in der Praxis führen. Frühe 

Hilfen laufen hier Gefahr, in Beliebigkeit abzurutschen. Die Entwick-

lung von Qualitätskriterien ist notwendig, um Frühe Hilfen rahmen 

und gezielter in die Hilfelandschaft einpassen zu können. Dabei 

sollte die Unterstützung von Familien in belastenden Lebenslagen 

deutlicher als bisher ins Zentrum gerückt werden, um eine gezielte 

und effektive Verwendung der begrenzten Mittel zu ermöglichen. 

(2) Schwachstellen in den Kooperationsnetzwerken beheben: 

Eine regelhafte Verzahnung des Gesundheitsbereichs mit der Kin-

der- und Jugendhilfe kann trotz aller Bemühungen bislang keines-

wegs als erreicht angesehen werden. Gerade die Kooperation mit 

niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten sollte dringend voran 

gebracht werden. Dazu sollten auch bewährte Instrumente aus dem 

Gesundheitsbereich, wie z. B. regionale Qualitätszirkel, genutzt wer-

den. Der Öffentliche Gesundheitsdienst sollte wieder gestärkt wer-

den, um neben dem Jugendamt als zweite Säule im Netzwerk Frühe 

Hilfen Koordinierungsaufgaben im Gesundheitsbereich überneh-

men zu können. Dies liegt im Verantwortungsbereich der Länder 

und Kommunen. Des Weiteren sollten Kooperationen mit systemre-

levanten Partnern wie der Erwachsenenpsychiatrie und der Famili-

enbildung intensiviert werden. Auch der Einbezug eher mittelbar 

relevanter Institutionen wie ARGE oder Wohnungsamt ist zum 

Wohle der Kinder und Familien erforderlich. Dafür gilt es geeignete 

Verfahren zu finden. Bei der Steuerung der Netzwerke ist vor allem 

auf Verbindlichkeit zu achten, um die angestrebten positiven Effek-

te auch zu erreichen. Ob es gelingen wird, diese Verbindlichkeit 

auch ohne rechtliche Grundlagen in den korrespondierenden Sozi-

algesetzbüchern oder in den landesrechtlichen Regelungen herzu-

stellen, bleibt abzuwarten.

 

(3) Versorgung mit Unterstützungs- und Hilfeangeboten 

sicherstellen: Kommunen und Landkreise in Deutschland sind in 

vielfältiger Weise beim Auf- und Ausbau Früher Hilfen aktiv gewor-

den. Der Versorgungsgrad, d. h. die Verfügbarkeit von passenden 

Hilfen im Verhältnis zu den Bedarfslagen der Bevölkerung, ist 

jedoch bislang nicht erfasst worden. Hier sollten weitere Untersu-

chungen folgen, die sowohl die Prävalenz von familiären Belastun-

gen in der frühen Kindheit (und deren regionale Verteilung) auf-

zeigen, als auch die Quote der mit den vorgehaltenen Angeboten 

erreichten Familien. Erst dann können Versorgungslücken identifi-

ziert und gezielt geschlossen werden. Zumindest für den Bereich 

der tertiären Prävention kann derzeit schon eine Unterversorgung 

vermutet werden. Es ist aber auch davon auszugehen, dass derzeit 

nicht genügend qualifizierte Familienhebammen zur Begleitung 

von Familien mit psychosozial bedingtem erhöhtem Unterstüt-

zungsbedarf zur Verfügung stehen.

Im Zuge des neuen Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) hat sich 

der Bund bereit erklärt, erhebliche finanzielle Mittel zum weiteren 

Auf- und Ausbau von Netzwerken Frühe Hilfen sowie zum Einsatz 

von Familienhebammen zur Verfügung zu stellen. Bis 2015 sollen 

dabei im Rahmen dieser Bundesinitiative modellhaft kommunale 

Konzepte gefördert und erprobt werden. Dies bietet die Chance für 

eine nachhaltige Qualitätsentwicklung im Bereich Frühe Hilfen 

und zwar sowohl in Bezug auf die Netzwerkarbeit als auch in Bezug 

auf die Versorgung mit passgenauen Angeboten. Am Ende dieser 

Modellphase sind Bund und Länder aufgefordert, den dann noch 

bestehenden gesetzlichen Regelungsbedarf, insbesondere zum 

SGB V, anzugehen. Denn perspektivisch brauchen die Frühen Hilfen 

auch eine solide gesetzliche Verankerung im Gesundheitsbereich, 

damit Prävention im Kinderschutz tatsächlich als gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe verstanden und umgesetzt werden kann.

Alexandra Sann ist Psychologin und Krankenschwester. Sie arbeitet als  wissenschaft-

liche Referentin des Deutschen Jugendinstituts im Nationalen Zentrum Frühe Hilfen.
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  Ja    Nein

…zur verbesserten Früherkennung von Problem-
lagen in Familien, die die gesunde Entwicklung 
eines Kindes beeinträchtigen können?

…zum vermehrten frühzeitigen Erkennen von 
Fällen von Kindeswohlgefährdung?

Tabelle 6: Einschätzung der Wirksamkeit Früher Hilfen (NZFH 2011)

„Kommt es durch den Ausbau Früher Hilfen Ihrer Einschätzung nach…“

Jugendamt: 98,2

Gesundheitsamt: 97,2

Jugendamt:  85,1

Gesundheitsamt: 85,7
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Maywald: Das Bundeskinderschutzgesetz 

führt erstmals auf gesetzlicher Ebene den 

Begriff Frühe Hilfen ein. Wie beurteilen Sie 

diese Reform?

Schone: Die Einführung des Begriffs der 

Frühen Hilfen in das Gesetz ist meines 

Erachtens noch keine Reform, sondern 

allenfalls ein Hinweis auf eine veränderte 

Denkrichtung. Die Einführung des Begriffs 

„repariert“ einen blinden Fleck im Kinder- 

und Jugendhilfegesetz. Enthielt das alte 

Jugendwohlfahrtsgesetz bis 1990 noch die 

Verpflichtung der Jugendhilfe zu Hilfen für 

Mütter vor und nach der Geburt – im § 5 

des Jugendwohlfahrtsgesetzes hieß es: 

„Aufgabe des Jugendamtes ist ferner, die 

für die Wohlfahrt der Jugendlichen erfor-

derlichen Einrichtungen und Veranstaltun-

gen anzuregen, zu fördern und ggf. zu 

schaffen, insbesondere für (...) 2. Hilfen für 

Mutter und Kind vor und nach der Geburt, 

3. Pflege und Erziehung von Säuglingen, 

Kleinkindern (...), 4. erzieherische Betreu-

ung von Säuglingen, Kleinkindern (...)“ –, 

so waren solche spezifischen Leistungen 

im Kinder- und Jugendhilfegesetz nicht 

mehr zu finden. Mit dem Bundeskinder-

schutzgesetz wird hier nachgelegt. Eine 

echte Reform hätte meines Erachtens aber 

erst dann vorgelegen, wenn es gelungen 

wäre, den im KJHG und in der Praxis der 

Jugendhilfe deutlich unterbelichteten Be-

reich der „Förderung der Erziehung in der 

Familie“, für den heute weniger als ein Pro-

zent der Jugendhilfemittel ausgegeben wer-

den, stärker zu profilieren. Die „präventive 

Idee“, die dieser Leistungssäule im KJHG 

zugrunde liegt, hätte dann mit konkreten 

Rechtsansprüchen auf definierte Leistun-

gen gefüllt werden können. Das Bundeskin-

derschutzgesetz nimmt hier erstmal nur 

eine Erinnerungsfunktion wahr. 

 

Wolff: Das neue Interesse an Frühen Hil-

fen für Familien, Eltern und Kindern ist 

hierzulande – wie in anderen Ländern – 

einer skandalisierenden Reaktion der Medi-

en und der Politik auf seltene Fälle tödli-

cher Kindesmisshandlung und Vernachläs-

sigung geschuldet. In Deutschland spielte 

bei der Propagierung und begrenzten För-

derung Früher Hilfen auch eine Rolle, dass 

man nach dem flächendeckenden Abbau in 

den letzen dreißig Jahren von öffentlichen 

Kleinkind- und Jugendgesundheitsdiensten 

oder der „Säuglings- und Kleinkindfürsor-

ge“, wie es früher hieß, hat einsehen müs-

sen, dass es ohne – am besten: umfassende – 

Frühe Hilfen in moderner Gesellschaft 

offenbar nicht geht. Die jetzt gesetzlich 

verankerte Teilreform verspricht aber 

mehr, als sie wird halten können, zumal 

es an den dafür ausreichend qualifizierten 

Fachleuten und an einer zuverlässigen 

finanziellen Ausstattung mangelt. Meine 

Einschätzung ist daher, dass es sich hier 

allenfalls um einen ersten Schritt handelt, 

ein umfassendes multiprofessionelles Hilfe-

angebot für junge Familien und deren Kin-

der institutionell mit den dafür notwendi-

gen Ressourcen wieder zu etablieren. Dafür 

wird man Zeit und nicht unerhebliche 

Mittel brauchen.

 

Maywald: Das Angebot Früher Hilfen soll sich 

an sämtliche Eltern richten. Benötigen tatsäch-

lich alle Eltern in Deutschland Hilfen bei der 

Erziehung ihrer Kinder?

 

Schone: Der Rechtsanspruch auf einen 

Kindergartenplatz richtet sich auch an alle 

Eltern. Was soll daran falsch sein? Gerade 

wenn man den Begriff der Frühen Hilfe 

ernst nimmt – also einer Hilfe, die in frü-

hen Lebensjahren und in einem frühen 

Stadium von Problementwicklungen 

ansetzt –, kann es gar nicht anders gehen, 

als diese Hilfen allen Eltern zu offerieren. 

Die Alternative wäre ja, definierte nach-

prüfbare Defizite als Anspruchsvorausset-

zung zu benennen. Damit wäre der Begriff 

der Frühen Hilfe konterkariert. Ich denke, 

die meisten Eltern brauchen rund um die 

Geburt und auch noch lange Zeit danach 

Hilfe und Unterstützung, um den neuen 

Lebensabschnitt gut geregelt zu bekom-

men. Und sie erhalten diese in der Regel 

durch Partner(innen), Verwandte, Freunde, 

Stillkreise, Hebammen und andere mehr. 

Natürlich brauchen nicht alle Eltern öffent-

liche Hilfe, aber diese muss allen Eltern 

zugänglich sein und offen stehen, deren 

private Netzwerke nicht hinreichen, um 

spezifische Belastungen aufzufangen. Dies 

dient gleichermaßen dem Wohl der Eltern 

und der Kinder.

Wolff: In modernen Gesellschaften mit 

ihren gewachsenen Ansprüchen an Ent-

wicklungs- und Bildungsförderung benöti-

gen sämtliche Eltern Hilfen. Keine Mutter 

und kein Vater versorgt, pflegt und erzieht 

die eigenen Kinder mehr allein. Das fängt 

bereits vor der Geburt eines Kindes an und 

setzt sich bis in die letzten Jahre einer län-

Frühe Hilfen und Kinderschutz
Entwicklungsperspektiven nach Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes

Prof. Dr. Jörg Maywald im Gespräch mit Prof. Dr. Reinhold Schone, 
Professor an der Fachhochschule Münster, und Prof. Dr. Reinhart Wolff, 
emeritierter Professor an der Alice Salomon Hochschule Berlin
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ger gewordenen Jugend fort. Die Eltern 

brauchen und nutzen neben den Mitglie-

dern der eigenen erweiterten Familie – und 

dann vor allem den Großeltern – ärztliche, 

soziale, pädagogische und therapeutische 

Fachkräfte im gesamten Entwicklungs- 

und Erziehungsprozess ihrer Kinder. So hat 

sich im Zuge dieser Vergesellschaftung von 

Sozialisation um die Familie ein vielgestal-

tiges System von gesellschaftlichen Ein-

richtungen gebildet, das Eltern entlastet 

und unterstützt, sie aber auch weiterbildet 

und in Konfliktsituationen berät und auch 

behandelt. Solche Einrichtungen werden 

aber eher angenommen und sind auch 

erfolgreicher, wenn sie sich an alle und 

nicht nur an besondere „Problemgruppen“ 

richten. Denn Eltern wollen nicht „sonder-

behandelt“ und als „Risikogruppe“ aus-

geguckt werden, sondern sie haben im 

modernen sozialen Rechtsstaat Rechte und 

Ansprüche auf Hilfe und Unterstützung, 

die am besten funktionieren, wenn man 

sie frei wählen kann und wenn ihre Nut-

zung nicht auf eine diskriminierende 

Erfassung hinausläuft, selbst wenn es zu-

gespitzte Konflikte und Notlagen gibt.

Maywald: Nach der offiziellen Begriffsbestim-

mung leisten Frühe Hilfen neben alltagsprakti-

scher Unterstützung einen Beitrag zur Förderung 

der Beziehungs- und Erziehungskompetenz von 

Müttern und Vätern. Wie ist dieses Ziel zu errei-

chen?

Schone: Die „offizielle Begriffsbestim-

mung“ steht so nicht im Gesetz, sondern 

ist wohl der Definition des Nationalen Zen-

trums Frühe Hilfen entnommen. Hier wird 

eine Programmatik beschrieben und keine 

spezifische Methode. Allerdings gibt es 

eine Reihe von Ansätzen, von der entwick-

lungspsychologischen Beratung junger 

Eltern über Schreiambulanzen bis hin zu 

den – im Gesetz ja in exponierte Stellung 

gebrachten – Familienhebammen. Allen 

diesen Handlungsansätzen ist gemein, dass 

sie Eltern und Kindern beim Beziehungs-

aufbau als Grundlage von Erziehungspro-

zessen unterstützen. Hier ist eine flächen-

deckende Infrastruktur zu schaffen.

Wolff: Die Beziehungs- und Erziehungs-

kompetenz von Müttern und Vätern kann 

man am besten durch mehrseitige Pro-

gramme fördern, die alle wichtigen Akteu-

re der Familie sowie der Professionssyste-

me einbeziehen. Sie sind wirkungsvoll, 

wenn sie die Wahrnehmung und das Ver-

ständnis der eigenen Persönlichkeit wie 

der eigenen Kinder erweitern und wenn 

sie Mentalisierungschancen von Einstellun-

gen, Haltungen, Gefühlen, Bindungsmus-

tern und kognitiven Konzepten eröffnen. 

Sie sind besonders produktiv, wenn – aus-

gehend von den alltäglichen Erfahrungen – 

Eltern zusammen und auf Augenhöhe mit 

Fachleuten lernen. Modelle dafür sind zum 

Beispiel dialogische Programme der Eltern-

universität, des Elterncoachings und Kon-

fliktmanagements, der Werkstatt für Dialo-

gische Familienarbeit.

Maywald: Die Bundesregierung setzt beim 

Ausbau Früher Hilfen vor allem auf Familienheb-

ammen, für deren Qualifizierung erhebliche 

Mittel bereitgestellt werden. Können Familien-

hebammen den in sie gesetzten Erwartungen 

gerecht werden und wo liegen die Grenzen?

Schone: Die einzelnen entsprechend aus-

gebildeten Familienhebammen werden den 

Erwartungen sicher gerecht, das Gesamt-

system derzeit aber wohl eher nicht. Die 

Idee ist über 30 Jahre alt. Mehrere Jahr-

zehnte lang hat man die Möglichkeiten, die 

in diesem Konzept stecken, praktisch igno-

riert und sie allenfalls in immer neuen 

Modellprojekten in unterschiedlichen Bun-

desländern „erprobt“. Jetzt endlich soll sie 

zur Regelpraxis werden und dann gleich 

flächendeckend wundersame Wirkung 

entfalten. Wie soll das gehen? Das klappt 

nur im Märchen, dass Aschenputtel von 

einem Tag auf den anderen königliche 

Pflichten erfüllen kann. Auf der Homepage 

des Landesverbandes der Hebammen Nor-

drhein-Westfalen sehe ich, dass er circa 

3.500 Mitglieder hat, die dort ebenfalls 

veröffentlichte „vollständige Liste der 

Familienhebammen in NRW“ umfasst aber 

weniger als 80 Namen. In den letzten zwei 

Jahren wurden circa 60 ausgebildet. Der 

nächste Kurs mit 20 Teilnehmer(inne)n 

beginnt im Mai 2012 und dauert bis März 

2013. Deutlich wird: Es wird auch bei 

beschleunigter Ausbildung mehrere Jahre 

dauern, bis die (Familien-)Hebammenhilfe 

überhaupt einen Ausbaustand erreicht hat, 

der dann aber – davon bin ich überzeugt – 

zur Steigerung der Infrastrukturqualität 

beitragen wird. 

Wolff: Von erheblichen Mitteln kann auch 

nach den nachträglichen Verbesserungen 

am Bundeskinderschutzgesetz nicht die 

Rede sein. Denn es ist nicht gelungen, das 

Gesundheitssystem mit ins Boot ausgebau-

ter Früher Hilfen zu holen. Außerdem 

kann man ausgebildete Familienhebam-

men nicht einfach aus dem Boden stamp-

fen, zumal man sich noch nicht einmal 

einig ist, wie und wie lange man sie ausbil-

den sollte. Der Erwartungsdruck, der auf 

den Familienhebammen lastet, ist hoch 

und ihre berufliche Qualifizierung und 

finanzielle Absicherung sind prekär. Man 

wird daher von den Familienhebammen 

keine Wunder erwarten können. Jedenfalls 

müssen sie haushaltsmäßig gut gesicherte 

Stellen haben und verlässlich ins lokale 

multi-professionelle Hilfesystem eingebun-

den werden.

Maywald: In manchen Fällen reichen Frühe 

Hilfen nicht aus, um eine Gefährdung des Kindes-

wohls abzuwenden. Wie kann die Schnittstelle 

zwischen Frühen Hilfen und Kinderschutz defi-

niert werden?

Schone: In manchen Fällen reichen auch 

Kindertageseinrichtungen, Erziehungsbe-

ratungsstellen oder Jugendzentren nicht 

aus, um Gefährdungen des Kindeswohls 

abzuwenden. Hierfür wurden in § 8a SGB 

VIII Verfahrensregeln definiert. Im Rah-

men von Vereinbarungen zwischen öffent-

lichen und freien Trägern werden diese 

Regelungen unter Berücksichtigung der 

örtlichen Strukturen präzisiert. Diese Ver-

fahren müssen für Frühe Hilfen genauso 

gelten wie für alle anderen. Gegebenenfalls 

macht es aber Sinn, sich die verabredeten 

„Reaktionsketten“ für die Frühen Hilfen 

noch einmal spezifisch anzuschauen, da 

Belastungen um so schneller in Gefährdun-

gen umkippen können, je kleiner die Kin-

der sind.

Wolff: Ich teile die oft bemühte Unter-

scheidung von Frühen Hilfen und Kinder-

schutz, von Hilfe und Intervention oder 

von Schutz nicht. Jemanden zu schützen, 

ist eine Hilfe – und zwar eine der wichtigs-

ten Hilfeformen überhaupt. Säuglinge 

und Kleinkinder brauchen einen sozialen 

Schutzraum, um zu überleben und sich zu 

entwickeln. Natürlich bieten Eltern in der 

Regel diesen Schutzraum. Aber auch die 
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Unterstützung der Umgebungssysteme ist 

notwendig. Primäre Kinderschützer – also 

die Eltern – und sekundäre Kinderschützer 

– also Fachleute – wirken darum am besten 

zusammen, um Kinder vor Gefahren, Miss-

handlung und Vernachlässigung zu schüt-

zen. Wer Kinder schützen will, zieht kein 

anderes Register als Hilfe, Unterstützung, 

Beratung und Therapie. Wer Frühe Hilfen 

stark macht, plädiert für Hilfe von Anfang 

an. Die präventiven Sicherheitsspezialisten 

setzen demgegenüber nurmehr auf Über-

wachung und ein repressives Containment 

belasteter und marginalisierter Bevölke-

rungsgruppen, ohne Kinder, Eltern und das 

Gemeinwesen tatsächlich vor Gefährdun-

gen des Kindeswohls zu schützen.

Maywald:  Das neue Bundeskinderschutz-

gesetz sieht bei gewichtigen Anzeichen für eine 

Kindeswohlgefährdung regelhaft einen Hausbe-

such des Jugendamts vor. Wie beurteilen Sie diese 

Verpflichtung?

Schone: Der Hausbesuch ist seit jeher eine 

zentrale Handlungsoption des ASD – und 

das nicht nur in Gefährdungssituationen, 

sondern auch und gerade im Kontext von 

Hilfeleistungen im Rahmen der Hilfen zur 

Erziehung. Er wird in unzähligen Fällen 

täglich praktiziert. Immer schon ist es die 

Aufgabe der Fachkräfte des ASD abzuschät-

zen, ob ein Hausbesuch für den jeweiligen 

Zweck eher nützlich oder eher schädlich 

ist. Daher ist es von Seiten des Gesetzge-

bers sehr vernünftig, auch im Kontext 

sogenannter gewichtiger Anhaltspunkte 

auf eine regelhafte Verpflichtung zum 

Hausbesuch – wie dies die Frage fälschlich 

suggeriert – zu verzichten und es der Fach-

kraft zu überlassen zu entscheiden, ob 

„dies nach fachlicher Einschätzung erfor-

derlich ist“ (§ 8a Satz 2 SGB VIII). Hier wird 

nicht mehr und nicht weniger verlangt, als 

reflektiertes und begründetes Handeln der 

fallzuständigen Fachkräfte.

Wolff: Wenn es Hinweise, d. h. Meldun-

gen, auf eine Gefährdung von Kindern und 

Jugendlichen gibt, dann ist es gute Fachpra-

xis, zuerst einmal diese Hinweise im offe-

nen Gespräch mit den Meldern abzuklären, 

die ja zumeist aus den Berufssystemen 

kommen, die mit Kindern und Jugendli-

chen zu tun haben, wie zum Beispiel Kin-

dergärten, Schulen oder kinderärztliche 

Praxen. Wenn diese Hinweisgeber oder 

Melder selbst nicht helfen können oder 

wollen, muss das Jugendamt dem Hinweis 

auf eine Kindeswohlgefährdung nachge-

hen, Kontakt mit der betroffenen Familie, 

den Eltern, Kindern und Jugendlichen  auf-

nehmen, je nach erkennbarem Schwere-

grad der vermuteten Kindeswohlgefähr-

dung – also bei „gewichtigen Anzeichen“ – 

sofort oder bei weniger erheblichen Hin-

weisen im Laufe der nächsten Tage, um 

einzuschätzen, ob ein Kind gefährdet ist 

bzw. ob es tatsächlich bereits misshandelt 

und vernachlässigt worden ist. Ein Hausbe-

such ist dazu in der Regel sinnvoll, manch-

mal aber auch nicht. Nichts anderes steht 

nun im Gesetz. Dass der Gesetzgeber davon 

Abstand genommen hat, den Kinderschutz-

fachkräften einen Hausbesuch zur Abklä-

rung einer eventuellen Kindeswohlgefähr-

dung verpflichtend vorzuschreiben, ist ein 

Ausdruck praktischer Vernunft. Und nun 

ist Schluss mit der aufgeregten Debatte.

Maywald:  Wird der Ausbau Früher Hilfen 

Ihrer Ansicht nach dazu führen, dass die Anzahl 

der Kindesmisshandlungen in Deutschland 

zurückgeht?

Schone: Wenn es Frühen Hilfen gelingt, 

dort zu helfen, zu unterstützen und zu 

entlasten, wo Eltern mit der Situation über-

fordert sind, wird das dazu beitragen, dass 

es seltener zu Vernachlässigung und Miss-

handlung von Kindern kommt. Ob es damit 

auch zu einem Rückgang der eskalierten 

Formen – Kindeswohlgefährdungen im 

Sinne des § 1666 BGB – kommt, bleibt zu 

hoffen, hat sogar eine gewisse risikotheore-

tische Wahrscheinlichkeit, kann aber nicht 

seriös vorausgesagt werden, zumal das, was 

als Kindeswohlgefährdung eingestuft wird, 

auf rechtlichen und normativen Bewer-

tungsmaßstäben beruht. Dass diese Bewer-

tungsmaßstäbe sich in relativ kurzen Zeit-

räumen erheblich verschieben können, 

mag man daran erkennen, dass nach der 

zum Teil sehr emotional geführten öffent-

lichen Diskussion um den § 8a SGB VIII in 

Deutschland die Zahl der Sorgerechtsein-

griffe aufgrund von Kindeswohlgefähr-

dung um über die Hälfte gestiegen ist.

Wolff: Alle einschlägigen empirischen 

Untersuchungen zeigen: frühe, umfassende 

und zuverlässige Hilfen von Anfang an 

werden gerne angenommen und sie tragen 

dazu bei, dass es erst gar nicht zu Kindes-

misshandlungen und Vernachlässigungen 

kommt bzw. dass sie früh erkannt werden 

und Hilfen dann besser greifen. Insofern 

leisten Frühe Hilfen einen Beitrag zur 

Reduktion der Anzahl der Kindesmiss-

handlungen.

Maywald:  Wie sollten Frühe Hilfen auf kom-

munaler Ebene organisiert sein? Wer trägt die 

Verantwortung und welche Ressourcen sind 

notwendig?

Schone: Hier schlägt die Stunde der 

kommunalen Sozialplanung. Der Aufbau 

und die Gewährleistung Früher Hilfen ist 

eine Aufgabe zur Gestaltung der kommu-

nalen Infrastruktur und zielt auf inter-

disziplinäre Vernetzung und Kooperation. 

Die örtlichen öffentlichen Träger, das 

heißt konkret die kreisfreien Städte, die 

Kreise und die kreisangehörigen Gemein-

den haben diesbezüglich die Gewährleis-

tungs- und Planungsverantwortung. Das 

Gesetz sieht vor, dass auf der Ebene der 

örtlichen Träger der Jugendhilfe „ver-

bindliche Netzwerkstrukturen“ (§ 3 KKG) 

geschaffen werden sollen, mit dem klei-

nen Schönheitsfehler, dass die Mitwir-

kung für die vielen in der Gesetzesnorm 

genannten Institutionen völlig freiwillig, 

also unverbindlich ist, siehe Gesetzesbe-

gründung. Hierdurch wächst insbesonde-

re auch den Jugendhilfeausschüssen und 

den Jugendhilfeplaner(inne)n eine beson-

dere Verantwortung zu.

Wolff: Günstig sind Frühe-Hilfen-Netzwer-

ke, die die Kooperation zwischen Jugend-

ämtern und Trägern der Freien Kinder- und 

Jugendhilfe bzw. den Gesundheitsämtern, 

den Geburtskliniken und Familienhebam-

men, nicht zuletzt aber auch den Kinder- 

und Jugendmedizinischen Praxen und 

Kliniken ermöglichen, wobei die Steue-

rungsverantwortung am besten bei einer 

Institution liegen sollte, beim Jugend- oder 

Gesundheitsamt oder einem Frühe-Hilfen-

Zentrum. In einer Großstadtkommune von 

etwa 300.000 Einwohnern wird das min-

destens etwa 500.000,- Euro pro Jahr kos-

ten. Diese Mittel werden aber nicht überall 

zur Verfügung stehen. Es sieht alles danach 

aus, dass bei weiter bestehendem erhebli-

chem Haushaltsnotstand in den Kommu-
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nen die hochfliegenden Frühe-Hilfen-Pro-

gramme es doch sehr schwer haben wer-

den, erfolgreich zu sein.

 

Maywald:  Nach Angaben des Statistischen 

Bundesamts wächst etwa jedes sechste Kind in 

Deutschland in Armut auf. Welcher Zusammen-

hang besteht zwischen Frühen Hilfen und 

Armutsprävention bzw. Armutsbekämpfung?

Schone: Arme Familien sind neben den 

materiellen auch besonderen psychosozia-

len Belastungen ausgesetzt. Ihre Kinder 

leiden unter diesen Belastungen. Armut 

wird in allen Diskussionen als Risikofaktor 

Nummer 1 für Misshandlung und Vernach-

lässigung genannt. Trotzdem laufen die 

Armutsdiskussion und die Kinderschutzdis-

kussion seltsam unberührt nebeneinander 

her. Frühe Hilfen können Familien und 

Kindern in Armutssituation zwar zur Seite 

stehen, um besondere Krisen zu bewälti-

gen. Den Akteuren der Frühen Hilfen 

en passant aber auch die Aufgabe der 

Armutsprävention und Armutsbekämp-

fung zuzuweisen, wäre allerdings zynisch. 

Ich wäre schon zufrieden, wenn es gelänge, 

die Fallmanager der ARGEn verbindlich in 

Netzwerke und in die Strategiediskussion 

zum Thema Kinderschutz einzubinden. Zur 

Bekämpfung von Armut reicht aber auch 

das nicht. Hierfür braucht es eine andere 

Sozialpolitik!

Wolff: Die meisten vorgeschlagenen Pro-

gramme Früher Hilfen sind hierzulande, 

was Armutsprävention und Armutsbe-

kämpfung betrifft, schlecht aufgestellt. 

Die prekäre Lebenssituation benachtei-

ligter Familien zu verbessern, muss in 

Deutschland überhaupt erst als Aufgabe 

erkannt werden. Frühe Hilfen müssen 

daher mit Anti-Armutsprogrammen und 

Arbeitsförderungs- und beruflichen Bil-

dungsmaßnahmen und sozialräumlichen 

Unterstützungsangeboten der Arbeitsäm-

ter, Jobcenter, Wohnungsämter, Woh-

nungsbaugenossenschaften und Wirt-

schaftunternehmen verknüpft werden. 

Hier könnten wir von Anti-Armutsbewe-

gungen in anderen Europäischen Ländern 

lernen, vergleiche zum Beispiel: Renoux, 

Marie-Cécile (2008): Réussir la protection 

de l’enfance. Avec les familles en précarité. 

Paris: Les Éditions de l’Atelier/Éditions 

Ouvrières; Les Éditions Quart Monde. 

Maywald:  Frühe Hilfen schließen nicht aus, 

dass im späteren Leben des Kindes Probleme 

entstehen können. Birgt die gegenwärtig zu 

beobachtende Konzentration der Kinder- und 

Jugendhilfe auf die ersten Lebensjahre die Gefahr 

in sich, spätere Lebensalter zu vernachlässigen?

Schone: Ja.

Wolff: Diese Tendenz zeigt sich bereits in 

der Praxis. Ältere Kinder und Jugendliche, 

die zahlenmäßig immer noch die größte 

Gruppe der Vernachlässigten und Misshan-

delten ausmachen, sind nicht im Fokus der 

Aufmerksamkeit. Viele Einrichtungen für 

Jugendliche, wie zum Beispiel Jugendzent-

ren, sind sogar in vielen Kommunen ge-

schlossen worden und offene Jugendarbeit 

ist kein Schwerpunkt mehr wie noch in 

den Nachkriegsjahren. Hier müssen wir 

umsteuern, im verbindlichen Zusammen-

wirken der Kinder- und Jugendhilfe mit 

Jugendverbänden und Bildungseinrich-

tungen.

Maywald: Freiheit und Sicherheit befinden 

sich in einem unauf löslichen Spannungsfeld. 

Führt der Ausbau Früher Hilfen zu mehr Gestal-

tungsspielraum oder im Gegenteil zu vermehrter 

Kontrolle von Eltern, Kindern und Familien?

Schone: In der aktuellen Diskussion um 

den Schutzauftrag der öffentlichen Jugend-

hilfe lässt sich – manchmal und in meinen 

Augen zu oft auch im Kontext der Diskussi-

on um Frühe Hilfen – eine merkliche Ver-

schiebung in Richtung interventionisti-

scher Überlegungen und in Richtung auf 

ein stärker kontrollierendes und eingrei-

fendes Jugendhilfeverständnis beobachten. 

Damit gerät eine mühsam zu haltende Ba-

lance zwischen dem sozialpädagogischen 

Dienstleistungsauftrag, sprich Frühe Hil-

fen, und dem Schutzauftrag ins Wanken. 

Die Hoffnungen auf frühzeitige Hilfe und 

verbesserten Schutz können nur dann grei-

fen, wenn Jugendhilfe und das Jugendamt 

als hilfreicher und stützender Partner auch 

wahrgenommen und in der Folge auch 

angenommen wird. Eine verstärkte Wahr-

nehmung des Jugendamtes als Kontrollbe-

hörde – und damit ein Rückfall in Zeiten 

weit vor dem KJHG – könnte gerade bei den 

Familien, die mit ihren Erziehungsaufga-

ben überfordert sind und die sich dieser 

Überforderung schämen, eher Rückzugs- 

und Abschottungstendenzen auslösen, was 

im Hinblick auf eine breite Durchsetzung 

des Kinderschutzes fatale Folgen hätte.

 

Wolff: Es kommt darauf an: ob nämlich 

die Frühen Helfer sich zu Überwachungsa-

genten des modernen Sicherheitsstaates 

machen lassen, oder ob sie im Kontext 

eines demokratischen staatlichen und frei-

gemeinnützigen Wohlfahrtssystems eine 

Kinder nachhaltig fördernde Kultur des 

Aufwachsen gestalten, in der Rechte und 

Pflichten von Familien, von Eltern und 

Kindern und von professionellen Einrich-

tungen und deren Fachkräften gut balan-

ciert werden. Repressive Risikokontrolle, 

die schnell Grundrechte über den Haufen 

wirft, gibt es zwar im Umkreis Früher Hil-

fen, ist in Deutschland aber glücklicher-

weise nicht die Haupttendenz. Die Fachleu-

te selbst sind hier gefragt, ob sie sich als 

Handwerker der Demokratie verstehen, 

sich für soziale Gerechtigkeit einsetzen 

und sich gegen eine autoritäre Verkehrung 

Früher Hilfen wenden wollen.

Maywald: Vor welchen Herausforderungen 

stehen Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheits-

wesen in den kommenden Jahren, damit Frühe 

Hilfen zu einem Erfolgsmodell werden?

Schone: Die größte Herausforderung 

scheint mir zu sein, dass der Kopf – Jugend-,

Gesundheits- und Sozialpolitik des Bundes 

und der Länder – mal selbst nachvollzieht, 

was er von der kommunalen Basis als 

Selbstverständlichkeit „verbindlich“ ver-

langt: Vernetzung der politischen Diskussi-

on und des politischen Handelns zu einer 

gemeinsamen Strategie gegen Armut und 

Ausgrenzung und damit für einen nachhal-

tigen Kinderschutz.

Wolff: Sie stehen vor der Herausforderung, 

die Qualität vernetzter, multiprofessionel-

ler Dienste im Bündnis mit den leistungs-

berechtigten Bürgern, den Eltern und Kin-

dern zu sichern, die Fachkräfte entspre-

chend bester Fachpraxis zu qualifizieren, 

die notwendigen Ressourcen für ein nach-

haltiges Frühes Hilfesystem zu beschaffen, 

aus Fehlern und Erfolgen zu lernen und 

nicht zuletzt die Prozessverläufe und 

Ergebnisse Früher Hilfen zu erforschen. 

Mal sehen, wie weit wir damit kommen.
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Die Aufgaben 
der Schwangerschaftsberatung
Schwangerschaftsberatungsstellen sind Einrichtun-

gen, deren staatliche Anerkennung und Förderung 

durch das Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) 

geregelt ist. Gemäß §§ 2, 5 und 6 sind sie zuständig 

dafür, „in allen eine Schwangerschaft unmittelbar 

oder mittelbar berührenden Fragen (...) (zu) informie-

ren und (zu) beraten“ sowie für die nach dem § 219 

Strafgesetzbuch (StGB) vorgeschriebene Beratung vor 

einem möglichen Schwangerschaftsabbruch.

 

Überwiegend bieten die Ratsuchenden – auch wenn 

sie wegen komplexer Problemlagen und mit schwie-

rigen Fragen kommen – keinen Anlass, Kindeswohl-

gefährdungen zu befürchten. Sie befinden sich in 

Übergangssituationen ihres Lebens, in mehr oder 

weniger schwierigen Lebenslagen. Sie suchen soziale 

oder psychosoziale Beratung zur besseren Bewälti-

gung von Belastungen oder Herausforderungen und 

verfügen in der Regel über gute Ressourcen, diese 

auch bewältigen zu können. Schwangerschaftsbera-

tung intendiert Empowerment durch vertrauens-

volle Begegnung zwischen Klientin und Beraterin 

bereits zu sehr frühen Zeitpunkten einer Schwan-

gerschaft, keinesfalls aber ein Risikoscreening in 

ständiger Alarmbereitschaft.

Schwangerschaftsberatung 
und Frühe Hilfen
Schwangerschaft ist ein wunderbarer Beginn für ein 

neues Menschenleben. Sie ist Herausforderung, weil 

sich für die Frau, das Paar, die Familie fast alles ver-

ändert: Beziehung, berufliche Situation, materielle 

Lebensumstände, Erfüllung persönlicher Bedürfnis-

se und vieles mehr. Sie kann Überforderung werden: 

wenn Rahmenbedingungen schwierig sind und eigene Ressourcen nicht 

ausreichen. Schwangerschaft kann ungewollt sein, mit Ambivalenzen 

und Ängsten verbunden, angenommen und dennoch abgewehrt.

Schwangerschaftsberaterinnen gehören meist zu den ersten Professionel-

len, die Kontakt zu schwangeren Frauen haben – früh sowohl die Pro-

blemlagen betreffend als auch den Zeitpunkt der Begegnung. Frühe 

Hilfen zu geben gehört insofern zu ihrem Arbeitsauftrag, schon bevor 

die „Frühen Hilfen“ zum Fachterminus wurden. Und dies bei einer rela-

tiv großen Zahl von Frauen und Paaren: Schwangerschaftsberatung 

wird zahlreich in Anspruch genommen. Jährlich suchen über 200.000 

schwangere Frauen eine Beratungsstelle auf, etwa ein Drittel aller Frau-

en, die ein Kind gebären. Vor allem die Angebote sozialrechtlicher Bera-

tung und die Vermittlung finanzieller Hilfen gelten dabei als „Türöff-

ner“. Beratung wird auch bei darüber hinausgehenden psychosozialen 

Themen im Kontext einer Schwangerschaft gesucht: bei Partnerschafts- 

und Sexualproblemen, zu gesundheitlichen Fragen, zu pränataler Diag-

nostik, zur späteren Empfängnisverhütung, zu Babypflege und Leben mit 

einem Kind.

 

Diese Beratungen folgen der eigenen Motivation der Klientinnen, werden 

freiwillig in Anspruch genommen. Grundlage für vertrauensvolle Gesprä-

che bildet das klientenzentrierte und ressourcenorientierte Beratungsver 

zu eine(r) selbst bestimmte(n) Lebensgestaltung der Klientel aus. Fachliche 

Kompetenz, Vertraulichkeit der Beratungsbeziehung (Schweigepflicht), 

Kenntnis regionaler Hilfeangebote sowie Aufbau und Pflege von Koopera-

tionsbeziehungen sind notwendige Voraussetzungen auf Seiten der Berate-

rinnen. 

 

Schwangerschaftsberatung erreicht Klientinnen aller sozialen Schichten 

und Lebenskontexte. Über die oben genannten Zugangswege kommen auch 

Menschen zur Beratung, die sonst schwerer erreichbar sind. Hier liegt eine 

entscheidende Ressource der Schwangerschaftsberatung. Sie kann früh 

und präventiv wirksam sein, indem sie (1) konkrete, auf individuelle Bedar-

fe zugeschnittene Hilfen anbietet, (2) engmaschig und langfristig begleiten 

kann und (3) Selbstvertrauen zur eigenen Lebensgestaltung vermittelt.

 

Schwangerschaftsberatung 
im Netzwerk Frühe Hilfen
Von Jutta Franz und Ulrike Busch

Das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) will u. a. die Mitwirkung der Schwangerschafts-

beratungsstellen in den Netzwerken Frühe Hilfen verbindlich regeln, zuverlässige rechtliche 

Rahmenbedingungen setzen und fachliche Erwartungen fokussieren. 

Dieser Beitrag verdeutlicht aus praxisorientierter Perspektive, was Schwangerschaftsberatungs-

stellen in diesem Zusammenhang bereits leisten, vor welchen neuen Herausforderungen sie stehen, 

aber auch welcher Differenzierung und klaren Grenzsetzung es bedarf. Die Argumentation wird 

durch die Fallgeschichten von Nadja Ypsilon und Claudia Zett erläutert. Beide Klientinnen sind 

erfunden, aber durchaus realistisch.
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> Schwangerschaftsberatung intendiert 
Empowerment durch vertrauensvolle 
Begegnung zwischen Klientin und Beraterin. < 
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Fallbeispiel 1

Frau Zett kommt zur Schwangerschaftskonfliktberatung. Sie ist Anfang 30, ungewollt schwanger, scheint fest entschlossen zum 

Schwangerschaftsabbruch. Beruflich hoch engagiert in einer großen EDV-Firma, strebt sie eine Position als Abteilungsleiterin 

an. Sie lebt in einer lockeren, aber schon über Jahre bestehenden Fernbeziehung, auch ihr Freund sei ein Berufs- und kein Famili-

enmensch. Familienplanung sei zwischen ihnen kein Thema gewesen und für sie selbst auch nur irgendwo „weit hinten abge-

speichert und nie upgedatet“ worden. Sie nimmt seit 15 Jahren die Pille und habe auch in den letzten Zyklen leichte Blutungen 

gehabt. Ein Kind passe jetzt absolut nicht in ihr Leben, auch ihr Freund habe am Telefon ausschließlich von Abbruch gesprochen. 

Bei der Beratung nach § 219 StGB handelt es sich meist um singuläre Pflichtberatungen in absoluter Vertraulichkeit. Diese Ver-

traulichkeit schafft eine Basis, die es Frauen erlaubt wiederzukommen, wenn sie die Schwangerschaft gegebenenfalls doch aus-

tragen. Dann kann auf die in der Konfliktberatung angesprochenen zentralen Lebensthemen eingegangen werden. Es geht dabei, 

fallbezogen unterschiedlich, um Identität und Selbstbild, um Konzepte von Lebensplanung und Entwicklung, um materielle und 

nichtmaterielle Ressourcen und Defizite, um Fragen von Beziehung und Kommunikation.

Frau Zett kommt nach einigen Wochen wieder, es war „alles zu spät, ich muss die Schwangerschaft austragen“. Sie wirkt ge-

stresst und angespannt, die Schwangerschaft setzt sie unter Druck, ist wie ein weiteres Projekt, das sie nun auch noch managen 

muss. Von Freude kann keine Rede sein. Ihre zentralen Lebensthemen manifestieren sich in Fragen zu Mutterschutz, Elternzeit 

und Elterngeld, zu Vaterschaftsanerkennung und Sorgerecht, zu Krippenplätzen und anderen Kinderbetreuungsangeboten, zum 

Status als Alleinerziehende. Das Kind in ihrem Bauch oder ihre Beziehung zu diesem Kind bleiben völlig abstrakt. Das macht der 

Beraterin Sorgen.

Die Planung und Gestaltung der zukünftigen Lebenssituation ist oft schwierig und erfordert komplexe Unterstützungsange-

bote. Besonders sehr junge Frauen haben häufig kaum eine konkrete Vorstellung von Mutterschaft, sind ernüchtert von den 

Einschränkungen, die sich für Minderjährige ergeben, spüren ihre Hilfebedürftigkeit und wollen doch eigenständig sein.

Fallbeispiel 2

Nadja Ypsilon ist 16 und noch ganz am Anfang ihrer Schwangerschaft. Beim ersten (unangemeldeten) Kontakt sagt sie, dass 

sie keinesfalls eine Abtreibung machen, sondern das Baby bekommen werde. Sie will wissen, wie es denn nun weitergehen 

kann. Zum vereinbarten Termin kommt sie in Begleitung ihrer Mutter. Diese lehnt die Entscheidung ihrer Tochter ab. Nadja 

sei zu jung, habe noch keinen Schulabschluss, nicht den passenden Partner. Sie bedauert, dass Eltern nicht „ein Wörtchen 

mitzureden“ haben. Die Beraterin äußert wertschätzendes Verständnis für beide Sichtweisen. Die angesprochene Option 

Abbruch, falls sich Nadja doch in eine andere Richtung orientieren sollte, wird von dieser heftig abgelehnt. Die Beraterin bie-

tet an, sowohl Nadja auf ihrem Weg zur Mutterschaft als auch die Familie in ihrer zukünftigen Entwicklung zu unterstützen. 

Die Beziehung zwischen Mutter und Tochter scheint sehr konflikthaft und wenig liebevoll.

 

In den folgenden Terminen geht es sowohl um sozialrechtliche Fragen als auch um die weitere persönliche und familiäre Ent-

wicklung. Von der Beantragung materieller Hilfen, die einer minderjährigen Schwangeren zustehen, ist die Familie hoch 

gestresst, verirrt sich immer wieder im Behördendschungel und stößt sich an gesetzlichen Vorschriften. Sehr praktische Hilfe-

stellungen sind notwendig. Ergänzend wird für Nadja finanzielle Unterstützung bei der Bundesstiftung „Mutter und Kind“ 

beantragt. Mutter Ypsilon zeigt sich hin und her gerissen zwischen der gefühlten Verpflichtung, alles innerfamiliär in den 

Griff zu bekommen und der auch für sie offensichtlichen Tatsache, damit überfordert zu sein. Nadjas Freund hat zwischen-

zeitlich die Beziehung beendet.
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Schwangerschaftsberatung in 
Kooperation und Vernetzung
Um für ihre Klientel hilfreich zu sein, müssen 

Schwangerschaftsberatungsstellen mit anderen 

Fachstellen kooperieren und Teil eines vielfältigen 

Netzwerkes sein. Diese Vernetzung lotet die ein-

zelfallbezogenen Unterstützungen aus, sei es zu 

Ämtern, relevanten Institutionen, anderen Bera-

tungseinrichtungen, Arztpraxen, Kliniken, Hebam-

men, Frauenhäusern, Mutter-Kind-Einrichtungen, 

Bildungsträgern etc. Die Vernetzung geschieht auf 

Wunsch und im Interesse der Klientinnen selbst und 

wird durch die gute regionale Kooperation ermög-

licht, die zwischen den professionellen Anbietern in 

der Regel langjährig gewachsen ist.

Bei Nadja Ypsilon muss vieles geregelt und geklärt 

werden. Beim Jobcenter, wo sie Hilfen nach SGB II 

beantragen will, wird sie weggeschickt. Sie solle 

erst mal Schüler-BAFöG beantragen. Hat sie darauf 

Anspruch, wenn und solange sie bei ihren Eltern lebt? 

Was ist mit dem Schwangerschaftsmehrbedarf und 

dem Zuschuss zu Umstandskleidung und Babyerstaus-

stattung? Der Frauenarzt schickt sie zu speziellen Vor-

sorgeuntersuchungen, die sie selber bezahlen soll. Sind 

die nötig und muss sie die dann wirklich selbst bezah-

len? Sie wiederholt derzeit die achte Klasse, wird ihr 

das Schuljahr anerkannt, wenn sie schwangerschafts-

bedingt öfter fehlt? Die Beraterin führt persönliche und 

telefonische Gespräche mit den Zuständigen. Es ist 

unabdingbar, dazu über einen „kurzen und guten 

Draht“ zu verfügen.

Frau Zett wiederum will ihr „Projektmanagement“ 

selbst in die Hand nehmen. Sie will alles optimal vorbe-

reiten, braucht eine aktuelle Aufstellung der relevanten 

Links, Adressen und Ansprechpartner, vom Amt für 

Verbraucherschutz (Abteilung Mutterschutz) über die 

Elterngeldstelle und den städtischen Eigenbetrieb Kin-

dertagesstätten bis zum VAMV (Verband Alleinerzie-

hender Mütter und Väter).

In beiden Fällen geht es zunächst darum, die sach-

lichen Rahmenbedingungen zu klären, sozusagen 

den Boden zu bereiten für den weiteren Verlauf der 

Schwangerschaft. In beiden Fällen ist die Beraterin 

besorgt um das Kind und sein Wohlergehen. Es geht 

also darum, eine gute Vertrauensbasis zu schaffen, 

die weiterführende Interaktionen ermöglicht. Ein 

konstruktiver Beratungsverlauf ist nur möglich, 

wenn die Zusammenarbeit zwischen Schwanger-

schaftsberaterinnen und anderen Professionellen, 

z. B. den Sozialpädagoginnen des Jugendamtes, von 

gegenseitigem Vertrauen und Zutrauen geprägt ist 

und eine positive Kooperationserfahrung aufgebaut 

werden kann. 

In den Kontakten mit Nadja und Frau Ypsilon kristallisiert sich immer deutlicher 

heraus, dass Nadjas Verbleib im Elternhaus für die letzten Wochen vor der Ent-

bindung und später mit dem Baby nicht realistisch ist. Als die Beraterin dies in 

klare Worte fasst, antwortet Nadja zunächst panisch mit „dann hau ich halt 

ab!“, worauf Frau Ypsilon in einem Gefühl von Hilflosigkeit sehr aggressiv rea-

giert. Deeskalierende Interventionen der Beraterin machen es möglich, in ruhige-

rer Atmosphäre über alternative Optionen zu sprechen. Das Jugendamt als 

potentiellen Mitspieler ins Gespräch zu bringen, ohne Ablehnung zu provozieren, 

ist der diffizilste Schritt. Nadja bezieht ihre Vorurteile aus dem Privatfernsehen 

und aus Gesprächen in der Clique. Frau Ypsilon empfindet es vor allem als 

Schande für die Familie, mit dem Jugendamt zu tun zu haben: „Wir sind doch 

nicht asozial.“ Die Beraterin erklärt die Funktionen des Jugendamtes in ihrer 

Zweiteilung als Hilfe- und als Kontrollsystem. Sie macht Nadja und ihrer Mutter 

Mut, die Hilfen eigeninitiativ und selbstbestimmt in Anspruch zu nehmen, um 

damit dem Einsatz der Kontrolle zuvorzukommen. Sie erklärt, dass viele weitere 

mögliche Schritte ohne Unterstützung (und eventuell Finanzierung) durch das 

Jugendamt gar nicht offen stehen. Und sie macht deutlich, dass sie als Beraterin 

im weiteren Verlauf darauf bestehen würde, den Kontakt zum Jugendamt herzu-

stellen, dass sie dabei aber auch gern behilflich ist und bei möglichen Konflikten 

vermitteln wird. Sie bietet an, das Kennenlernen von Familie Ypsilon und der 

Sozialpädagogin der Jugendhilfe in der Beratungsstelle zu moderieren.

Nadja wird in den folgenden Wochen von der zuständigen Kollegin beim Jugend-

amt intensiv betreut. Dabei muss sie akzeptieren, dass sie ihr Leben nicht völlig 

eigenständig, sozusagen ungestört, aber wohlversorgt mit finanziellen Mitteln, 

führen kann. Aber sie fühlt sich ernst genommen, wenn sie einbezogen wird in 

die Suche nach einer passenden Mutter-Kind-Einrichtung und mit ihr die späteren 

Möglichkeiten einer Verselbständigung besprochen werden. Nadja kommt auch 

weiterhin in die Beratungsstelle. Es tut ihr gut, hier als Person selber im Mittel-

punkt zu stehen. Sie kann aber inzwischen verstehen, dass für das Jugendamt 

das Wohlergehen ihres Kindes oberste Priorität haben muss.

Frau Zett ist inzwischen im Ende des sechsten Monats. Sie konnte vieles gut 

regeln und organisieren. Aber die wirkliche Annahme der Schwangerschaft 

scheint immer noch nicht so einfach. Sie ist irritiert, fast erschreckt von den 

Kindsbewegungen. Behutsam nimmt die Beraterin diese Empfindungen auf. 

Könnte es sein, dass Frau Zett langsam realisiert, dass in ihrem Bauch ein ihr 

noch fremdes, aber doch sehr nahes Individuum heranwächst? Macht ihr dies 

Angst, weil sie es eher als störendes und gefährliches kleines „Monster“ erlebt 

oder weil sie darin ein völlig neues, unbekanntes Beziehungsangebot wahrnimmt, 

von dem sie noch nicht weiß, wie sie ihm begegnen kann? Könnte es sein, dass 

warme Gefühle für dieses werdende Leben sie in ihrem Selbstbild als rationale 

Businessfrau verunsichern würden? Wäre es denkbar, dieses Selbstbild durch 

neue Farbtupfer zu variieren und zu bereichern, ohne es aufzugeben?

In einem weiteren Gespräch ein paar Wochen später beobachtet die Beraterin 

Veränderungen. Frau Zett legt immer wieder sanft die Handflächen auf ihren nun 

schon ziemlich runden Bauch, ihre Gesichtszüge wirken weicher, sie interessiert 

sich für Fragen der kindlichen Entwicklung nach der Entbindung. Sie weiß inzwi-

schen, dass sie eine Tochter erwartet und will „mal schauen, wie das wird, wenn 

sie kommt“.

 

Schwangerschaftsberatung kann erfolgreich sein, wenn sie auf unterschied-

lichen Ebenen wirkt: einerseits zur (materiellen) Sicherung der Lebensbedin-

gungen beiträgt, andererseits die psychischen Befindlichkeiten der Schwan-

geren ernst nimmt, ihre Potentiale und ihr Selbstvertrauen stärkt.  
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  > Kinderschutz gehört nicht zu den 
  Aufgaben der Schwangerschaftsberatung, 
  ist aber impliziter Effekt gelungener 
  Beratung. < 
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Um schwangere Frauen und Paare ermutigen, motivieren oder befähigen zu 

können, bei Bedarf weiterführende Hilfen in Anspruch zu nehmen, sind gute 

Vernetzung und Kooperation unabdingbar. Andere Professionelle werden auf 

Wunsch, im Interesse und mit Einverständnis der Ratsuchenden einbezogen 

und funktionieren als klientenbezogene Vernetzung, die selbstverständlich 

die Autonomie und den Willen der Klientinnen achtet. Verschwiegenheit ist 

essentiell, kann aber auf Wunsch der Klientin aufgehoben werden, wenn 

Unterstützungsprozesse dies erfordern.

Diese einzelfallbezogene Vernetzung funktioniert dort gut, wo es eine gute 

strukturelle Vernetzung gibt, d. h. wo sich Beratungseinrichtungen und 

andere relevante Dienstleister kennen und im fachlichen Austausch befi n-

den. Das BKiSchG unterstreicht die Bedeutung dieser Zusammenarbeit durch 

die Verpfl ichtung der Schwangerschaftsberatung, in diesen strukturellen 

Netzwerken als gleichberechtigte Kooperationspartner mitzuwirken. Die 

Koordination dieser Netzwerksarbeit sollte in der Regel bei den Jugendäm-

tern liegen. Die konkreten Mitwirkungsformen sollten regionalen Besonder-

heiten und Erfordernissen Rechnung tragen. In jedem Fall gilt es zu beach-

ten, dass strukturelle Vernetzung keinesfalls eine Weitergabe klientenbezo-

gener Daten und Informationen intendiert, sondern die institutionalisierte 

Ebene fachlicher Zusammenarbeit meint. Die unterschiedlichen Aufträge 

von Schwangerschaftsberatung und Kinderschutz sind unbedingt zu beach-

ten, wenn die Ressourcen der Schwangerschaftsberatung nicht leichtfertig 

zur Disposition gestellt werden sollen.

Kinderschutz und Schwangerschaftsberatung 
– Herausforderungen, Grenzen, Entwicklungsschritte
Kinderschutz gehört nicht zu den Aufgaben der Schwangerschaftsberatung, 

ist aber impliziter Effekt gelungener Beratung. Die Schwangerschaftsbera-

tung leitet ihren Auftrag aus den Beratungswünschen und -bedarfen der Frau 

ab. Klientin ist die Frau, gegebenenfalls das Paar, nicht das Kind. Schwanger-

schaftsberatungsstellen arbeiten nicht nach § 8a des Kinder- und Jugendhil-

fegesetzes im SGB VIII und müssen sich deshalb ihrer professionellen Distanz 

zum dort fi xierten Schutz- und Kontrollauftrag bewusst sein.

In der täglichen Praxis kann das zu schwierigen Balanceakten führen. 

Schwangerschaftsberaterinnen spüren Verantwortung für Kinder, sind in 

den Augen ihrer Klientinnen aber Garanten absoluter Vertraulichkeit. Sie 

erfahren möglicherweise von Belastungsmomenten im Leben der Frauen und 

Paare, die durchaus auch Risikokonstellationen darstellen können. Sie stehen 

als Geheimnisträgerinnen unter dem Schweigepfl ichtsgebot des § 203 StGB, 

sind aber laut BKiSchG zur Weitergabe von Daten bei Gefährdung des Kindes-

wohls befugt. Beraterinnen müssen hier in professioneller und persönlicher 

Verantwortung entscheiden. In schwierigen Situationen stehen ihnen Super-

vision, kollegiale Intervision sowie die Einschaltung einer für Fragen des 

Kinderschutzes ausgewiesenen Fachkraft zur Verfügung (darauf orientiert 

auch das BKiSchG). Besonnenheit dürfte immer ein guter Ratgeber sein. In 

sehr seltenen Einzelfällen kann sich eine Beraterin in der Verantwortung 

sehen, die öffentliche Jugendhilfe auch ohne Zustimmung oder sogar gegen 

den Willen einer Klientin einzuschalten. In jedem Fall ist die Transparenz 

des Handelns gegenüber der Klientel als grundsätzlicher Ausdruck der Wah-

rung der Klientenrechte zu sichern.

Das BKiSchG gibt den rechtlichen Rahmen, die Notwendigkeit einer verant-

wortlichen Entscheidung im Einzelfall bleibt. Dafür sind vielfältige Quali-

tätssicherungsmaßnahmen notwendig. Zu ihnen gehören Fortbildungen 

durch die Träger der Schwangerschaftsberatungsstel-

len ebenso wie fachliche Diskurse im Rahmen der 

strukturellen Netzwerke.

Fazit
Schwere Fälle von Kindesmisshandlung oder Verwahr-

losung sind selten. Nicht selten sind Lebenssituatio-

nen, in denen es an der wünschenswerten Zuwendung 

und Förderung für Kinder in den Familien mangelt. 

Beratungsstellen können durch ergänzende Angebote 

wie Babypfl ege, Elternschule, Prager-Eltern-Kind-Pro-

gramm dazu beitragen, elterliche Kompetenzen zu 

stärken. Und sie können substituierende Hilfen für 

Kinder vermitteln und die Bereitschaft der Mütter 

aufschließen, diese in Anspruch zu nehmen. Im Fokus 

stehen die schwangeren Frauen (und ihre Partner und 

Familien). Ihre Anliegen, ihre Wünsche, ihre Befürch-

tungen bilden den Beratungsauftrag. Sie müssen sich 

auf die gesetzlich zugesagte Vertraulichkeit des Bera-

tungsgesprächs verlassen können.

Die Beratung hat mit der Begleitung schwangerer 

Frauen auch präventive und stützende Funktion für 

die Entwicklung der Kinder. Sie darf aber nicht instru-

mentalisiert werden für weitere, wenngleich drängen-

de Aufgaben wie den Kinderschutz, auch wenn und 

gerade weil sie im Netzwerk Frühe Hilfen eine wichti-

ge Rolle innehat. Dann wird Schwangerschaftsbera-

tung auch zukünftig von schwangeren Frauen ver-

trauensvoll wahrgenommen und kann zu Problemlö-

sungen beitragen, die implizit auch das Wohlergehen 

von Kindern sichern.

Die Literaturhinweise sind bei den Autorinnen erhältlich.

Diplom-Pädagogin Jutta Franz ist Leiterin einer Schwanger-

schaftsberatungsstelle bei pro familia Sachsen-Anhalt und 

in der Fortbildung tätig.

Prof. Dr. Ulrike Busch ist Hochschullehrerin für Familien-

planung an der Hochschule Merseburg.
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Die Rolle der Familienhebammen 
im System der Frühen Hilfen
Von Elke Mattern und Ute Lange

Der Begriff Frühe Hilfen ist in deutschen Sozialgesetzbüchern (SGB) nicht definiert 

und wird regional sehr unterschiedlich verstanden und umgesetzt. Frühe Hilfen haben 

zum Ziel, unterstützende Maßnahmen für Familien mit Kindern im Alter von null bis drei 

Jahren zu koordinieren und durch soziale und alltagspraktische Unterstützung die Beziehungs- 

und Erziehungskompetenz (werdender) Eltern zu fördern (vgl. Renner & Heimeshoff 2010). 

Hebammen und Familienhebammen verstehen unter Frühen Hilfen primär und sekundär

präventive Hilfen, besonders für sozial und gesundheitlich belastete Familien mit Kindern 

bis zu einem Jahr (Säuglingszeit). Die Familien werden durch unterschiedliche Konzepte 

in unterschiedlichen Betreuungssettings erreicht. Die Hilfen sind zumeist niederschwellig, 

erfolgen als weitgehend zugehende Unterstützung und können von der Klientel freiwillig 

in Anspruch genommen werden.

Zum Verständnis des Begriffs Frühe Hilfen führten Sann und Landua (vgl. 2010) in Jugend- und 

Gesundheitsämtern eine Umfrage zu drei Punkten des fachlichen Diskurses durch: Frühe Hilfen 

sind demnach „primäre oder sekundäre Prävention“, „frühzeitige oder rechtzeitige Unterstützung“ 

und „Stärkung der Erziehungskompetenz oder Intervention zum Wohle des Kindes“. Im Sinne dieser 

Aussagen stehen Hebammen und Familienhebammen für eine Unterstützung aller (werdenden) 

Eltern und darunter auch derjenigen in unterschiedlichen gesundheitlichen und sozialen Problem-

lagen. Hebammen und Familienhebammen unterstützen Eltern frühzeitig (biografisch) – am besten 

schon in der Schwangerschaft – und möglichst auch rechtzeitig (problembezogen früh) zur Stär-

kung elterlicher Kompetenz.

Der Einsatz von Hebammen und insbesondere Familienhebammen im tertiärpräventiven Bereich 

als Hilfe zu intervenierenden Maßnahmen des Kinderschutzes und zur Überwachung des Kindes-

wohls wird sehr kontrovers diskutiert und insbesondere von berufsständischen Vertreterinnen 

abgelehnt. Die Arbeit von Hebammen sollte ihrem Verständnis nach immer eine begleitende Unter-

stützung der Eltern und nicht eine kontrollierende sein, was ein Tätigwerden in belasteten Familien 

unter bestimmten Voraussetzungen nicht ausschließt. Hier haben sich insbesondere sogenannte 

„Tandems“ von Sozialpädagogischen Familienhilfen (SPFH) und Familienhebammen bewährt (vgl. 

Klenk & Nieting 2011). Da Frühe Hilfen definitionsgemäß im Bereich der Primär- und Sekundärprä-

vention und nicht der Tertiärprävention angesiedelt sind, kann sich Familienhebammenarbeit im 

Kontext der Frühen Hilfen nur auf die ersteren Präventionsformen beziehen.

Der Begriff der „Familienhebamme“ ist rechtlich nicht geschützt, das heißt, genaues Tätigkeitsspek-

trum und Qualifikation sind nicht verbindlich definiert. Jedoch darf die Berufsbezeichnung der 

Familienhebamme nur führen, wer zuvor eine Ausbildung zur Hebamme (männlich: Entbindungs-

pfleger) abgeschlossen hat. Der Großteil der Familienhebammen hat eine qualifizierende Fortbil-

dung (in Niedersachsen mittlerweile auch Weiterbildung) der Hebammenlandesverbände nach meist 

zweijähriger Berufserfahrung durchlaufen. Bis 2011 wurden in den meisten Bundesländern insge-

samt etwa 1.200 Hebammen nach den Vorgaben der jeweiligen Hebammenverbände zu Familien-

hebammen fortgebildet, zum Teil speziell für die von den Ländern finanzierten Projekte mit 170 bis 

260 Stunden, verteilt auf acht bis zwölf Monate (vgl. Nieting 2011).
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 > Hebammen werden direkt durch 
 die (werdenden) Mütter beauftragt. < 



Grundsätzlich sind Hebammen in der Regelversorgung für die Grundversorgung aller, das heißt 

auch sozial und medizinisch belasteter (werdender) Mütter (und ihrer Kinder) zuständig und werden 

durch diese direkt beauftragt. Hebammen begleiten die Schwangerschaft eigenständig durch das 

Angebot von Vorsorgeuntersuchungen, zusätzlichen Leistungen bei Beschwerden und Beratungen 

und geben Kurse zu allen Fragen des Elternwerdens und der Vorbereitung auf die Geburt. Hebam-

men leiten physiologische Geburten zu Hause, im Geburtshaus oder in Kliniken eigenverantwort-

lich und ziehen bei pathologischen Verläufen ärztliche Hilfe hinzu. Nach der Geburt begleiten sie 

die Eltern und betreuen Mutter und Kind in der Wochenbett- und Neugeborenenzeit bis zum Ende 

der Stillzeit und der Umstellung auf feste Nahrung.

Dabei müssen Hebammen – wie alle Dienstleister des Gesundheitssystems – im Rahmen ihrer Tätig-

keit mit einem festgelegten Leistungskontingent auskommen. Ihre Leistungen werden in der Regel 

mit einer Pauschale vergütet, von kleineren Gebührenpunkten abgesehen berücksichtigt lediglich 

die Leistung „Hilfe bei Schwangerschaftsbeschwerden oder Wehen“ den real aufgewendeten Zeitauf-

wand. Die Hebamme kann daher in der nachgeburtlichen Betreuung eine Verweildauer von maxi-

mal einer Stunde ermöglichen. Im Mittel muss sie mit weniger Zeit auskommen, um wirtschaftlich 

arbeiten zu können. In den ersten zehn Lebenstagen kann die Hebamme täglich zwei Hausbesuche 

abrechnen, anschließend bis zur abgeschlossenen achten Lebenswoche des Kindes ist die Begleitung 

der Eltern auf insgesamt 16 Hausbesuche oder telefonische Kontakte begrenzt. In der weiteren Säug-

lingszeit sind noch vier Hausbesuche und vier Telefonate zu Fragen des Stillens und der Einführung-

fester Mahlzeiten möglich – die Anzahl kann nur mit ärztlichem Attest erweitert werden.
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  > Die Auftraggeber von Familienhebammen sind 
  die kommunale Gesundheits- oder Jugendhilfe, 
  die Träger der freien Wohlfahrtspflege oder Stiftungen. < 

Hebamme Familienhebamme

Regelleistung des Gesundheitssystems keine gesetzliche Regelleistung; 

Leistung durch kommunalen oder freien Träger

Leistungsspektrum gemäß der Vergütungsvereinbarungen 

mit den Krankenkassen

Leistungsspektrum entsprechend Konzeption 

und individuellem Auftrag

Zusatzleistung als Individuelle Gesundheitsleistung (IGeL) möglich Begleitung zu Akteuren Früher Hilfen möglich

Ressourcen zu praktischer Unterstützung

Initiative zur Inanspruchnahme geht eher von der Frau aus Initiative zur Inanspruchnahme wird eher innerhalb 

des Netzwerkes Frühe Hilfen vermittelt

Hebammenleistungen bedürfen im Rahmen der Gebührenverordnung 

keiner ärztlichen Anordnung 

Indikation, Dauer und inhaltlicher Schwerpunkt 

der Hilfeleistung werden vom Träger mitbestimmt

Auftraggeber ist die Frau (mündlicher Vertrag reicht aus) Auftraggeber ist der kommunale oder freie Träger

Vergütung erfolgt eher pauschal, unabhängig vom Zeitaufwand Vergütung erfolgt eher dem zeitlichen Aufwand entsprechend

Fahrtzeit wird je Kilometer abgerechnet (pauschal für Zeit und Fahrzeugkosten) es gibt keine allgemeingültige Regelung

Hebamme unterlieget den gesetzlichen Schweigepflichtregelungen Familienhebamme unterliegt den gesetzlichen Schweigepflichtregelungen

Schwangerschafts- und Wochenbettbetreuung sind den Ärzten 

und Hebammen vorbehaltene Tätigkeiten 

Tätigkeitsspektrum kann, wenn der Auftrag entweder Mutter oder 

Kind betrifft, auch von anderen Berufen wie Gesundheitskinderkrankenpflegerinnen, 

Kinderkrankenpflegerinnen oder Pädagoginnen ausgeführt werden

Zeitpunkt der Beendigung der Hilfeleistung wird durch den gesetzlichen Rahmen 

des Anspruchs mitbestimmt

Zeitpunkt der Beendigung der Hilfeleistung wird durch Etat 

und Auftrag mitbestimmt 

Tabelle 1: Leistungen am Beispiel der sozialen Sekundärprävention
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Hebamme Familienhebamme

Regelleistung des Gesundheitssystems keine gesetzliche Regelleistung; 

Leistung durch kommunalen oder freien Träger

Leistungsspektrum gemäß der Vergütungsvereinbarungen 

mit den Krankenkassen

Leistungsspektrum entsprechend Konzeption 

und individuellem Auftrag

Zusatzleistung als Individuelle Gesundheitsleistung (IGeL) möglich Begleitung zu Akteuren Früher Hilfen möglich

Ressourcen zu praktischer Unterstützung

Initiative zur Inanspruchnahme geht eher von der Frau aus Initiative zur Inanspruchnahme wird eher innerhalb 

des Netzwerkes Frühe Hilfen vermittelt

Hebammenleistungen bedürfen im Rahmen der Gebührenverordnung 

keiner ärztlichen Anordnung 

Indikation, Dauer und inhaltlicher Schwerpunkt 

der Hilfeleistung werden vom Träger mitbestimmt

Auftraggeber ist die Frau (mündlicher Vertrag reicht aus) Auftraggeber ist der kommunale oder freie Träger

Vergütung erfolgt eher pauschal, unabhängig vom Zeitaufwand Vergütung erfolgt eher dem zeitlichen Aufwand entsprechend

Fahrtzeit wird je Kilometer abgerechnet (pauschal für Zeit und Fahrzeugkosten) es gibt keine allgemeingültige Regelung

Hebamme unterlieget den gesetzlichen Schweigepflichtregelungen Familienhebamme unterliegt den gesetzlichen Schweigepflichtregelungen

Schwangerschafts- und Wochenbettbetreuung sind den Ärzten 

und Hebammen vorbehaltene Tätigkeiten 

Tätigkeitsspektrum kann, wenn der Auftrag entweder Mutter oder 

Kind betrifft, auch von anderen Berufen wie Gesundheitskinderkrankenpflegerinnen, 

Kinderkrankenpflegerinnen oder Pädagoginnen ausgeführt werden

Zeitpunkt der Beendigung der Hilfeleistung wird durch den gesetzlichen Rahmen 

des Anspruchs mitbestimmt

Zeitpunkt der Beendigung der Hilfeleistung wird durch Etat 

und Auftrag mitbestimmt 

Stellt man sich eine Begleitung (werdender) Eltern im Kontext der Frühen Hilfen gleichzeitig durch 

je eine Hebamme und eine Familienhebamme vor, ergeben sich an den Grenzen der originären Heb-

ammentätigkeit die Schnittstellen zur Tätigkeit der Familienhebamme. Während Hebammen außer-

halb aktueller Notsituationen meist nur dazu raten können, bestimmte gesundheitliche und finan-

zielle Vorsorgen zu treffen oder Verhaltensweisen zu verändern, unterstützen Familienhebammen 

die (werdenden) Eltern bei der praktischen Umsetzung. Sie führen Besuche zu Ärzten und Akteuren 

der lokalen Netzwerke zwecks Überwindung von Hemmschwellen gegebenenfalls gemeinsam mit 

den Eltern durch und koordinieren Wünsche und Notwendigkeiten in dem zeitlichen Rahmen, den 

Schwangerschaft und Entwicklung des Kindes vorgeben. Dies erfordert von ihnen eine sichere Ein-

schätzung der elterlichen Bereitschaft und Kompetenz zur Übernahme der Mutter- oder Vaterrolle 

und eine Priorisierung vordringlicher Aufgaben. Die Hinzuziehung einer Familienhebamme für 

eine zeitgleiche oder der regulären Hebammenbetreuung anschließende Begleitung wird nicht 

unbedingt durch Risikokriterien oder Risikokategorien geleitet, sondern durch einen tatsächlichen 

Bedarf, der in der Regelversorgung durch die Hebamme oder im Kontakt mit anderen Akteuren im 

Netzwerk Früher Hilfen sichtbar wurde. 

 

Die Aufgabe der Familienhebamme, soziale und gesundheitliche Probleme der Eltern zu erkennen 

und Problemlösungen zu beeinflussen, bezieht sich insbesondere auf die Gesundheit des Kindes und 

die Prävention von Entwicklungsrisiken – intrauterin und bis zum Ende des ersten Lebensjah-

res. Auch wenn Familienhebammen mit (werdenden) Müttern arbeiten, die freiwillig der Beglei-

tung zugestimmt haben, sind die Auftraggeber primär die kommunale Gesundheits- oder Jugendhil-

fe, die Träger der freien Wohlfahrtspflege oder Stiftungen. Umfang und Inhalt der Tätigkeit sind so, 

anders als bei der originären Hebammenarbeit, durch Dritte mitbestimmt. Viele Familienhebam-

men werden über §§ 16 oder 27 SGB VIII (bei Schwangerschaft junger Menschen bis 27 Jahre) vom 

Jugendamt beauftragt und können nicht selbstständig tätig werden, wenn die Klinik, eine Hebam-

me oder Kinderärzte einen Bedarf signalisieren. Familienhebammen werden, im Gegensatz zu den 

Hebammen in der Regelversorgung, zumeist nach dem realen Zeitaufwand vergütet, den sie im 

direkten Kontakt mit der Frau/Familie oder als Netzwerkakteure zugunsten der Familie betreiben. 
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  > Das Leistungsspektrum der Familienhebamme 
  unterscheidet sich von der Regelversorgung der 
  Hebamme und baut auf dieser auf. < 
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Zusammenarbeit und Vernetzung von Hebammen und Familienhebammen
Das berufl iche Selbstverständnis einer Hebamme, jeder Frau unabhängig von ihrer sozialen Lage 

umfängliche Geburtshilfe von der Schwangerschaft bis zum Ende der Stillzeit anzubieten, erklärt 

das hohe Eigeninteresse der Hebammen an Kooperation im Rahmen Früher Hilfen, das Renner 

und Heimeshoff (vgl. 2010) als Ergebnis der zusammenfassenden Darstellung der Modellprojekte 

und als Chance dauerhafter Zusammenarbeit mit Akteuren des Sozial- und Gesundheitssystems 

beschreiben. Originäre Hebammenarbeit ist dann den Frühen Hilfen zuzuordnen, wenn sie in Ver-

netzung mit anderen professionellen Akteuren stattfi ndet. Eine in der Praxis gelungene Kooperati-

on der Akteure Früher Hilfen durch Absprachen der Zuständigkeit und gemeinsamer Umsetzung 

von Zielen, die mit den (werdenden) Eltern formuliert sind, ergibt eine hohe Zufriedenheit der Heb-

ammen und Familienhebammen mit ihrer Arbeit.

Die Zugangswege der Hebammen zu den Familien mit psychosozialen Risiken sind unterschiedlich. 

Häufi g nehmen auch belastete Frauen selbstständig Kontakt zu Hebammen auf und beanspruchen 

ihr Recht auf Hebammenhilfe. Erschwerte Lebensbedingungen können aber dazu führen, dass sich 

die (werdenden) Mütter weniger autonom und aktiv im Hilfesystem orientieren, was sich auch in 

der Nicht-Inanspruchnahme von Hebammenleistungen zeigt. Diese Zugangsbarrieren werden im 

besten Fall von den Akteuren der ortsansässigen Netzwerke erkannt, welche die (werdenden) Müt-

ter beziehungsweise Familien dann je nach Auftrag an Hebammen und Familienhebammen ver-

mitteln und nach Einverständnis auch die erste Kontaktaufnahme proaktiv organisieren. 

Die Zusammenarbeit der Hebammen mit Familienhebammen gestaltet sich in der Regel unkompli-

ziert. Die Möglichkeit, Frauen bei erweitertem Betreuungsbedarf an eine Familienhebamme weiter-

zuleiten, bietet Hebammen im Bestreben nach einer bestmöglichen Versorgung die Chance zur 

Einhaltung ihrer zeitlichen Kapazität und ihrer berufl ichen Rolle und insofern einen Schutz vor 

Überforderung. Falls die reguläre Hebammenversorgung und die familienhebammenspezifi sche 

Arbeit von zwei Hebammen ausgeführt werden, verbrauchen sich zeitliche Ressourcen der Famili-

enhebamme nicht durch reguläre Hebammenarbeit. Gegebenenfalls zeitgleiche Termine und im 

Einvernehmen mit den Eltern formulierte Schweigepfl ichtsregeln erhöhen die Transparenz, ver-

mindern den Verlust von Informationen und unterstützen und refl ektieren Effekte einer gewach-

senen professionellen Beziehung.

Eine Familienhebamme kann zusätzlich zur Familienhebammenarbeit bei derselben Frau auch 

originäre Hebammenleistungen anbieten, das heißt, sie ist dann Hebamme und Familienheb-

Frühe Hilfen

Frau Schwanger-
schaft

Geburt Säuglinge bis 3 Jahre bis 6 Jahre bis 14 Jahre

Hebamme

Familienhebamme

Frauenarzt

Hausarzt und Fachärzte je nach Bedarf (gegebenenfalls auch Klinikeinweisung)

Entbindungs-
klinik

Kinderarzt (gegebenenfalls auch Kinderklinik und SPZ)

Hilfe für „junge Menschen“ bis 27 Jahre Jugendamt, ASD, SPFH

Schwangerschafts-
beratungsstellen

Erziehungsberatungsstellen

weitere Beratungsstellen (je nach Bedarf)

Kindertagesstätten

Kindergärten

Tabelle 2
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amme in Personalunion. Für den originären Teil ihrer Arbeit muss sie die 

formellen Voraussetzungen der Freiberuflichkeit erfüllen und ist dem 

Gesundheitsamt unterstellt. Sie rechnet ihre Arbeit als Anbieterin der Regel-

versorgung einerseits und als Familienhebamme andererseits getrennt mit 

der Krankenkasse beziehungsweise dem kommunalen oder freien Auftragge-

ber ab. Die Leistungen müssen entsprechend auch getrennt dokumentiert 

und inhaltlich voneinander abgegrenzt werden. Das familienhebammenspe-

zifische Leistungsspektrum ist also immer eine ergänzende Tätigkeit zur 

originären Hebammenbetreuung und baut auf dieser auf.

Eine Tätigkeit als Hebamme und Familienhebamme in Personalunion 

kann dann sinnvoll sein, wenn Vertrauen und Beziehungsfähigkeit erst 

aufgebaut und Hilfeeinsicht erarbeitet werden müssen. So können in Folge 

auch originäre Hebammenleistungen der Regelversorgung denjenigen 

Frauen angeboten werden, die diese von allein nicht in Anspruch genom-

men hätten.

Die Beauftragung einer Familienhebamme ist durch die Anbindung an 

die den Auftrag erteilende und finanzierende Stelle geregelt. Familien-

hebammen sind in Zusammenarbeit und Vernetzung Teil der lokalen und 

regionalen Unterstützungssysteme Früher Hilfen. Das Thema des aktiven 

Umgangs mit Netzwerken ist Bestandteil aller von den Hebammenlandes-

verbänden organisierten Qualifizierungsangebote für Familienhebam-

men. Familienhebammen versuchen, in die individuelle Hilfe – nach 

Bedarf und in Abstimmung mit der Klientel – niedergelassene Ärzte und 

regionale Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens einzubinden. 

Diese können ihrerseits ein Attest für Haushaltshilfen und Therapien 

oder einen Antrag auf eine Sozialpädagogische Familienhilfe oder eine 

zeitlich umfangreichere Betreuung befürworten und unterstützen.

 

Stand der Umsetzung Früher Hilfen 
im Bereich der Familienhebammen
Wenn auch die Rahmenbedingungen der Familienhebammentätigkeit variie-

ren, so gelten für sie in Schwangerschaft und erstem Lebensjahr des Kindes 

durchgehend die Grundprinzipien der Stärkung elterlicher Kompetenz zum 

Wohle des Kindes und Förderung der elterlichen Teilhabe an formellen und 

informellen Netzwerken. In das Team Früher Hilfen bringen Familienhebam-

men die präventive medizinische und psychosoziale Begleitung der Eltern bei 

Bedarf schon in der Schwangerschaft ein, ebenso einen umfassenden Blick 

auf die Eltern und das Kind im häuslichen Umfeld. 

 

Anders als andere Akteure Früher Hilfen, die eine Unterstützung der Eltern 

und bis einjähriger Kinder oftmals nur als Teil ihres Berufsbildes fokussie-

ren, sind Hebammen und Familienhebammen von vorneherein auf diesen 

Zeitraum und die besonderen Herausforderungen der frühen Elternschaft 

spezialisiert (siehe Tabelle 1). Auch sind sie spezialisiert, die Eltern, insbeson-

dere die Mutter, und das Kind gemeinsam in den Blick zu nehmen. Familien-

hebammen nutzen für ihre Tätigkeit neben den Inhalten der spezifischen 

Fallbeispiel

Nach dem Tod ihrer Mutter ist die jetzt 

16-jährige A. bei dem Vater ausgezogen. 

Sie ist in der 20. Woche schwanger und 

lebt nun im Elternhaus ihres minderjähri-

gen Freundes. Nach Auskunft der Schul-

pädagogin möchte A. die Schulausbildung 

möglichst fortsetzen. Ihr Freund hat die 

Hauptschule abgebrochen und arbeitet 

gelegentlich in einem Betrieb, in dem er 

später einmal als ungelernte 400-Euro-

Kraft eingestellt werden soll.

Da die Finanzierung einer Familienheb-

amme in diesem Landkreis durch das 

Jugendamt bewilligt und honoriert wird, 

findet ein Hilfeplangespräch mit allen 

Beteiligten statt, dem ein Vorgespräch mit 

der Familienhebamme, die gleichzeitig als 

freiberufliche Hebamme arbeitet, voraus-

geht. In Absprache mit dem Allgemeinen 

Sozialen Dienst (ASD) wird ein monatli-

ches Kontingent an Familienhebammen-

stunden gewährt.

Die Familienhebamme übernimmt als 

Hebamme von A. den Auftrag, sie in der 

Schwangerschaft mit der Regelversorgung 

zu begleiten, und als Familienhebamme 

den Auftrag vom Jugendamt, an Hilfe-

plangesprächen teilzunehmen und bei 

Fortbildungen das in Ausbildung und Berufserfahrung 

gewonnene Wissen und verfügen – anders als eine 

Hebamme – durch Finanzierung außerhalb des Ge-

sundheitswesens über Ressourcen zur Begleitung zu 

anderen Akteuren und praktischer Unterstützung 

(werdender) Eltern (siehe Tabelle 2). Familienhebam-

men sind neben fachlichen Expertinnen auch Berate-

rinnen in gesundheitlicher Fürsorge, Coach eines oder 

beider Elternteile und Case-Managerinnen in Rich-

tung des Gesundheitswesen und sozialer Netzwerke. 

 

Familienhebammen wie auch Hebammen sind an 

einigen der zehn durch das Nationale Zentrum Frühe 

Hilfen (NZFH) geförderten Modellprojekten beteiligt 

und arbeiten dort unter unterschiedlichen Rahmen-

bedingungen. In Hessen/Saarland (KFDN), Sachsen-

Anhalt (Frühstart) und im Landkreis Osnabrück beste-

hen Projekte, in denen die Familienhebammentätig-

keit an hoch belasteten (auch werdenden) Eltern eva-

luiert wurde. Die positiven Ergebnisse der Evaluatio-

  > Überschneidungen medizinischer und 
  psychosozialer Aspekte sind in der originären 
  Hebammenarbeit traditionell gegeben. < 
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Bedarf A. zu gesundheitlichen Einrichtun-

gen zu begleiten. Der ASD wird mit A. 

und ihrem Freund die finanzielle und 

wohnliche Situation nebst Ausstattung 

klären und gemeinsam mit der Schulpäd-

agogin und A. eine Lösung zur Überbrü-

ckung der Lernpause suchen.

Im Laufe der Begleitung wird deutlich, 

dass eine Integration in die Familie des 

Freundes nicht gelingt, zudem der Verlust 

der Mutter auf A. stark belastend wirkt. 

Zu dem Vater von A. besteht nur gele-

gentlicher Kontakt. Die Familienhebamme 

erfährt durch Nachfrage, dass die Schüle-

rin als Kind über mehrere Jahre von einem 

Freund des Vaters sexuell missbraucht 

wurde. Eine Verurteilung des Täters und 

psychologische Betreuung des Opfers 

haben stattgefunden. 

Der Schülerin ist jedoch die Zeit, in der 

ihr der Missbrauch nicht geglaubt wurde, 

weiterhin präsent. Sie wird noch heute 

von der Familie des Vergewaltigers als die 

eigentlich Schuldige angesehen. Dies führt 

zu einer fortdauernden psychischen Be-

lastung.

Durch Beratung und Gespräche zur Stär-

kung der Elternrolle gelingen Reduzierung 

des Zigarettenkonsums und Beziehungs-

aufbau zum ungeborenen Kind. Überzo-

gene Aufmerksamkeit von Seiten der 

Mitschüler und Lehrer machen einen 

Schulbesuch beschwerlich, dem A. 

schließlich durch Krankschreibung entzo-

gen wird. Zudem attestiert die Frauenärz-

tin eine Einzel-Geburtsvorbereitung, da 

A. sich eine Teilnahme an einem Geburts-

vorbereitungskurs mit vielen älteren 

Schwangeren – auch in Begleitung – nicht 

zutraut. Diese individuelle Geburtsvor-

bereitung bei A. zu Hause gestaltet die 

Familienhebamme in ihrer Funktion als 

Hebamme mit zwei weiteren Kolleginnen, 

damit sich A. und ihr Freund auch an 

andere Hebammen gewöhnen können. 

Zur Besprechung der Geburt nimmt A. die 

Familienhebamme in den Kreißsaal mit. 

Gemeinsam bekräftigen beide dort den 

Wunsch nach einer normalen Geburt und 

bitten im Vorfeld darum, dass möglichst 

wenige vaginale Untersuchungen stattfin-

den werden und diese möglichst nur von 

einer Frau ausgeführt werden sollen. In 

Anwesenheit der Familienhebamme wer-

den diese Wünsche ohne Nachfragen in 

den Anmeldebogen eingetragen und bei 

der Geburt schließlich auch berücksich-

tigt. Mit der Sicherheit, mehrere Hebam-

men aus dem Kreißsaal bereits zu ken-

nen, kann A. im Beisein ihres Freundes 

und ihrer Großmutter ihre Tochter ohne 

Probleme gebären. Bereits im frühen 

Wochenbett kann noch in der Entbin-

dungsklinik ein vergüteter Besuch der 

Familienhebamme stattfinden, bei dem 

die Eltern stolz von ihrer Geburt berichten.

Dieser selbstbestimmte, gelungene Start 

in die Elternrolle drückt sich im Wochen-

bett in liebevoller Fürsorge für das Kind 

aus, und das Verantwortungsbewusst-

sein geht auch nach den ersten Wochen 

nicht verloren, als die Ausprägung der 

elterlichen Rollen zu einer ersten Krise in 

der Partnerschaft führt. Zur Entlastung 

der Eltern kann die Großmutter beitragen, 

die gelegentlich auf das Kind aufpasst, 

Fahrten zum Kinderarzt mit den beiden 

übernimmt und das Kind auch betreuen 

wird, wenn A. wieder die Schule besucht. 

Auch die Beziehung zum Vater von A. 

verbessert sich. Die Begleitung durch die 

Familienhebamme wird beendet, nachdem 

A. schließlich über ausreichende elterliche 

Kompetenz verfügt und sich mit oder 

auch ohne ihren Freund verlässlich um 

ihre Tochter kümmert und auch weiß, 

wo und wie sie sich gegebenenfalls Hilfe 

holen kann, und dies auch will.

nen führten schließlich zu einer Fortführung der finanziellen Ausstattung durch das Land oder 

die Kommune. In anderen Modellprojekten sind Familienhebammen und Hebammen an beson-

deren Hilfeformen (SteepTM und ProKind) beteiligt.

Weitere Familienhebammen sind regional an Gesundheits- und Jugendämtern oder in sozialen 

Einrichtungen und Stiftungen angestellt oder auf Honorarbasis tätig. Einige werden über das 

Kinder- und Jugendhilfegesetz (zumeist §§ 16 oder 27 SGB VIII) eingesetzt. Mancherorts, auch 

abhängig von kommunalen oder länderspezifischen Konzepten im Bereich der Frühen Hilfen, 

gibt es noch keine Finanzierungsmodelle.

 
Offene Fragen, Probleme, Herausforderungen
In der Fallvignette (siehe unten) ist die Finanzierung über einen Antrag auf „Hilfe zur 

Erziehung“ (gemäß § 27 SGB VIII, Mutter gegebenenfalls als „junger Mensch“ bis 27 Jahre) 

erfolgt und damit ein Hilfeplangespräch und die Nähe zu Mitarbeitern des ASD her-gestellt. 

Nicht wenige Eltern lehnen die Begleitung durch eine Familienhebamme ab, weil sie negative 

Erfahrungen mit Mitarbeitern des Jugendhilfesystems gemacht haben und eine Vermischung 

von Hilfe und Kontrolle befürchten (Makowsky & Schücking 2010). Um langfristig und in der 

öffentlichen Wirkung eine Assoziation von Hebammenarbeit mit jugendamtlicher Kontrolle 

zu vermeiden, lehnen auch Familienhebammen bisweilen die Anbindung an das Jugendamt 

als finanzierender Stelle ab.  
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Allerdings gibt es viele Beispiele für erfolgreiche Modelle, in denen bei einer Anbindung der Famili-

enhebamme an das Jugendamt die Freiwilligkeit der Leistung und die Anonymität gewahrt bleiben. 

Die Anbindung an die Jugendhilfe kann nicht als alleiniges Kriterium für die Wirkung der Hebam-

menarbeit nach außen gelten. Es gilt, die Vor- und Nachteile verschiedener Konzepte auch unter 

Berücksichtigung kommunaler Strukturen und Möglichkeiten zu analysieren und Wege zu finden, 

das Prinzip der elterlichen Partizipation und die Gewährung der Schweigepflicht unabhängig von 

der strukturellen Anbindung der Familienhebamme zu gewährleisten.

Die Anforderungen an Frühe Hilfen beschreiben Ziegenhain et al. (2010) in ihrem Werkbuch Vernet-

zung als real bedeutendes Paradoxon. Das Netzwerk des Gesundheitswesens, das sich mit dem Netz-

werk der Kinder- und Jugendhilfe „dynamisch und flexibel auf der Grundlage ihrer Motivation 

zusammenfinden und aneinander anpassen“ soll (Ziegenhain et al. 2010, S. 50), besteht auch aus 

niedergelassenen Ärzten und freiberuflich oder angestellt tätigen Hebammen, die daran gewöhnt 

sind, professionelle Entscheidungen allein in Abstimmung mit den (werdenden) Eltern zu treffen 

und zu verantworten. Ihre Motivation zu weitergehender Vernetzung, welche eine nicht zu unter-

schätzende Zeitressource erfordert, kann bisher nur ehrenamtlich erfolgen und muss sich in das 

Zeitraster weiterer (bezahlter) Termine und Hausbesuche einpassen. Anders ist dies bei Mitarbeitern 

der Institutionen Früher Hilfen im Angestelltenverhältnis, die ihr Handeln im Team abklären und 

diskutieren und innerhalb der Arbeitszeit ihre Netzwerkarbeit leisten können. Feste Rollenzuschrei-

bungen der professionellen Akteure Früher Hilfen, die „klar und strukturiert und unabhängig von 

einzelnen Personen“ (Ziegenhain et al. 2010, S. 50) funktionieren sollen, sind häufig zunächst sach-

lich nicht professionell und bedürften über längere Zeit der Moderation. Dies betrifft auch in weiten 

Teilen die Arbeit von Hebammen und Familienhebammen.

 

Die Bezahlung des Tätigkeitsspektrums, welches der Familienhebammentätigkeit zugeordnet wird, 

ist keine Regelleistung der Krankenkassen und damit nicht durch die Hebammenvergütungsverein-

barung geregelt. Die Familienhebamme kann sich also nicht auf eine verbindliche und einheitliche 

Bezahlung verlassen, sondern muss die Höhe ihrer Vergütung selbst aushandeln. Dabei muss gleich-

falls jedes Mal neu gefordert werden, dass unter anderem die Fahrtzeiten, Telefongespräche, ein 

Nichtantreffen der Familie trotz Terminvereinbarung, Dokumentationszeit, Praxisbedarf, Teambe-

sprechungen und Supervision in das Honorar mit einzurechnen sind, damit die Familienhebamme 

ihrem Auftrag als Partnerin im Netzwerk Früher Hilfen gerecht werden kann.

 

Der Anspruch einer Klientel auf Hebammenhilfe der Regelversorgung gründet sich nach wie vor auf 

§§ 195-200b der Reichsversicherungsordnung (RVO); die letzte Änderung erfolgte 2009 (vgl. Selow 

2011). Ansprüche der Familienhebamme an Krankenkassen oder die Kinder- und Jugendhilfe sind in 

den Sozialgesetzbüchern nicht geregelt. Es mangelt in den Sozialgesetzbüchern auch an einer ent-

sprechenden Zuordnung präventiver Arbeit allgemein und solcher Leistungen, die sich gleichzeitig 

auf medizinische und psychosoziale Aspekte sowohl für die Mutter als auch das Kind beziehen. 

Überschneidungen medizinischer und psychosozialer Aspekte sind traditionell in der originären 

Hebammenarbeit mit ihren primär- und sekundärpräventiven Maßnahmen gegeben und machen 

einen wesentlichen Teil des Potentials der Hebammenarbeit aus. In der Hebammenarbeit sind 

gesundheitliche und psychosoziale Leistungen nicht exakt zu trennen (vgl. Selow 2011). Beispiels-

weise sind bei der Prävention frühkindlicher Regulationsstörungen, die ihren Ursprung in einer 

ungenügenden Eltern-Kind-Bindung und unzureichender elterlicher Kompetenz haben können, 

sowohl Fragen der Ernährung und Pflege, Schlaf fördernde Maßnahmen als auch eine praktische 

Anleitung in der Wahrnehmung kindlicher Äußerungen und kindlichen Verhaltens vonnöten (vgl. 

Pott, Fillinger, Paul, 2010; Ziegenhain et al. 2010). 

  > Während Hebammen meist nur dazu raten können, bestimmte 
  gesundheitliche und finanzielle Vorsorgen zu treffen oder Verhaltens-
  weisen zu verändern, unterstützen Familienhebammen die Eltern 
  bei der praktischen Umsetzung. < 
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Die Herausforderung für Hebammen und Familienhebammen 

wird es sein, ihre Arbeit zu beschreiben und für Akteure der 

Frühen Hilfen transparent zu machen. Tätigkeitsbeschreibun-

gen müssen ressourcenorientiert im Sinne guter Praxis der 

Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten formuliert 

werden (BZgA 2010) und Konzepte zu Partizipation und Empo-

werment enthalten. Es gilt außerdem, die primär- und sekun-

därpräventiven Ressourcen der originären Hebammenarbeit als 

Grundbedingung für die Wirkung der ergänzenden Arbeit von 

Familienhebammen herauszustellen und eine Trennung der 

Klientel für Hebammen und Familienhebammen in unbelastete 

versus belastete Familien zu verhindern.

 
Nächste Schritte zum Ausbau 
und zur Verbesserung Früher Hilfen
Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Hebammen und 

Familienhebammen werden diese durch Experten unterschied-

licher Projekte, des Deutschen Hebammenverbands e.V. (DHV) 

und des NZFH unterstützt. Derzeit wird unter Leitung des 

NZFH und des Deutschen Jugendinstituts (DJI) und mit Hilfe 

von Experten ein Kompetenzprofil für Familienhebammen 

erarbeitet, das die Anforderungen der beiden Kategorien Fach-

kompetenz und Personale Kompetenz entsprechend des Deut-

schen Qualifikationsrahmens (DQR) formuliert. Dieses Profil 

könnte anschließend zum Beispiel in das durch den DHV ausge-

arbeitete Curriculum zur Ausbildung von Familienhebammen 

eingearbeitet werden. 

 

Auch ist ein einheitliches Dokumentationssystem in Planung, 

das durch eine Expertise des NZFH zur Formulierung von Ziel-

definitionen (Mattern, Ayerle, Behrens 2011) unter Beteiligung 

praktizierender Familienhebammen entstanden ist. So wird 

ressourcen- und zielorientiertes Handeln durch Familienheb-

ammen zur Stärkung elterlicher Kompetenz in Schwanger-

schaft und erstem Lebensjahr des Kindes bundesweit evaluiert 

werden können, auch wenn projektbezogen unterschiedliche 

Vorgehensweisen vorhanden sind.

Da die Berufsbezeichnung der „Familienhebamme“ nicht 

geschützt ist, obliegt es dem jeweiligen Auftraggeber, welche 

Qualifikation einer Hebamme er für das familienhebammen-

spezifische Tätigkeitsfeld anerkennt. Anzustreben ist mittel-

fristig eine bundesweit einheitliche Empfehlung darüber, wel-

che Kompetenzen die Familienhebamme auf Basis der vorhan-

denen und zukünftigen Evaluationen und Forschungsergebnis-

se erwerben sollte. Dies würde die Anrechnung bereits erwor-

bener Kenntnisse (beispielsweise durch ein Studium) sowie 

eine länderübergreifende Anerkennung der Fortbildungen 

und damit die berufliche Mobilität sichern. Diskutiert werden 

sowohl inhaltlich definierte Fortbildungsmodule, die von den 

Hebammenverbänden oder anderen Fortbildungsakademien 

angeboten werden können, eine bundesweit etablierte Weiter-

bildung mit staatlicher Anerkennung wie auch eine Ansiedlung 

der Fortbildungsmodule an Hochschulen und damit eine Aner-

kennung des Erlernten für den Erwerb eines universitären 

Abschlusses. 

Mangelnde Kenntnis über Kompetenzen und Grenzen jeweils 

anderer Akteure Früher Hilfen, die zu Reibungsverlusten in der 

Betreuung führen, bestehen nicht nur zwischen Gesundheits- 

und Sozialwesen. Wünschenswert wären auch die Beteiligung 

anderer Partner wie den etablierten Frauenunterstützungssyste-

men und der Polizei sowie der ARGE und Vertretern der Kranken-

kassen. Eine Abstimmung mit letztgenannten Institutionen könn-

te dazu beitragen, dass Verfahren zur Beantragung und Auszah-

lung von den durch Schwangerschaft und Geburt sich verändern-

den Sozialleistungen standardisiert werden.

Transparenz und vorbereitete, moderierte Treffen zur Koordina-

tion fallbezogener und fallübergreifender Aufgaben tragen auch 

aus Sicht der Familienhebammen zur Verbesserung der Netzwer-

ke Früher Hilfen bei. Für Kommunen wird deren Ausbau oder 

Implementierung eine Aufgabe sein, die jeweils vor Ort innerhalb 

gegebener und oftmals gewachsener Strukturen gelöst werden 

muss.

Elke Mattern ist Hebamme und Familienhebamme sowie Gesundheits- 

und Pflegewissenschaftlerin. Sie ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

im Studiengang Hebammenkunde an der Hochschule für Gesundheit in 

Bochum.

Ute Lange ist Hebamme und Soziologin M.A. Sie ist Wissenschaftliche 

Referentin im Nationalen Zentrum Frühe Hilfen in Köln.
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Der Beitrag der Kinder- und Jugendärzte 
zu Frühen Hilfen
Von Wilfried Kratzsch, Thomas Fischbach und Ingolf Rascher

Kinder- und Jugendärzte nehmen im Bereich Früher Hilfen eine zentrale Rolle ein. 

Sie sehen Kinder aus Familien in schwierigen Lebenslagen von Geburt an. Neben diag-

nostischen und kurativen Aufgaben sind sie im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 

Vorsorgeuntersuchungen tätig und verfügen mit dem Vorsorgeuntersuchungsheft über 

ein einheitliches Instrument zur Früherkennung und Frühbehandlung. 

Sie verfolgen die Entwicklung der Kinder vom Säuglingsalter an. Bei beginnenden Entwick-

lungs- und frühen Verhaltens- bzw. Regulationsstörungen leiten sie die Familien mit ihren 

Kindern zur weiterführenden Diagnostik und Beratung an ein Sozialpädiatrisches Zentrum 

(SPZ), eine Schreiambulanz oder die Frühförderung weiter.

Der Kinder- und Jugendarzt hat das Vertrauen der 

Eltern und ist im Rahmen Früher Hilfen auch weiter-

hin für die Begleitung der Kinder zuständig, wenn 

andere Professionen, z. B. Familienhebammen, be-

reits aus dem Betreuungsnetz gefallen sind, weil sie 

jenseits des ersten Lebensjahres nicht mehr zustän-

dig sind. Aufgrund der Vertrauensbasis zu den Famili-

en gelangen Kinder- und Jugendärzte leichter als 

andere Beteiligte an für die Kindeswohleinschätzung 

wesentliche Informationen und erkennen frühe 

Gefährdungszeichen. Unter Umständen ziehen sie 

weitere Professionen aus dem Bereich der Jugendhilfe 

oder das Jugendamt selbst hinzu. Ein solches Vorge-

hen wird von den Eltern aufgrund der Mittler- und 

Vertrauensstellung der Ärzte leichter akzeptiert als 

bei anderen Stellen. Allerdings stehen die Ärzte dabei 

in der Balance zwischen Anwaltschaft für das Kind 

und (berufs-)rechtlicher Schweigepflicht, wobei das 

Wohl des Kindes für ihre Entscheidung Richtung 

weisend ist.

Zusammenarbeit und Vernetzung 
mit anderen Berufsgruppen
Die Zusammenarbeit und Vernetzung der Kinder- 

und Jugendärzte mit anderen Berufsgruppen aus dem 

Gesundheitswesen findet im Rahmen der Regelversor-

gung statt. In einem Klinikum mit Geburtsklinik und 

gegebenenfalls Kinderklinik kooperieren Pädiater im 

Kreißsaal bzw. auf der Wöchnerinnenstation rund um 

die Uhr mit Frauenärzten, Kinderkrankenschwestern 

und Hebammen. Sie kennen sich, nutzen kurze Wege 

und stehen mit ihren niedergelassenen Kollegen in 

Kontakt. Allerdings findet zwischen Geburtshilfe und 

hausärztlich tätigen Kinder- und Jugendärzten in der 

Regel kein mündlicher Austausch statt, wenn in der 

Klinik Familien mit besonderen gesundheitlichen und 

psychosozialen Belastungen oder eine auffällige Mut-

ter-Kind-Interaktion erkannt wurden. Die von den 

Geburtskliniken vermittelten Hebammen suchen die 

Familien zu Hause auf und leiten Mütter vor Ort an. 

Im Netzwerk Frühe Hilfen, das überwiegend von der 

Jugendhilfe ausgeht und in zahlreichen Bundeslän-

dern etabliert ist, arbeiten Pädiater und Jugendhilfe 

nur sehr begrenzt und nachrangig zusammen (Sann & 

Landua 2010). Die Kooperation beschränkt sich häufig 

auf Fälle von drohenden Kindeswohlgefährdungen 

oder eingetretenen Kinderschutzfällen, bei denen sich 

beide Seiten konsiliarisch oder interventionell in An-

spruch nehmen.

Eine Zusammenarbeit der Pädiater mit dem SPZ und 

der Frühförderung ist im Netzwerk Frühe Hilfen gege-

ben, da Pädiater Kinder mit Entwicklungs- und Verhal-

tensstörungen dorthin überweisen. Eltern erhalten 

Hinweise im Umgang mit ihren Kindern. Säuglinge 

und Kleinkinder werden nach Früherkennung von 

Entwicklungsstörungen gefördert. Extrem Frühgebo-

rene und Kinder mit angeborenen Erkrankungen bzw. 

Syndromen, die erhöhte Fürsorge-Anforderungen an 

ihre Eltern stellen, werden über die Nachsorge-Ambu-

lanz nachverfolgt und ihre Eltern frühzeitig beraten. 
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Die Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt, an 

dem auch Kinder- und Jugendärzte tätig sein können, 

wird wenig genutzt. Dagegen kooperieren Jugendamt 

und Gesundheitsamt bei besonderen gesundheitli-

chen Belastungen in den Familien (behinderte Kinder, 

drogenabhängige Eltern u. a.) ämterübergreifend.

Stand der Umsetzung Früher Hilfen
Während in den zurückliegenden Jahren die Initia-

tive Frühe Hilfen überwiegend von der Jugendhilfe 

(siehe www.fruehehilfen.de) ausging, setzt sich an 

einzelnen Orten, z. B. in Hamburg (Babylotse), Lud-

wigshafen (Guter Start ins Kinderleben) und mit 

dem Multicenterprojekt KinderZUKUNFT NRW 

(www.kinderzukunft-nrw.de) ein neues Konzept 

durch, bei dem der Start Früher Hilfen von den 

Geburtskliniken ausgeht und koordiniert wird. 

Dieses Vorgehen stellt keine Gegenentwicklung zu 

den bisher erreichten Standards dar, sondern führt 

zu einer engeren Verknüpfung des Netzwerkes von 

Gesundheitswesen und Jugendhilfe. Dabei erleich-

tert dieses Vorgehen den Zugang zu belasteten 

Familien, die gegenüber Ärzten Vertrauen und 

nicht Vorbehalte wie gegenüber dem Jugendamt 

haben.

Kinder- und Jugendärzte arbeiten in dem NRW-

Projekt in einem verbindlichen Netzwerk mit Heb-

ammen, Frauenärzten, Gesundheitsamt und Jugend-

hilfe eng zusammen und greifen auf vorhandene 

örtliche Ressourcen zurück. Sie sind im Rahmen 

der Regelversorgung (Geburtshilfeklinik, Nachsor-

ge durch Hebammen, hausärztliche Tätigkeit, bei 

Auftreten „riskanter“ Entwicklungen der Kinder 

Einbindung von Frühförderung und SPZ) aktiv. Der 

Zugang zu den Müttern erfolgt nach einem einheit-

lichen Screeningverfahren (www.risikoinventar-

praevention.de) über eine in der Geburtsklinik täti-

ge Koordinatorin, die die Familien mit besonderen 

gesundheitlichen und psychosozialen Belastungen 

an Hebammen weiterleitet. Diese machen zeit-

nah einen Hausbesuch und leiten Mütter früh im 

Umgang mit ihren Babys an. Sie kontaktieren Kin-

der- und Jugendärzte umgehend, wenn sich Fütter- 

und Schreistörungen einstellen, die pädiatrischer 

Abklärung und gegebenenfalls Behandlung bedür-

fen. Die niedergelassenen Kinder- und Jugendärzte 

werden darüber hinaus mit Einverständnis der 

Eltern von der Koordinatorin über die in der 

Geburtsklinik wahrgenommenen Belastungen 

informiert. Sie sind so bereits sensibilisiert und 

haben bei den Vorsorgeuntersuchungen bzw. bei 

einem Notfalltermin ein besonderes Augenmerk 

auf die angekündigten Kinder, wenn die Familien 

in ihrer Praxis erscheinen. Die Eltern nehmen hier 

Beratung und Hilfen in einer frühen Phase an, 

wenn es den Familien und Kindern noch relativ 

gut geht.

Die Koordinatorin arbeitet eng mit der Jugendhilfe 

zusammen und leitet bei Zeichen von Überforde-

rungen und bei Bestehen mehrfacher Risikobelas-

Fallbeispiel

Eine 22 Jahre alte Mutter entbindet ihr erstes Kind in einer Klinik eines Projektstandortes. Sie hat keinen Kontakt 

zum Kindsvater, eine Unterstützung durch ihre Eltern kann sie nicht erwarten, da diese weiter weg wohnen. Wegen 

Problemen beim Stillen sucht eine in der Geburtsklinik vermittelte Hebamme sie zu Hause auf und berät sie. 

Eine Wendung erfährt der Fall vier Wochen später. Die Mutter meldet sich bei der Hebamme und teilt ihr mit, dass 

ihr Kind sehr unruhig sei, viel schreie und schlecht trinke. Die Hebamme empfiehlt der Mutter, die Elternschule zu 

kontaktieren, die über eine Schreiambulanz verfügt, und gibt die weitere Betreuung an eine Familienhebamme wei-

ter. Wegen der zunehmenden Überforderung der Mutter wird überlegt, sie zusätzlich durch die Jugendhilfe zu unter-

stützen. Dies lehnt sie ab, da sie früher schlechte Erfahrungen mit dem Jugendamt gemacht hatte. 

In den folgenden Tagen haben die Hebamme und eine Mitarbeiterin der Elternschule fast täglich Kontakt mit der 

Mutter. Da das Kind trotz Anleitung der Mutter in den nächsten zwei Wochen nur wenig an Gewicht zunimmt und 

schließlich die Flaschennahrung verweigert, informiert die Familienhebamme mit Einverständnis der Mutter den 

Kinder- und Jugendarzt darüber, dass die Mutter zurzeit ambulant nicht mehr zu betreuen sei. Mutter und Kind 

werden noch am gleichen Tag in die Kinderklinik eingewiesen. Dort wird eine angeborene Laktoseintoleranz diagnos-

tiziert, eine Nahrungsanpassung erfolgt. 

Nach der Klinikentlassung kommt die Mutter mit dem Füttern ihres Kindes gut zurecht. Es nimmt in den folgenden 

Wochen regelmäßig an Gewicht zu. Die Familienhebamme reduziert ihre Beratungstermine auf zwei wöchentliche 

Kontakte und informiert die Koordinatorin, dass es Mutter und Kind gut geht. Ein Besuch der Familie erfolgt aktuell 

noch einmal im Monat durch die Familienhebamme.
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tungen Familien mit ihrem Einverständnis an die Jugendhilfe weiter. Das Vorgehen 

der Jugendhilfe ist zunehmend ressourcen- und nicht defi zitorientiert. Die Fachkräf-

te veranlassen zunächst Maßnahmen zur Entlastung der Familien und nachrangig 

„Hilfen zur Erziehung“. Sie sehen  den Schwerpunkt ihrer Arbeit darin, die Kompe-

tenz der Eltern durch Beratung zu Alltagsfragen zu stärken und geben Hinweise zu 

Elternkursen. Das Gesundheitsamt wird von der Koordinatorin kontaktiert, wenn 

der pfl egerische Umgang, z. B. beim Füttern oder bei Ernährungsproblemen, hohe 

Fürsorgeanforderungen an die belasteten Eltern stellt.

Wesentliches Merkmal des Projektes ist, dass die eingebundenen Professionen mitein-

ander statt nebeneinander arbeiten, Maßnahmen miteinander abstimmen und gegen-

seitig Rückmeldungen geben, so dass Familien nicht „verloren“ gehen oder durch den 

multiprofessionellen Einsatz überfordert werden. Diese eingeübte Kooperationspraxis 

von Gesundheitswesen und Jugendhilfe hat dazu geführt, dass sich Frauenärzte, Kin-

der- und Jugendärzte, Hebammen, Gesundheitsamt und Jugendhilfevertreter einmal 

monatlich zu Jour fi xe-Treffen zusammenfi nden, um offene Fragen der Zusammenar-

beit und anonymisierte Kinderschutzfälle zu besprechen. Neu ist auch, dass sich erst-

malig Frauenärzte und Hebammen zu einem gemeinsamen Qualitätszirkel treffen.

Fazit
Die Ausgangssituation der im Projekt erfassten alleinerziehenden 22-jährigen Mut-

ter mit ihrem ersten Kind war dadurch gekennzeichnet, dass bei einer belasteten 

eigenen Vorgeschichte und mangelnder Unterstützung durch ihre Eltern ab dem

zweiten Lebensmonat ihres Säuglings eine zunehmende Überforderung bei ihr ein-

trat. Diese war bedingt durch Fütter- und Ernährungsprobleme sowie Regulations-

störungen. Die Mutter nahm das Unterstützungs- und Beratungsangebot durch 

Familienhebamme und Schreiambulanz an, das Angebot der Jugendhilfe wurde 

aufgrund schlechter Vorerfahrungen abgelehnt. Eine anhaltende Entspannung und 

Behebung der Problematik traten erst nach Intervention des Kinder- und Jugendarz-

tes und Klinikeinweisung mit Abklärung der Fütter- und Ernährungsstörungen ein. 

Die einbezogene Familienhebamme konnte sich nach der Klinikentlassung von Mut-

ter und Kind zurückziehen. Die Mutter war nach drei Monaten nicht mehr auf Hilfe 

angewiesen.

Offene Fragen, Probleme, Herausforderungen
Die Abrechnung von Leistungen im Bereich Frühe Hilfen ist für Kinder- und Jugend-

ärzte bisher nicht geregelt. Die Einsetzung einer Koordinatorin hat sich an mehreren 

Standorten bewährt und zu einer engeren Zusammenarbeit zwischen Gesundheitswe-

sen und Jugendhilfe geführt. Die Finanzierung einer solchen Stelle ist ebenfalls offen. 

Hier sind die Zuständigkeiten von Leistungen nach SGB V und VIII nicht geklärt. Frühe 

Hilfen haben sich in den zurückliegenden Jahren explosionsartig entwickelt. 

Eine Kooperation mit Kinder- und Jugendärzten fi ndet nur in sehr begrenztem Maße 

statt. Die neu etablierten Frühe Hilfe-Netzwerke sind oft noch unzureichend mit per-

sonellen Ressourcen ausgestattet. Hier werden unnötige Parallelstrukturen aufge-

baut, wobei Angebote der personell und fachlich gut ausgestatteten Frühförderein-

richtungen berücksichtigt werden könnten. Hier besteht eine seit Jahren bewährte

enge Verbindung zu den Kinder- und Jugendärzten.

Nach dem Bundeskinderschutzgesetz werden Familienhebammen in der Betreuung 

von Familien in schwierigen Lebenslagen eine neue Stellung einnehmen können. Sie 

sind ebenfalls im Netzwerk Frühe Hilfen zu integrieren. Dabei ist zu klären, in wel-

chem Frühe Hilfe-System und unter welcher Aufsicht sie angesiedelt werden. Lotsen-

dienste zu Kinder- und Jugendärzten sollten nicht auf Familienhebammen beschränkt 

sein, sie könnten auch von Familienkinderkrankenschwestern und Koordinatorinnen 

in den Kliniken übernommen werden.
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Eine neue Herausforderung stellt dar, wie Frauenärzte bereits vorgeburtlich in die Frü-

hen Hilfen einbezogen werden und mit (Familien-)Hebammen verbindliche Ansprech-

partner hätten, die Schwangere bereits in einer frühstmöglichen Phase unterstützen 

und zu Hause aufsuchen.

Nächste Schritte zum Ausbau 
und zur Verbesserung der Frühen Hilfen
Traditionelle Formen der Familienhilfe sind oft unzureichend. Die Politik hat deshalb 

vielerorts vernetzte Hilfestrukturen durch Projekte angestoßen, die vor allem die 

Zusammenarbeit von Gesundheits- und Jugendhilfesystem fördern und ein vereinheit-

lichtes Vorgehen im Netz anstreben. Zentrale Voraussetzung für die Einleitung von Hil-

fen ist das frühe Erkennen von Risiken. Dies ist gebunden an die Erreichbarkeit der 

Eltern. Aus dem Projekt KinderZUKUNFT NRW (mit aktuell mehr als 1.700 Teilnehme-

rinnen) liegen mittlerweile erste Informationen vor, dass Gesundheit fördernde und 

Ressourcen stärkende Maßnahmen im Setting Geburtsklinik in enger Kooperation mit 

den niedergelassenen Pädiatern, unterstützt durch die Gynäkologen und andere Gesund-

heitsberufe, umgesetzt werden können. Voraussetzung dafür ist, Risiken und belastete 

Lebenslagen über einen Screeningbogen zu erkennen.

 

Insbesondere in der Schwangerschaft und um die Geburt herum besteht ein nahezu 

lückenloser Zugang durch das Gesundheitssystem und ist die medizinische Versorgung 

und Risikoerkennung gewährleistet. Zur Erkennung psychosozialer Risiken, zur Abklä-

rung des sich daraus ergebenden Hilfebedarfs und zur Bereitstellung geeigneter Hilfen 

können darüber hinaus Kompetenzen der Jugendhilfe und des Gesundheitsamtes ein-

bezogen werden. Dass sich Frühprävention auf die kindliche Entwicklung positiv aus-

wirkt, ist von methodischen Übersichtsarbeiten und Meta-Analysen (vgl. Bilukha et al. 

2005; Geeraert, Van den Noorgate, Grietens und Onghena 2004; Elkan et al. 2000) gut 

belegt. Präventionsangebote im Setting Geburtsklinik sind zudem besonders geeignet, 

flächendeckende Hilfen ohne Schaffung konkurrierender Strukturen aufzubauen und 

Wege zur Überwindung der Versäulung der unterschiedlichen Hilfe- und Unterstüt-

zungssysteme zu finden.

Das Veränderungspotenzial im Gesundheitswesen lässt es zu, über neue Formen der 

Regelversorgung nachzudenken. Die intensive Zusammenarbeit über eine Koordinato-

rin in der Geburtsklinik ermöglicht zudem einen einfacheren Informationsaustausch 

unter dem Dach einer so genannten „erweiterten Schweigepflicht“. Die Implementie-

rung aus dem Projektablauf in den Praxisablauf stellt eine interne Qualitätsmanage-

mentaufgabe dar. Besonders geschulte Medizinische Fachangestellte (MFA‘s, Pädiatrice, 

Präventionsassistentinnen) in der pädiatrischen Praxis sind hier geeignet. Der Informa-

tionsfluss zwischen den Leistungserbringern durch Integration in die Praxissoftware-

systeme (PSV) im Rahmen der Regelversorgung ist wünschenswert und anzustreben. 

Zur flächendeckenden Umsetzung bedarf es keiner neuen Projekte. Es besteht kein 

Erkenntnis-, sondern ein Umsetzungsproblem. Die Lösung liegt in neuen Finanzie-

rungsregelungen durch die Kostenträger im Gesundheitswesen sowie der Jugendhilfe. 

Der Erfolg des Bundeskinderschutzgesetzes wird mit seiner Finanzierung stehen und 

fallen. Es bleibt abzuwarten, inwieweit eine Verankerung im Sozialgesetzbuch V, dem 

System der gesetzlichen Krankenkassen erfolgt.

Dr. Wilfried Kratzsch ist leitender Oberarzt i. R. des Kinderneurologischen Zentrums in Düsseldorf 

und Vorsitzender der Stiftung Deutsches Forum Kinderzukunft, c/o Sana Kliniken Düsseldorf.

Dr. Thomas Fischbach ist Kinder- und Jugendarzt, Vorsitzender des Landesverbands Nordrhein 

und Mitglied im Bundesvorstand des Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte.

Ingolf Rascher ist Mitarbeiter am IMO-Institut zur Modernisierung und Wirtschafts- und 

Beschäftigungsstrukturen GmbH (NRW) in Hilden.
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> Frühe Hilfen beinhalten den Präventionsgedanken 
und rechnen mit der Wirksamkeit sozialer Kontrolle. < 
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Der Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe 
zu Frühen Hilfen
Was ist gelernt? Was bleibt zu lernen? | Von Heidemarie Rose

Ohne den Tod der Kinder Jessica, Kevin und Lea-Sophie und den medialen Umgang mit der 

jeweiligen individuellen Dramatik und Katastrophe in 2005, 2006 und 2007 wäre die Entwick-

lung des Themas Frühe Hilfen und Soziale Frühwarnsysteme sicherlich anders verlaufen. 

Die Städte Hamburg, Bremen und Schwerin mit ihren Jugendämtern sind in der Öffentlichkeit 

untrennbar mit dem Versagen von öffentlicher Daseinsfürsorge und Schutz von Kindern ver-

bunden. Wahrscheinlich nicht ganz so dramatisch könnten andere Namen von Mädchen und 

Jungen in anderen Städten benannt werden, die für die Frage stehen: Was wird getan, um das 

Leben von gefährdeten Kindern in ihren Familien wirksam zu schützen und sie in ihrer Ent-

wicklung zu fördern? 

Die konzeptionelle und strukturelle Entwicklung von Frühen Hilfen und Sozialen Frühwarn-

systemen als eine im Idealfall ‚integrierte Komplexleistung’ hat vor diesem Hintergrund auch 

die Funktion eines gesellschaftlichen Entlastungswunsches: So etwas möge nie wieder passie-

ren! Wir tun etwas dafür!

Am 19.12.2007, am Ende der drei Katastrophenjahre 

für die Jugendhilfe, kommen die Ministerpräsident-

(inn)en mit der Bundeskanzlerin zum Kinderschutz-

gipfel zusammen und beschwören ihren gemeinsa-

men Willen, es müsse, es werde etwas passieren.

Aber nun ist es wieder passiert. Der Tod von Chantal 

in Hamburg erschüttert uns mit ähnlicher Bestürzung 

und auch vergleichbaren Fragestellungen. Aber nicht 

genug: die Runden Tische „Heimerziehung der 50er 

bis 70er Jahre“ und zuletzt „Sexueller Missbrauch“ 

führen zu Forderungen an die Jugendhilfe und auch 

an Andere nach mehr Achtsamkeit, mehr Qualität, 

mehr Kooperation und Vernetzung, mehr Prävention 

und auch nach mehr fi nanziellen Ressourcen.

In all dem zeigt sich, dass es sich auf dem Weg von 

„Hilfe benötigen“ bis zu „Hilfe erhalten“ um offene, 

nur zum Teil beherrschbare Kulturen und Dynamiken 

handelt. Trotz alledem geht es dabei um Orientierung 

und Qualifi zierung für das System der Fachkräfte, der 

Institutionen wie auch der politisch Verantwortlichen 

und der verschiedenen Stakeholders in diesem Aufga-

benbereich. Dazu kann die Kinder- und Jugendhilfe 

einen Beitrag leisten. 

Ausgangspunkt
Frühe Hilfen sind für die Jugendhilfe ohne die Aufgaben-

stellung des Kinderschutzes und der Abwehr von Kindes-

wohlgefährdung nicht zu denken. Das am 1.1.2012 in 

Kraft getretene Bundeskinderschutzgesetz verdeutlicht 

dies: „Aktiver Kinderschutz durch Frühe Hilfen und ver-

lässliche Netzwerke“. Damit steht die Kinder- und Jugend-

hilfe im Zentrum der Bewegung und der Verantwortung.

Zeitlich vor einer konkreteren Konzeptionierung der 

Frühen Hilfen wurde die Früherkennung von riskanten 

Lebenslagen (Soziales Frühwarnsystem) als dringliche 

Aufgabe der Jugend- und Gesundheitshilfe gesehen. Mit 

dem bekannten Modellprojekt in Nordrhein Westfalen 

von 2001 bis 2004 wurde der Versuch gestartet, ein Sozia-

les Frühwarnsystem in eine kommunale Regelpraxis zu 

integrieren.

Es folgte die Gründung des Nationalen Zentrums Frühe 

Hilfen, eine Kooperation der Bundeszentrale für gesund-

heitliche Aufklärung (BZgA) und des Deutschen Jugendin-

stituts (DJI), fi nanziert vom Bundesministerium für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend in 2006 bis 2014. An die-

ser Stelle haben wir es tatsächlich mit einem Zusammen-

schluss des Gesundheitswesen und der Jugendhilfe zu tun!
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Deutlich war und ist in diesen Konstruktionen die 

Verbindung von Prävention und Kontrolle erkennbar, 

quasi als zwei Seiten einer Münze, die Kinderschutz 

heißt. Frühe Hilfen beinhalten im Kern den Präventi-

onsgedanken und rechnen mit der Wirksamkeit von 

sozialer Kontrolle.

Im Dezember 2007 kam es zum Kinderschutzgipfel 

der Regierungschefs bei der Kanzlerin. Im Koalitions-

vertrag zur Bildung der Bundesregierung in 2009 wer-

den die dort beratenen Punkte wieder aufgegriffen. 

Mit den Beschlüssen der Regierungschefs und der 

Kanzlerin in 2007 und den Aussagen im Koalitionsver-

trag der amtierenden Bundesregierung werden der 

Kinder- und Jugendhilfe, aber auch dem Gesundheits-

bereich und einigen anderen, relativ konkret Lektio-

nen aufgegeben:

„Zwei Problemkreise sind deutlich zu verbessern:

Früherkennung: Die Risiken in hoch belasteten Fami-

lien müssen früher erkannt werden, die Familien 

brauchen passgenaue, verlässliche und kontinuierli-

che Unterstützung, Begleitung und Hilfen, und dies 

bereits angefangen während der Schwangerschaft.

Vernetzung: Die Verknüpfung von Hilfen muss bereits 

im frühen Säuglings- und Kindesalter in einem engen 

Zeitraster erfolgen. Nötig ist eine verbindliche Vernet-

zung zwischen dem Gesundheitswesen, den Struktu-

ren der Kinder- und Jugendhilfe, den Sozialämtern, 

der Justiz (Familiengerichte) und der Polizei. Informa-

tionen müssen schnell und verlässlich ausgetauscht 

werden, damit vor Ort die Angebote optimiert und 

die betroffenen Kinder und Eltern schneller und wir-

kungsvoller erreicht werden können“ (aus dem Proto-

koll der Sitzung der Regierungschefs und der Bundes-

kanzlerin am 19.12.2007, der sogenannte Kinder-

schutzgipfel). 

Das ging einher mit den folgenden Forderungen:

(1) Starke Netze für Kinder und Eltern knüpfen

(2) Anstrengungen für Kinder in Not verstärken

(3) Datenschutz darf Kinderschutz nicht behindern

(4) Verbindlichkeit von Vorsorgeuntersuchungen 

 herstellen

(5) Vorsorgeuntersuchungen besser und eng-

 maschiger gestalten

(6) Kinder brauchen die beste Förderung von Anfang 

 an und unabhängig von ihrem Elternhaus

(7) Wächteramt der Familiengerichte und Jugend-

 ämter stärken

(8) Zusammenarbeit zwischen Gerichten und 

 Jugendämtern verbessern

Das Bundesgesetz zum Aktiven Kinderschutz (seit 

1.1.2012 in Kraft) schließt sich in der zeitlichen Folge 

an und will einen Ordnungsrahmen schaffen, in dem 

u. a. diese Ziele und Aufgabenstellungen verfolgt wer-

den können.

Wenn man den Modellversuch in Nordrhein Westfa-

len zum Sozialen Frühwarnsystem in 2001 zum Aus-

gangspunkt nimmt und die Verabschiedung des Bun-

deskinderschutzgesetzes als vorläufigen Schlusspunkt 

begreift, dann kann man auf eine Entwicklung von 

rund zehn Jahren zurückblicken. Es ist noch zu früh, 

ein Urteil zu fällen über die Wirkungen für betroffe-

ne Kinder und ihre Eltern, es macht aber Sinn anzu-

fangen, systematisch nachzufragen. Einen Neben-

effekt der Entwicklungen der zurückliegenden Jahre 

kann man aber schon jetzt für die Jugendhilfe benen-

nen: Frühe Hilfen/Kinderschutz/Frühe Förderung und 

die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen 

nehmen den Großteil des Gestaltungsraums der Kin-

der- und Jugendhilfe ein. Als Gestaltungs- und Ent-

  > Frühe Förderung und Frühe Hilfen 
  sind am besten in Förderketten zu denken. < 
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wicklungsraum ist die Arbeit für und mit Jugendli-

chen durch die Jugendhilfe öffentlich kaum mehr 

wahrnehmbar.

Frühe Hilfen und Frühe Förderung sind das Verspre-

chen der Jugendhilfe und des Gesundheitssystems 

zum gesunden Aufwachsen von Kindern geworden. 

Jetzt muss man schauen, ob der Scheck gedeckt ist 

und aufpassen, dass andere nicht leer ausgehen.

Was hat die Kinder- 
und Jugendhilfe gelernt?
Gelernt ist, dass Netzwerke Voraussetzung sind für die 

Implementation von Frühen Hilfen. Konstruktiv in 

diesem Zusammenhang ist die Unterscheidung zwi-

schen Zugangsnetzwerk und Hilfenetzwerk. Das 

Zugangsnetzwerk ist eher der Aufgabe der Früherken-

nung zuzuordnen und bedarf für seine Funktionsfä-

higkeit anderer Herangehensweisen und Pflege als das 

Hilfenetzwerk. Ein Hilfenetzwerk verlangt, um effek-

tiv zu sein, eine sehr enge Kommunikation und zeit-

nahe Abstimmung der Zielsetzung und Methoden. 

Verschiedene Modellversuche u. a. auch im Projekt 

„Aus Fehlern lernen“ geben hierfür gute Beispiele. 

Der „Werkzeugkasten“ der Fall führenden Sozialarbei-

ter und Sozialarbeiterinnen ist wieder größer gewor-

den.

Spürbar wird auch die Einsicht in die Notwendigkeit, 

im sogenannten Case-Management wieder eine größe-

re Nähe zu den Rat- und Hilfesuchenden herzustellen 

und über die diagnostische und Hilfe vermittelnde 

Funktion hinaus eigene Zugangswege zu Hilfen zu 

entwickeln. Die Implementation von Frühen Hilfen 

bedarf einer hohen methodischen Kompetenz und 

Flexibilität im Einsatz von Programmen. Der Wechsel 

zwischen „home based“ und „center based“, zwischen 

individuell und in Gruppen stattfindender Arbeit, 

wird gerade für die Arbeit mit jungen Kindern und 

ihren Eltern als effektiv bewertet und weiterverfolgt.

Die Kinder- und Jugendhilfe lernt im Kontext der Frü-

hen Hilfen den Stellenwert von geschulten Laien oder 

auch Paraprofessionellen für die Arbeit zu schätzen. 

Bürgerschaftliches Engagement wird für die Jugend-

hilfe in diesem Kontext nicht mehr als Ausfallbürge 

für eine unzureichende Ausstattung gesehen, sondern 

als mögliche und adäquate Antwort auf familiäre 

Unterstützungsbedarfe.

Was ist noch zu lernen?
Frühe Förderung, frühkindliche Bildung, Frühe Hilfen 

sind aus der Perspektive einer nachhaltigen Wirksam-

keit am besten in Förderketten zu denken. Die Ent-

wicklungsaufgaben eines Kindes, insbesondere eines 

Kindes, das schon ganz jung einem hohen Ausmaß an 

Belastungen ausgesetzt ist, sei es gesundheitlicher und/

oder psychosozialer Natur, können nicht mittels einer 

„Maßnahme“ als gelöst gesehen werden, auch wenn die 

Maßnahme erfolgreich war. Die Jugendhilfe braucht min-

destens eine mittelfristige Sichtweise, die eine entwick-

lungsbedingte Programmatik im engen Bezug zur loka-

len Infrastruktur beinhaltet. Das Jugendamt muss mit 

seinen „Fällen“ wieder stärker ins Feld.

Viele der bisherigen Organisationsentwicklungen in 

Sachen Kinderschutz und Frühe Hilfen sind eine Reakti-

on auf hoch profilierte Fälle (Katastrophen, Todesfälle, 

etc.) und haben nur im geringen Umfang nachhaltige 

Verbesserungen in der Gesamtstruktur der Hilfen und 

Förderung für Kinder in Risikolagen bewirkt.

Was brauchen wir?
Wir brauchen Stabilität in den Teams des Allgemeinen 

Sozialen Dienstes und öffentliche Orte, an denen sich 

Familien mit jungen Kindern aufhalten und dies als 

Bereicherung und Entlastung erfahren können.

Vorschlag: Neben dem Rechtsanspruch auf einen Platz in 

einer Einrichtung der Kindertagesbetreuung und Tages-

pflege für Kinder unter drei Jahren könnte man über eine 

Art Rechtsanspruch für die Teilnahme an einem Angebot 

mit maximal 15 Wochenstunden für Betreuung und För-

derung unter Einbeziehung der Eltern in einer offenen 

Einrichtung wie Familienzentren, Häuser der Familie, 

Early Excellence Centers, Familienbildungsstätten, Müt-

terzentren etc. nachdenken. Gegenstand der Förderung 

wäre, das elterliche Interesse an der Entwicklung, Erzie-

hung und Bildung ihres Kindes zu stärken und Kindern 

und Eltern zu einem Kompetenzzuwachs zu verhelfen. 

Dabei können die Erfahrungen aus Großbritannien mit 

einem solchen Ansatz ausgewertet werden. Als Ressource 

für diese Programme könnte das von der Bundesregie-

rung geplante Betreuungsgeld eingesetzt werden.

Aus der Perspektive der Kinder- und Jugendhilfe sollten 

intensive Anstrengungen unternommen werden, Entlas-

tung, Förderung, Hilfe für Kinder und Mütter und Väter 

nicht nur auf der individualisierten, häuslich-familiären 

Ebene zu belassen, sondern im Licht der öffentlichen 

Gemeinschaft in Peergruppen zur Wirkung kommen zu 

lassen. Für diese Aufgaben passen Rezepte und Verwal-

tungsanweisungen und nutzerfreundliche Formulare 

wenig (auch wenn sie in anderen Zusammenhängen 

ihren Stellenwert haben). Hier sind eine Kultur des Miss-

trauens und starre Organisationsstrukturen fehl am 

Platz. Was es hier braucht sind Visionen, Anfängergeist, 

Möglichkeitsräume und Vertrauen.

Dr. Heidemarie Rose ist Abteilungsleitung Junge Menschen und 

Familie bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Fami-

lie der Freie Hansestadt Bremen.
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Die Rolle der Interdisziplinären 
Frühförderung im Zusammenhang 
mit Frühen Hilfen
Von Lothar Held und Martin Thurmair

Nach einem langen Weg in der Frühförderung ist das Wort „Frühe Hilfen“ wieder 

aufgetaucht – im Zusammenhang mit Kindeswohlgefährdungen in der Kinder- und Jugend-

hilfe. Da wird nun bundesweit versucht, den praktischen Umsetzungen zu diesem Stichwort 

eine neue Bedeutung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zu verschaffen, ohne dass bis-

lang substantiell und in der Praxis darauf Bedacht genommen wurde, dass im Bereich der 

Interdisziplinären Frühförderung in dieser Hinsicht schon „altes“ (vor allem lokales) Wissen 

vorhanden war (Held & Thurmair, 2011). 

Irritierend in diesem Zusammenhang war vor allem die weite Definition, die das Natio-

nale Zentrum Frühe Hilfen zum „neuen“ Begriff vorgelegt hatte: „(Frühe Hilfen) zielen 

darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Eltern in Familie und Gesellschaft 

frühzeitig und nachhaltig zu verbessern. Neben alltagspraktischer Unterstützung wollen 

Frühe Hilfen insbesondere einen Beitrag zur Förderung der Beziehungs- und Erziehungs-

kompetenz von (werdenden) Müttern und Vätern leisten“.

Der Auftrag der Interdisziplinären Frühförderung ist 

im SGB IX, § 4, Satz 4 und SGB IX § 30, Absatz 2, Satz 

2 beschrieben. Der Anspruch auf Interdisziplinäre 

Frühförderung wird – in der gesetzlichen Form – 

durch eine Behinderung oder drohende Behinderung 

eines Kindes begründet (vgl. Thurmair, Held, Höck, 

Wolf 2011, Teil 1). Darin eingeschlossen ist der Um-

gang mit Kindern im Alter von null bis drei Jahren 

und deren Eltern/Angehörigen, was im Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe und der Frühen Hilfen nun 

besonders hervorgehoben wird.

Früherkennung/Frühförderung ist die Aufgabe von 

Interdisziplinären Frühförderstellen (IFS) und Sozial-

pädiatrischen Zentren (SPZ). „Behindert“ oder „von 

Behinderung“ bedroht“ beschreibt sowohl kognitive 

wie emotionale und soziale wie auch familiäre Fakto-

ren, die klare Risiken für die Entwicklung von Kin-

dern darstellen. In der praktischen Umsetzung bedeu-

tet dies auch die Minimierung von Gefährdungen, die 

Aktivierung von Können und damit die Teilhabe am 

(lokalen) gesellschaftlichen Leben. In diesem Geset-

zesauftrag ist selbstverständlich die Beteiligung der 

Eltern/Angehörigen am Förderprozess enthalten. 

Gerade Kinder (und deren Familien) in prekären Situa-

tionen, die immer mehr auch in den IFS auftauchen, 

entsprechen dem Ansatz der Frühen Hilfen im Rah-

men der Kinder- und Jugendhilfe, ohne dass es eines eigenen 

Begriffes bislang bedurfte. Die IFS können in solchen Situationen 

insbesondere auf folgende „typische“ Merkmale ihrer Angebote 

setzen:

- Wöchentliche (Haus-) Besuche oder Besuche an einem 

 „dritten Ort“

- Zeitlich überschaubare und kalkulierbare Stabilität

- Aufsuchende Arbeitsweise

- Interaktionsberatung wie z. B. „Entwicklungspsychologische 

 Beratung“ (Ziegenhain, 2006)

- Wertschätzung der Familie

- Unterstützung bei schwierigen bürokratischen Prozessen 

 (Behörden, Ämter, Kliniken etc.)

- Vielfach ein „Therapeutisches Tandem“, d. h. mindestens zwei 

 Fachkräfte aus dem pädagogischen und medizinischen Fach-

 bereich betreuen das Kind. Die Häufigkeit, Intensität und Art 

 der Fördermaßnahmen ist vom Bedarf und von der Verträglich-

 keit des Kindes und von den lokalen Arbeitsmöglichkeiten 

 gesteuert.

- Lotsenfunktion bei der Kontaktaufnahme zu anderen Hilfe-

 systemen

- Kenntnis der Helfernetzwerke vor Ort

- Fachlich begründetes Wissen über die mögliche „Brüchigkeit“ 

 und „mangelnde Willkommenheit“ der geplanten Hilfemaß-

 nahmen

- Freiwilligkeit der Eltern, die angebotenen Maßnahmen durch-

 zuführen bzw. durchführen zu lassen 
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Zusammenarbeit und Vernetzung 
mit anderen Berufsgruppen
Interdisziplinäre Frühförderung ist gesetzlich als „Komplexleis-

tung“ definiert, was bedeutet, dass sowohl pädagogische und 

psychologische wie auch medizinisch-therapeutische Berufs-

gruppen (Physio-, Ergotherapie, Logopädie) an den Angeboten 

mitwirken. In den verschiedenen Bundesländern ist das aller-

dings verschieden ausgestaltet. Darüber hinaus pflegen die IFS 

aus ihrem Selbstverständnis heraus, das wiederum in sachlichen 

Notwendigkeiten begründet ist, Kooperationen mit Kinder- und 

Jugendärzten, Hausärzten, Jugendämtern, Gesundheitsämtern, 

Beratungsstellen, Kindertagesstätten, Sozialpädiatrischen Zen-

tren und Kliniken sowie Schulen und Förderzentren.

Von ihrer Aufgabenstellung her sind die IFS dabei als sozusagen 

„zurückhängende“ Ebene in der auf Kinder ausgerichteten sozia-

len und Dienstleistungsstruktur positioniert. Die allgemeine 

„Publikumsebene“, sozusagen die Normalsituation, bilden da-

bei diejenigen Dienstleister, mit denen praktisch alle Kinder 

und Familien zu tun haben:

- Geburtshilfe-Kontext (Geburtskliniken, Geburtshelfer, 

 Hebammen)

- Kontext der ärztlichen Vorsorge und Versorgung (Kinder- 

 und Jugendärzte, Allgemein-/Hausärzte)

- Kontext der Kinderkrippen und Kindergärten als außerfami-

 liäre Bildungs- und Erziehungsagenturen

- Kontext Schule als weiterführende Bildungseinrichtung

Zunehmend bedeutsam wird die Vermittlung und Überleitung 

von Kindern mit spezifischen Bedarfen in die Regelkita und in die 

allgemeine Schule werden – die Eltern haben hier ein weitgehen-

des Recht, ihr Kind in inklusiven Settings aufwachsen und bilden 

zu lassen.

Die im Bereich der Frühen Hilfen im Vordergrund stehende 

„Säuglingszeit“ erfährt innerhalb Deutschlands unterschiedliche 

Betreuungsformen. In Hamburg und Berlin beispielsweise ist 

keine interdisziplinäre Frühförderung für diese Zeit vorgesehen; 

die Versorgung ist im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe und 

des Gesundheitssystems organisiert. In Bayern andererseits wer-

den im Vergleich der Bundesländer relativ viele Säuglinge betreut 

(vgl. Thurmair, Held, Höck, Wolf 2011, Teil 1). Dazu beigetragen 

haben unterschiedliche Maßnahmen wie z. B.: 

(1) eine weite Verbreitung von interaktionsorientierten Interven-

tionen (wie z. B. die „Entwicklungspsychologische Beratung“) und 

ähnlicher Konzepte von videogestützter Interaktionsberatung für 

Eltern, 

(2) das „har.le.kin-Projekt“, ein niederschwelliges, aufsuchendes 

Angebot der bayerischen IFS für Frühchen und deren Eltern, in 

Kooperation mit den Neonatologischen Stationen von entspre-

chenden Schwerpunktskliniken (vgl. Berger 2011), 

(3) spezifische Säuglingsberatungssprechstunden (wie z. B.: 

„Die wichtigen Jahre von null bis drei“ der IFS Passau), 

(4) eine verbreitete Implementation des Münchner Schreibaby-

Modells nach Papoušek (Schieche, 2010; www.stmas.bayern.de/

familie/bildung/schreibabys.htm). 

Stand der Umsetzung Früher Hilfen 
in der Frühförderung
Dass Kinder aus Familien in prekären Situationen in 

ihrer Entwicklung benachteiligt oder gefährdet sind, 

ist inzwischen eine vielfach belegte Tatsache (z .B. 

Schlack 2008, Laucht 2011). Deshalb sind an den IFS 

auch häufig Kinder anzutreffen, deren Entwicklungs-

gefährdung mit prekären Familiensituationen einher-

geht.

Kinder aus prekären Verhältnissen werden den IFS oft 

durch Ärzte (z. B. schlechter Gesundheitszustand ver-

bunden mit Entwicklungsverzögerungen) vermittelt, 

immer wieder auch von den Jugendämtern geschickt. 

In diesen Familien sind oftmals auch Angebote erfor-

derlich, die den „Frühen Hilfen“ im Sinne einer Prä-

vention von Kindeswohlgefährdungen zuzurechnen 

sind: Hilfen zur Erziehung, Hinweise auf mögliche 

Vernachlässigung, auf Misshandlung und Missbrauch. 

Immer wieder sind an den IFS auch Kinder, die in 

Pflegefamilien untergebracht wurden.

Die IFS legen in solchen Fällen Wert darauf, nicht nur 

die Kinder praktisch und in ihrer Entwicklung zu 

unterstützen; sie sind auch bemüht, zu den Eltern ein 

Vertrauensverhältnis herzustellen und sie in ihren 

Alltags- und Erziehungskompetenzen zu unterstützen. 

Aufsuchende und langfristig angelegte Angebote, wie 

sie die IFS machen können, sind dafür eine gute Vor-

aussetzung.

Aufgrund ihrer regionalen Verbreitung (in Bayern 

beispielsweise sind Frühförderstellen auch in der Flä-

che systematisch und familiennah mindestens auf 

Landkreisebene ausgebaut) und aufgrund der aufsu-

chenden (mobilen) wie ambulanten Arbeitsweise 

besteht an den IFS ein großes Wissen über die lokalen 

Möglichkeiten weiterer Unterstützungssysteme in der 

Stadt, Kommune oder im Landkreis. Daraus haben 

sich unterschiedlich intensive Kooperationen z. B. mit 

den Jugendämtern ergeben, um weiterführende Hil-

fen für die Familien zu initiieren, wenn das Angebot 
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der Frühförderung nicht ausreicht oder wenn eine Kindeswohl-

gefährdung vermutet/festgestellt wird.

Bei Betrachtung der Gesamtsituation der Familien sind Kontakte 

zu Erziehungsberatungsstellen, niedergelassenen (Psycho-) 

Therapeut(inn)en, Kinderärztinnen und Kinderärzten, Schulen, 

Kindertagesstätten, etc. – das Einverständnis der Eltern vorausge-

setzt – inzwischen Standard. Diese Kooperationen mit Hilfeange-

boten aus dem Zuständigkeitsbereich des Gesundheitswesens und 

der Kinder- und Jugendhilfe laufen nicht immer friktionsfrei, 

aber immer öfter. Die Erfahrung zeigt, dass die Initiative dazu 

überwiegend von der IFS ausgehen muss (vgl. Thurmair, Held, 

Höck, Wolf 2011, Teil II).

Offene Fragen, Probleme, Herausforderungen
Ein wesentlicher Aspekt der Frühen Hilfen ist die Betonung der 

Vernetzung von ortsnahen Hilfesystemen. Seit einigen Jahren 

werden auch die IFS zu diesen Vernetzungspartnern gezählt. Für 

die Frühförderung war und ist Vernetzung und Kooperation not-

wendiger und konzeptioneller Bestandteil ihres Arbeitsansatzes. 

Der Rahmen dafür ist allerdings sehr eng gesteckt: Fallbezogene 

Kooperationen sind gegenüber den Kostenträgern noch einiger-

maßen darstellbar. Institutionell defi nierte Kooperationen und 

Netzwerkarbeit hingegen sind nicht refi nanzierbar. Die Frühen 

Hilfen sind da etwas im Vorteil, da einige Bundesländer zusätzli-

che Gelder für die Kooperationen zur Verfügung gestellt haben. 

In Bayern beispielsweise ist Netzwerkarbeit defi nierter Arbeitsan-

teil der „koordinierenden Kinderschutzstellen“.

Frühförderung wie auch die Frühen Hilfen kämpfen mit der 

Erfahrung, dass zunehmend mehr Kinder und Eltern mit ihren 

Angeboten nicht (mehr) erreicht werden können. Die Frühförde-

rung hat hier aus unserer Sicht noch den „kleinen“ Vorteil, dass 

ihre Mitarbeiter(innen) das staatliche Wächteramt nicht im 

Gepäck haben.

Innerhalb der Bundesländer gibt es – und nicht erst seit der Ent-

stehung des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen – die unterschied-

lichsten Maßnahmen und Initiativen, die sich unter den Begriff 

der „Frühen Hilfen“ einordnen lassen; dies hinterlässt auch mal 

einen „unübersichtlichen“ Eindruck. Ob und wie man von Initia-

tiven und Angeboten erfährt, hängt nicht selten vom Zufall ab. 

Die Reichweite von Initiativen und Angeboten ist sehr stark 

davon abhängig, wie lange die Menschen vor Ort tätig sind, die 

diese Angebote entwickelt haben – ein Phänomen, das bei Netz-

werken durchaus oft vorkommt. Die praktische Erfahrung zeigt 

auch, dass sich Modelle, die lokal verortet gute Ergebnisse erzie-

Fallbeispiel

In einem ländlich strukturierten Landkreis lebt eine 

Familie mit fünf Kindern vom Säuglings- bis Schulalter. 

Vier Kindern droht die Inobhutnahme (Heim) durch das 

örtliche Jugendamt aufgrund des Verdachts der Kindes-

wohlgefährdung. Ein Säugling soll auf Veranlassung 

des Jugendamtes von der örtlichen IFS betreut werden. 

Die IFS-Maßnahme kommt nicht zustande, da die 

Eltern die notwendigen Anträge auf Eingliederungshilfe 

nicht unterschreiben. Das Familiengericht ordnet die 

Inobhutnahme der vier Kinder und die Aufnahme des 

Säuglings in eine Pfl egefamilie an. Die Pfl egefamilie hat 

diesbezüglich Bedarf an Unterstützung und fragt die 

Förderung durch die ortsnahe IFS nach. Das Jugendamt 

stimmt zu und die IFS beginnt zu arbeiten. 

Die Kindsmutter wird wieder schwanger. Versuche des 

Jugendamtes, den (neuen) Säugling aus der Familie in 

eine Pfl egefamilie zu geben, scheitern, weil das Famili-

engericht nicht zustimmt. Dieses beschließt eine Unter-

bringung in einer Mutter-Kind-Einrichtung. 

Die geplante Maßnahme scheitert jedoch am fehlenden 

Platzangebot. Der Gesundheitszustand des Säuglings in 

der Herkunftsfamilie verschlechtert sich und er wird in 

eine Klinik eingeliefert. Die Klinik stellt prophylaktisch 

einen Kontakt zur ortsnahen IFS her, die schon den 

ersten Säugling betreut. Das Jugendamt befürwortet 

prinzipiell den Einsatz der IFS und beantragt die Inob-

hutnahme dieses Säuglings. 

Das Familiengericht stimmt nicht zu. Der Säugling 

bleibt bei den Eltern ohne weitere Förderung. Bei einer 

späteren Überprüfung der Situation durch das Famili-

engericht (u. a. auch durch Nachfrage bei der IFS) wird 

die Entscheidung getroffen, das Kind in einer Pfl egefa-

milie unterzubringen und die Betreuung (Komplexleis-

tung) durch die IFS zu installieren. Eine Verbesserung 

des (Gesundheits-)Zustandes des Säuglings ist zu beob-

achten.

  > Vernetzung sollte in allen Hilfesystemen 
  gleichermaßen fi nanziell abgesichert werden. < 
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len, nicht (automatisch) auf regionale oder nationale Strukturen 

übertragen lassen.

 

Eine Zusammenschau, (1) wie solche Modelle entwickelt, ange-

passt und am Leben gehalten werden, (2) wie sie (über-)regional 

installiert werden, (3) welche „Reichweite“ sie haben, (4) welche 

Zugangsmöglichkeiten und Hürden bestehen, (5) wo sie über-

haupt benötigt werden (Brennpunkte), (6) wie der Kosten-Nutzen-

Effekt zu beurteilen ist und (7) wie sie im aktuellen Rechtssystem 

platziert werden, existiert (noch) nicht.

In der aktuellen Situation sind die Frühen Hilfen in das System 

der Kinder- und Jugendhilfe eingebettet. Das Gesundheitswesen 

hat je nach Bundesland eigene präventive Modelle entwickelt und 

führt diese durch, beispielsweise bezogen auf die Inanspruchnah-

me der Vorsorgeuntersuchungen für Kinder. Bislang scheint es so 

zu sein, dass es im Wesentlichen vom persönlichen Engagement 

der einzelnen Mitarbeiter(innen) der sich vernetzenden Hilfesys-

teme abhängt, ob z. B. auch die Frühen Hilfen ortsnah arbeiten 

können. Dabei laufen sie Gefahr, juristische Systemgrenzen zu 

überschreiten, die sich dann individuell als nachteilig erweisen 

können. Es fehlt uns derzeit an juristischem Know-how, wie sys-

temübergreifend (Kinder und Jugendhilfe und Gesundheitswesen) 

gearbeitet und finanziert werden kann, ohne juristisch schwieri-

ge Situationen permanent hervorzurufen. Die verwaltungstechni-

schen „Notwendigkeiten“ engen in zunehmendem Umfang die 

produktive (Ideen-)Kraft ein. Dies gilt sowohl für die Kinder- und 

Jugendhilfe als auch für das Gesundheitswesen.

Gesundheitswesen und Kinder- und Jugendhilfe betonen derzeit 

die Notwendigkeit der Vernetzung. Die Umsetzungsmöglichkei-

ten sind je nach Bundesland verschieden. Der Trend zum „Netz-

werken“ ist medial durchaus verortet; die Praxis ist es eher nicht. 

Wir kennen Modelle, die es geschafft haben, eine gewisse Öffent-

lichkeit zu erreichen, und das ist erfreulich. Wir erfahren kaum 

etwas über Modelle, die „gescheitert“ sind, obwohl diese das 

Potential in sich tragen können, aus „Fehlern“ zu lernen.

Nächste Schritte zum Ausbau und zur Verbesse-
rung Früher Hilfen aus Sicht der Frühförderung
Der Aspekt der Vernetzung sollte in allen Hilfesystemen gleicher-

maßen als notwendig erachtet, d. h. damit als Maßnahmenpaket 

mit eigener Wertschöpfung entsprechend adäquat finanziell 

abgesichert werden. Juristische und pädagogische Fachleute soll-

ten Möglichkeiten finden, wie ein ressortübergreifendes Arbeiten 

möglich ist, das auch in die Lage versetzt wird, finanzielle und 

strukturelle Entscheidungen (in welchem Rahmen?) zu treffen, 

ohne Gefahr zu laufen, Kompetenzen zu überschreiten.

In kommunikativer Hinsicht gilt es, ortsnahe „Fürstentümer“ 

aufzulösen, um die Netzwerkarbeit nicht in der „Gefangenschaft“ 

von personellen Konstellationen zu belassen. „Risikokapital“ soll-

te bereitstehen und dann ins Spiel kommen, wenn es um die Fra-

ge geht: Welche Möglichkeiten habe ich ortsnah, um Familien zu 

erreichen, die bei den bestehenden ortsnahen Angeboten nicht 

mehr ankommen? 

Kindertageseinrichtungen sollten in ihren Möglich-

keiten gestärkt werden, vor Ort noch in anderer Weise 

Ansprechpartner für Eltern in prekären Situationen 

zu sein, da diese einen durchaus großen Einblick in 

diese prekären Situationen haben und damit auch 

eine Lotsenfunktion für Eltern einnehmen. Spezifi-

sche Hilfesysteme können sich dabei an bestehenden, 

ortsnahen Strukturen (z. B. Familienstützpunkte, 

Early Excellence Center etc.) orientieren, mit ihnen 

kooperieren und lokale „Notwendigkeiten“ wahrneh-

men und für Umsetzungen sorgen.

Dr. Lothar Held ist Psychologe und Mitarbeiter der Arbeits-

stelle Frühförderung Bayern in München.

Dr. Martin Thurmair ist Pädagoge und Geschäftsführender 

Abteilungsleiter der Arbeitsstelle Frühförderung Bayern 

in München.
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Der Beitrag der Erziehungsberatung 
zu den Frühen Hilfen
Von Hermann Scheuerer-Englisch und Klaus Menne

Erziehungsberatungsstellen sind ein Angebot der psychosozialen Grundversorgung 

von Kindern, Jugendlichen und Eltern. Sie „sollen Kinder, Jugendliche, Eltern und andere 

Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung individueller und familienbe-

zogener Probleme und der zugrundeliegenden Faktoren, bei der Lösung von Erziehungs-

fragen sowie bei Trennung und Scheidung unterstützen“ (§ 28 SGB VIII). Sie tun dies 

mit einem multidisziplinären Team von Psycholog(inn)en, (Sozial-)Pädagog(inn)en, 

Heilpädagog(inn)en und konsiliarisch unterstützenden Ärztinnen und Ärzten.

Nahezu alle Berater(innen) verfügen über eine psychotherapeutische Zusatzausbildung, folgen einer 

systemischen Sichtweise und an vielen Beratungsstellen ist spezifisches Wissen über Trauma, Miss-

handlung/Missbrauch, Armut und Migration vorhanden. Jede Beratungsstelle verfügt über erfahrene 

Fachkräfte zur Gefährdungseinschätzung bei Kindeswohlgefährdung. Psychologische Diagnostik 

und diagnostische Einschätzung von Lebenslagen finden im Rahmen der Fallarbeit statt, im Team 

gibt es regelmäßige fallbezogene Supervision und Intervision. Erziehungsberatungsstellen sind flä-

chendeckend in jeder Kommune in Deutschland vorhanden und die Ratsuchenden können sich frei-

willig, unbürokratisch und vertraulich an die jeweilige Beratungsstelle wenden. Die Beratung ist 

kostenfrei.

Es gibt in Deutschland etwa 1.100 Beratungsstellen. Die Kernaufgabe der Erziehungsberatungsstel-

len ist die Erziehungsberatung als Hilfe zur Erziehung für die einzelne Familie. Daneben nehmen 

die Beratungsstellen jedoch auch vielfältige andere präventive und beratende Aufgaben wahr, ins-

besondere Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie (§ 16 SGB VIII), Beratung in Fragen 

der Partnerschaft, Trennung und Scheidung (§ 17 SGB VIII), Unterstützung bei der Ausübung der 

Personensorge (§ 18 SGB VIII) und Hilfe für junge Erwachsene (§ 41 SGB VIII). 

 

Erziehungsberatung findet überwiegend in der Einrichtung selbst oder in Außenstellen statt. 

Im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen werden auch offene Sprechstunden an Kinderta-

geseinrichtungen, Schulen oder Familienzentren angeboten. Die Beratung kann auch aufsu-

chend in der Wohnung der Ratsuchenden erbracht werden, dies war 2010 jedoch nur bei 0,9 

Prozent der Fälle so. Der Grund hierfür liegt vor allem in den fehlenden Ressourcen für ein 

solches Angebot.

Die Beratungsstellen sind ab Geburt des Kindes bis ins junge Erwachsenenalter zuständig, d. h. 

grundsätzlich können sich die Eltern von Babys und Kleinkindern beraten lassen und haben 

dies in der Vergangenheit – wenn auch weniger als jetzt – immer auch bereits getan. Die Bun-

deskonferenz Erziehungsberatung (2010) führt dazu aus: „Daher stellt die entwicklungspsycho-

logische Beratung für Familien mit Säuglingen und Kleinkindern eine genuine Aufgabe von 

Erziehungsberatungsstellen dar“ (S. 4).
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Ziegenhain, Fries, Bütow, Derksen, 2004; Papousek, 

Schieche, Wurmser 2004; Suess, Mali & Bohlen, 2008) 

absolviert und die Bundeskonferenz Erziehungsbera-

tung bietet eine eigene curriculare Fortbildung dazu 

an (www.bke.de). Auf der Website der Bundeskonferenz 

Erziehungsberatung (www.bke.de) können Eltern eine 

Beratungsstelle in ihrer Nähe suchen, die explizit Be-

ratung für Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern 

anbietet. Die Bundeskonferenz Erziehungsberatung 

bietet auch eine Onlineberatung per Mail und Chat für 

Eltern an (www.bke-elternberatung.de). Dort werden 

mit 19 Prozent der Anfragen bereits jetzt überpropor-

tional viele Fragen zu Säuglingen und Kleinkindern 

unter drei Jahren gestellt.

Die Erziehungsberatungsstellen können aufgrund der 

vorhandenen Kompetenzen über die Frühe Beratung 

hinaus auch Hilfen bei Problemen in der Partnerbezie-

hung, beim Übergang zur Familie, bei Familienkonflik-

ten (z. B. mit den Großeltern oder bei Geschwisterstrei-

tigkeiten) oder bei Erziehungsproblemen bei älteren 

Kindern über das dritte Lebensjahr hinaus anbieten. 

Ein früher positiver Kontakt mit dem Beratungsange-

bot erhöht dabei die Wahrscheinlichkeit, dass Eltern 

bei späteren Krisen in der Entwicklung des Kindes wie-

der rechtzeitig eine Beratung aufsuchen. 

Abbildung 1: Angebote von Erziehungsberatungsstellen im Rahmen Früher Hilfen

Prävention

Spezifische Elternkurse 
in Erziehungsberatungsstelle 
selbst, Krippen/KiTas, 
Familienzentren, Klinik

Fortbildung von Tages-
müttern und Krippen-
erzieher(inne)n

Intervention

Kooperationen mit Tagesmüttern, Kinderkrippen und Kindergärten, Familienzentren, 
Geburtskliniken, Hebammen, Kinderärzten, Psychiatrie, Schwangerenberatung, 
Frühförderung und Jugendamt

Gefährdungs-
abwehr

Frühe Entwicklungs- und 
Erziehungsberatung bei Inter-
aktions- und Regulationspro-
blemen

Familien- und Paarberatung/
-therapie: z. B. beim Übergang 
zur Familie; bei Generatio-
nenkonflikten und Geschwis-
terstreit

Mitarbeit bei Gefährdungs-
einschätzungen (§ 8a) 
und Hilfeplanung

Beratung und Therapie 
von Familien (§ 8a)

Abbildung 1 zeigt einige wesentliche Angebote 

und Leistungen der Erziehungsberatungsstellen 

im Rahmen eines Netzwerks Früher Hilfen: Im 

Bereich der Prävention bieten Beratungsstellen 

– manchmal in Kooperation mit Schwangerenbera-

tungsstellen, Geburtskliniken oder Kinderkrippen – 

inzwischen Vorträge und Elternkurse zur Unter-

stützung der frühkindlichen Entwicklung und 

eines gelingenden Bindungsaufbaus an. Fachleute 

aus den Erziehungsberatungsstellen sind in der 

Weiterbildung von Tagesmüttern, Pflegeeltern und 

Krippenerzieher(inne)n engagiert, um entwick-

lungspsychologisches Wissen weiterzugeben und 

persönliche Kooperationsbeziehungen herzustellen 

und die Beratungsangebote der Stelle bekannt zu 

machen.

 

Das Hauptangebot von Erziehungsberatungsstellen 

besteht in der frühen Entwicklungs- und Erzie-

hungsberatung bei Interaktions- und Bindungspro-

blemen und Regulationsstörungen beim Kind. Dafür 

bedarf es eines spezifischen entwicklungspsycholo-

gischen sowie beraterisch-therapeutischen Fachwis-

sens. Viele Berater(innen) haben inzwischen ein-

schlägige Fortbildungen zu verschiedenen Formen 

einer entwicklungspsychologischen Beratung (z. B. 
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Fallbeispiel

Die Mutter eines elf Monate alten Mädchens meldet sich durch Vermittlung der Schwange-

ren-beratung in der Beratungsstelle an. Sie sei körperlich und seelisch völlig am Ende, da das 

Kind nach einer schwierigen Operation im neunten Monat kaum mehr schlafe, sich an sie 

klammere und nicht mehr weglasse, sich vom Vater nicht beruhigen lasse und sie sich stän-

dig um das Kind kümmern müsse. Sie habe schon Gedanken, das Kind wegzugeben, da sie 

als Mutter versage. 

Im Rahmen der Beratung wird das Verhalten des Kindes gegenüber der Mutter gemein-

sam beobachtet: Das Kind ist tatsächlich sehr weinerlich, krabbelt zur Mutter, will von 

ihr auf-genommen werden, aber sofort wieder vom Schoß, wirkt ziellos, angestrengt und 

irritiert. Die Mutter ihrerseits geht auf jeden Impuls des Mädchens ein, aber es gelingt 

kein ruhiges Miteinander. Es stellt sich heraus, dass sich die Beziehung der Mutter zu ihrem 

ersten Kind von Geburt an zunächst gut entwickelt hatte, bis vor drei Monaten klar wurde, 

dass eine schwere Operation erforderlich werden würde. Der Krankenhausaufenthalt 

wurde von ihr dann als komplett überfordernd erlebt. Das Kind schrie stundenlang und 

konnte von ihr nicht beruhigt werden. Da sie sich vom Personal nicht unterstützt fühlte 

und auch nur zwei Nächte beim Kind bleiben durfte, musste sie ihr Kind allein in der Klinik 

zurücklassen, was für sie entsetzlich war. 

Im Rahmen der Beratung wurde erarbeitet, wie der immer noch aktuelle Ärger auf die medi-

zinische Behandlung, die schlimmen Erlebnisse und Gefühle in dieser Zeit und die aktuelle 

Erschöpfung ihre Fähigkeiten, als sichere und haltgebende Bezugsperson für ihr Kind da zu 

sein, blockieren könnte. Sie bekam wichtige entwicklungspsychologische Informationen über 

mögliche Folgen des Krankenhausaufenthalts beim Kind. Besonders wichtig war dabei, dass 

das Kind die Erfahrungen besser verarbeiten könne, wenn sie sich langsam von der Vergan-

genheit wieder lösen und sich als wichtige Bindungsperson des Kindes auf die beruhigende 

Lenkung des Kindes im Jetzt konzentrieren könne. Im beobachtbaren Verhalten gegenüber 

dem Kind wurden die gelingenden Interaktionen vor dem Hintergrund der kindlichen Bedürf-

nisse unterstützt, z. B. das Kind auch dann auf dem Schoß zu behalten, wenn es ganz 

schnell wieder herunter wollte. Bereits nach einer kurzen Zeit beruhigte sich die Kleine und 

blieb fünf Minuten bei ihr auf dem Schoß sitzen. 

Ein angekündigter Versuch des Beraters, das Kind bei sich auf den Schoß zu setzen, zeigte 

schnell, dass das Kind sehr ängstlich reagierte und sofort zur Mama wollte, um sich von ihr 

beschützen zu lassen. Dies überzeugte die Mutter von ihrer Bedeutung und Wirksamkeit als 

Bindungsperson. 

Weiter wurde die Einbeziehung des Vaters besprochen: Auch wenn das Mädchen zunächst 

protestieren sollte, wenn der Vater sich um sie kümmert, solle sie versuchen abzuwarten 

und sich zurückzuhalten, um den beiden eine Chance geben. Er sei auch eine Bindungsper-

son und selbst wenn das Mädchen zunächst weine, passiere ihr ja nichts Schlimmes. Der 

Vater solle sich dies auch selbst bestärkend sagen. Tatsächlich stellte sich heraus, dass sich 

das Mädchen dann vom Vater bereits am selben Abend auch gut versorgen ließ. 

Innerhalb von vier Beratungen veränderte sich die Beziehung zwischen Mutter und Kind 

komplett in Richtung entspannter und sicherer Beziehung, das Klammern hörte auf, der Tag-

schlaf und das Einschlafen kehrten zurück und die Eltern konnten sich beide besser um die 

Versorgung ihres Kindes kümmern.
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Viele Erziehungsberatungsstellen arbeiten im Rah-

men des Schutzes vor Kindeswohlgefährdung (nach 

§ 8a SGB VIII) mit ihren erfahrenen Fachkräften zur 

Gefährdungseinschätzung mit Kindertageseinrichtun-

gen und dem Jugendamt zusammen. In klar verein-

barten Kooperationsbeziehungen können sie auch 

Beratung und Therapie von Familien übernehmen, 

die vom Jugendamt als Kindeswohl gefährdend einge-

schätzt werden und bei denen im Rahmen der Hilfe-

planung Erziehungsberatung als angemessene Hilfe 

zur Erziehung vereinbart wurde.

Zusammenarbeit und Vernetzung 
mit anderen Berufsgruppen
Erziehungsberatungsstellen mit ihren Angeboten 

sind ein wichtiger und gut verfügbarer Partner im 

Rahmen lokaler Netzwerke Früher Hilfen. Dabei liegt 

die Aufgabe der Erziehungsberatung weniger im 

Bereich der Früherkennung gefährdeter Familien, 

sondern eher „in der zweiten Reihe“ als gut qualifi-

ziertes Behandlungs- und Beratungsangebot und als 

Fachdienst bei der Vermittlung und Weitergabe von 

spezifischem entwicklungspsychologischem Wissen 

an Eltern und andere Fachleute sowie von Supervisi-

on oder Praxisberatung (Landesarbeitsgemeinschaft 

für Erziehungsberatung Bayern e.V., 2007). Eine fall-

bezogene Zusammenarbeit mit Kinderärztinnen und 

Kinderärzten zur Abklärung eventueller medizini-

scher Faktoren bei frühen Entwicklungsproblemen 

ist dabei obligatorisch. Aufgrund der vorhandenen 

klinisch-therapeutischen Kompetenzen ist die Erzie-

hungsberatung gut in der Lage, eine funktionierende 

Schnittstelle zur Versorgung im Gesundheitswesen 

herzustellen.

Für die Früherkennung von Risikofamilien sind alle 

Einrichtungen und Personen wichtig, die einen ers-

ten und „natürlichen“ Zugang zu Eltern von Säug-

lingen und Kleinkindern haben: Dies sind vor allem 

die Geburtskliniken, Hebammen, Kinderärzte, 

Schwangerenberatungsstellen, Kinderkrippen, 

Tagesmütter sowie das Jugendamt mit speziellen 

Begrüßungsangeboten, Familienstützpunkten oder 

besonderen Kinderschutzfachkräften. Die Erzie-

hungsberatungsstellen bemühen sich fortlaufend, 

ihre Beratungsangebote bei diesen Netzwerkpart-

nern bekannt zu machen und bieten auch präventiv 

Veranstaltungen dort an.

 

Während sich gut informierte und mit guten Ressour-

cen ausgestattete Eltern in der Regel selber an die 

Beratungsstelle wenden, ist bei überforderten Eltern, 

prekären Lebenslagen und fehlenden Informationen 

nachgehende und aufsuchende Arbeit erforderlich 

(Scheuerer-Englisch & Fröhlich, 2010). Sofern die ein-

zelne Beratungsstelle entsprechende Ressourcen hat, 

wird sie dies so möglich machen, wie erste Zahlen 

(siehe unten) auch bestätigen. Erziehungsberatungs-

stellen sollten aber auch eng mit der Sozialpädagogi-

schen Familienhilfe und anderen ambulanten Formen 

der Jugendhilfe zusammenarbeiten, um eine spezifi-

sche Entwicklungsberatung gemeinsam zu ermögli-

chen. Erziehungsberatungsstellen sind ein Angebot 

der frühen Beratung und Unterstützung. Ähnliche 

Formen der Unterstützung von Null bis Drei bieten 

Eltern-Kind-Psychotherapeut(inn)en in Kinderarztpra-

xen oder der Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie 

Berater(innen) in der Frühförderung, im Gesundheits-

amt oder der Schwangerschaftsberatung an. Koopera-

tion und Kommunikation über die jeweiligen Bera-

tungsmodelle und Konzepte in der Region sind ein 

wesentlicher Faktor für das Gelingen eines stabilen 

Netzwerkes Früher Hilfen. Bei Gefährdungsfällen ist 

die Kooperation mit dem Jugendamt unerlässlich, um 

weitere, gegebenenfalls intensivere Hilfen für Kind 

und Eltern zu organisieren.

Einige Zahlen zum Stand 
der Umsetzung Früher Hilfen 
im Rahmen der Erziehungsberatung
Im Jahr 2010 wurden nach der amtlichen Bundesju-

gendhilfestatistik (zusammenfassend: siehe Menne, 

2012) in den Erziehungsberatungsstellen 314.045 Kin-

der und Jugendliche zusammen mit ihren Eltern bera-

ten. 23.022 (7,3 Prozent) waren Kinder von null bis 

drei Jahren, etwa ein Drittel davon Säuglinge im ers-

ten Lebensjahr. Im Jahr 2008 waren dies noch 14.637 

Kinder (bzw. 4,0 Prozent der Beratenen). Die Zahlen 

von 2010 zeigen eine absolute Zunahme von 16,7 Pro-

zent in dieser Altersgruppe und eine erhebliche Dyna-

mik in den Erziehungsberatungsstellen in Richtung 

Frühe Hilfen, die wohl auch weiter anhalten wird. 

> Entwicklungspsychologische Beratung 
für Familien mit Säuglingen und Kleinkindern 
ist eine genuine Aufgabe von Erziehungs-
beratungsstellen. < 
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Bei den unter Einjährigen fanden 4,3 Prozent der 

Beratungen des Jahres 2010 in der Wohnung der Fami-

lie statt, während dies bei allen Erziehungsberatun-

gen nur bei 0,9 Prozent der Fall war. Überdurch-

schnittlich häufi ger im Vergleich zu den Gesamtklien-

ten war bei Säuglingen im ersten Lebensjahr zusätz-

lich zur Beratung eine Begleitung durch den Allge-

meinen Sozialen Dienst des Jugendamts erforder-

lich, nämlich in 5,4 Prozent der Fälle (Durchschnitt 

Gesamtklienten: 2,7 Prozent) ebenso in 5,4 Prozent 

eine weitere Hilfe zur Erziehung (Durchschnitt 

Gesamtklienten: 3,8 Prozent).

Der Anteil der von Armut bedrohten Familien (Erhalt 

sozialer Transferleistungen: ALG II, Grundsicherung/

Sozialhilfe SGB II) lag bei den null- bis dreijährigen 

Klienten bei 29,7 Prozent, während der Durchschnitt 

in der Gesamtheit bei 19,5 Prozent lag. Der Anteil der 

Belastungen durch familiäre Konfl ikte lag bei den 

Klienten bis zum dritten Lebensjahr mit knapp 60 

Prozent ebenfalls deutlich höher als bei allen Klienten 

mit 48,3 Prozent. Diese Zahlen belegen, dass die Erzie-

hungsberatungsstellen gerade bei den Frühen Hilfen 

besonders belastete Familien gut erreichen und inzwi-

schen einen wichtigen Anteil  zu einer gelingenden 

Entwicklung von Anfang an leisten. Eine besondere 

Bedeutung liegt neben der Entwicklungsberatung 

dabei in der Bearbeitung familiärer Krisen und den 

Folgen belasteter Lebenslagen.

Offene Fragen und weitere Schritte 
zur Verbesserung der Frühen Hilfen 
aus Sicht der Erziehungsberatung
Die Nachfrage nach Beratung und Unterstützung ins-

besondere in der Säuglings- und Kleinkindzeit nimmt 

stark zu. Dies ist unter präventiven Gesichtspunkten 

sehr zu begrüßen, da dies eine sichere Bindung zwi-

schen Eltern und Kind und die Resilienzentwicklung 

beim Kind fördert (Scheuerer-Englisch 2012). Erzie-

hungsberatungsstellen sind in jeder Kommune als 

Grundversorgungsangebote der Jugendhilfe vorhan-

den. Statt neue Beratungseinrichtungen im Rahmen 

von zeitlich begrenzten Projekten zu verfolgen, soll-

ten die bestehenden Strukturen genutzt und erweitert 

werden. Es gilt vordringlich, die Kompetenzen, aber 

auch die personellen und räumlichen Ressourcen der 

Erziehungsberatung zielgerichtet auszubauen und 

dieses Beratungsangebot als Angebot der Jugendhilfe 

systematisch und an zentraler Stelle in den regionalen 

Netzwerken Frühe Hilfen zu etablieren (z. B. wurde 

dies im Ortenaukreis umgesetzt: Böttinger 2012).

Die Bundeskonferenz Erziehungsberatung fordert 

mindestens eine ausgebildete Fachkraft pro Bera-

tungsstelle (bke 2010). Wartezeiten für Frühe Bera-

tung sollten maximal zwei bis drei Wochen betragen. 

  > Erziehungsberatungsstellen sind ein 
  wichtiger Partner im Rahmen lokaler 
  Netzwerke Früher Hilfen. < 
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Auch die präventiven Angebote der Erziehungsberatung, vor allem in der 

Kooperation und Weiterbildung von Kinderkrippen, Tagesmüttern und Fami-

lienzentren, sind eng mit der Ressourcenfrage verknüpft. Da jedoch die Bera-

tungsstellen in der Regel gut bekannt und vernetzt sind und hohes Vertrau-

en bei Eltern und Netzwerkpartnern genießen, ergäbe sich hier eine güns-

tige Relation von Aufwand und Effekt.

Während Familien mit ausreichenden Ressourcen den Weg zu Beratungsan-

geboten der Erziehungsberatung und anderen Einrichtungen leichter selbst 

finden können, wird eine fachlich herausfordernde Frage der Umgang mit 

Risikofamilien und dem erforderlichen Kinderschutz bleiben: Wie viel Kon-

trolle ist erforderlich? Wie viele Ressourcen können noch gesehen werden? 

Welche Intensität der Hilfe ist sinnvoll und notwendig? Wer bleibt im verant-

wortlichen Kontakt mit der Familie? Dies wird auf lokaler und nationaler 

Ebene weitere Diskussionen erforderlich machen. Ein gegliedertes und gut 

strukturiertes Netzwerk muss dabei erst aktiv hergestellt werden: Wer ist in 

der Risikoerkennung im natürlichen Erstzugang und Kontakt zu Familien in 

der Verantwortung, wie wird die staatliche Wächteraufgabe wahrgenom-

men, wer kann eine qualifizierte Beratung und Therapie anbieten und wo 

braucht es besonders intensive stationäre und aufsuchende Angebote, z. B. 

bei Risikofamilien und jugendlichen Eltern?

Erziehungsberatung ist ein Angebot, welches in Risikokonstellationen vor 

allem beratend und therapeutisch als Hilfe zur Erziehung wirkt. Eine enge 

Kooperation mit dem Jugendamt und den Fachleuten im Gesundheitswesen 

ist unerlässlich, um die Notwendigkeit des kontrollierenden Kinderschutzes 

mit geschützten Beratungs-„räumen“ zu verbinden. Soll die Hilfe der Erzie-

hungsberatung auch aufsuchend in der Familie erbracht werden, sind in der 

Regel zusätzliche Ressourcen erforderlich. Ein wichtiger Punkt für eine Nor-

malisierung einer Elternschaft aus einer Risikokonstellation heraus kann es 

auch sein, dass mit den Eltern daran gearbeitet wird, dass sie es zunehmend 

schaffen, selbst einen Kontakt zur Beratungsstelle herzustellen, wenn sie in 

einer Krise sind. Die vorhandene Kommstruktur und Niederschwelligkeit der 

Erziehungsberatung ist für dieses Ziel ein wichtiges erleichterndes Merkmal.

Abschließend bleibt festzuhalten: Entwicklung früh zu unterstützen und 

dies zusammen mit allen zu tun, die mit Familien mit Säuglingen und Klein-

kindern besonders im Kontakt sind, ist eine sinnvolle und im Besondern 

präventiv wirkende Aufgabe.

Dr. Hermann Scheuerer-Englisch ist Psychologe, Leiter der Erziehungs-, 

Jugend- und Familienberatungsstelle in Regensburg und Vorsitzender 

der Landesarbeitsgemeinschaft für Erziehungs-, Jugend- und Familien-

beratung in Bayern.

Klaus Menne ist Soziologe und Geschäftsführer der Bundeskonferenz 

für Erziehungsberatung (bke) in Fürth.
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Die Bedeutung der Familienbildung 
im Kontext Früher Hilfen 
Von Karolin Königsfeld

Seit gut zwanzig Jahren ist die Familienbildung als Pf lichtaufgabe und Teil 

der Allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie in § 16 SGB VIII verankert, 

jedoch spielt sie als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe nach wie vor eine zu 

geringe Rolle. 

In den Organisationsstrukturen und Produktplänen der örtlichen Jugendämter sucht 

man sie, ebenso wie Angebote der Familienerholung und der innerfamiliären Betreuung 

und Versorgung zur Vermeidung von Notsituationen, zumeist noch vergeblich. 

Dabei könnten Familien, die aufgrund erzieherischer Überforderung bei den sozialen 

Diensten um Hilfe nachsuchen, in der Mehrzahl durchaus von einer frühzeitigen 

Stärkung der kindlichen Bindungsentwicklung und elterlichen Erziehungskompetenz 

profitieren. „Bislang kommt jedoch nur ein verschwindend geringer Anteil der Ausgaben 

der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland diesen wichtigen präventiven Hilfen zugute“ 

(MGFFI 2010, S. 26).

Erst im Zuge Sozialer Frühwarnsysteme und Früher 

Hilfen richtet sich das Augenmerk der Jugendhilfe 

stärker auf die Chancen und Risiken, die die ersten 

Lebensjahre für die Entwicklung eines Kindes und 

seinen weiteren Lebensweg bergen. „Neben alltags-

praktischer Unterstützung wollen Frühe Hilfen insbe-

sondere einen Beitrag zur Förderung der Beziehungs- 

und Erziehungskompetenz von (werdenden) Müttern 

und Vätern leisten. Damit tragen sie maßgeblich zum 

gesunden Aufwachsen von Kindern bei und sichern 

deren Rechte auf Schutz, Förderung und Teilhabe“, 

formuliert das Nationale Zentrum Frühe Hilfen.

Gleichzeitig blickt Familienbildung als Teil der 

Erwachsenenbildung auf eine lange Tradition in der 

Vermittlung von Kompetenzen für den Erziehungsall-

tag und das Familienleben zurück. In ihrer institutio-

nalisierten Form existiert sie seit knapp hundert Jah-

ren: 1917 wurde in Stuttgart die erste Mütterschule 

gegründet, deren Aufgabe darin bestand, Kenntnisse 

zu vermitteln, „die zur Pfl ege und Gesunderhaltung 

von Kindern vonnöten sind“ (vgl. Mengel 2007, S. 17). 

Eingebettet in den jeweiligen zeitgeschichtlichen und 

gesellschaftlichen Kontext entwickelte sich Familien-

bildung seitdem von einer fürsorgerisch-kompensato-

rischen Ausrichtung über ein politisch-emanzipatori-

sches Selbstverständnis hin zur heutigen komplexen 

Familienbildungslandschaft. Familienbildungsstätten werden 

heute überwiegend als Institutionen der Erwachsenenbildung auf 

Grundlage der Weiterbildungsgesetze der Länder fi nanziert, erhe-

ben Teilnehmerbeiträge und orientieren sich überwiegend an der 

klassischen Angebotsform des Kurses.

Die Rolle der Familienbildung 
in den Frühen Hilfen
Mit der Geburt des eigenen Kindes und dem Anfang des Familien-

lebens beginnt für Eltern eine neue Phase, die sie herausfordert 

und belastet, aber auch vielfältige Möglichkeiten der persönli-

chen Weiterentwicklung durch die neue exklusive Bindungser-

fahrung zum eigenen Kind birgt. „In kaum einem anderen 

Lebensbereich erhalten Erwachsene so viele Möglichkeiten, über 

sich selbst und das eigene Gewordensein nachdenken zu können, 

wie in der Begegnung mit ihrem Kind“ (Tschöpe-Scheffl er 2009, 

S. 26). Gelingt es, das familiäre Zusammenleben durch ein stabi-

les Netz von persönlicher Unterstützung, Information, Beratung 

und neuen Erfahrungsräumen zu fördern, dient dies dem Kindes-

wohl und dem Wohle der ganzen Familie. Wovon aber hängt das 

Wohlergehen ab und wie entstehen Belastungen, die sich negativ 

auf das Kindeswohl auswirken?

Wenn sich der Mensch geborgen, geschätzt und wirksam fühlt, 

befi ndet er sich im Zustand des bio-psycho-sozialen Gleichgewich-

tes, es geht ihm gut. Zur Erhaltung dieses Zustandes in den Höhen 

und Tiefen des Lebens benötigt er Schutzfaktoren, die nach dem 
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Resilienzkonzept in drei zentrale Kategorien einge-

ordnet werden können (vgl. Grotberg 2003, zitiert 

nach Zander 2010, S. 197):

(1) Unterstützung von außen („I have“ = Ich habe)

(2) Innere Stärken  („I am“ = Ich bin)

(3) Interpersonale und Problemlösefähigkeiten 

 („I can“ = Ich kann)

Schon der Säugling reguliert seine Bedürfnisse nach 

wärmender, ernährender, fürsorglicher Nähe, spie-

gelnder Selbstvergewisserung und wachsender Aktivi-

tät auf dieser Basis. Kontraproduktiv und belastend 

wirken fehlende oder unsichere Bindungen, mangeln-

de Wertschätzung und fehlende Wirkmöglichkeit. 

Solche Erfahrungen beeinflussen den biochemischen 

Stoffwechsel im Gehirn und lösen Spannungszustän-

de aus, doch „Untersuchungen zeigen, dass Angst, 

Anspannung und Stress die Signalrate der Spiegel-

neurone massiv reduzieren. Sobald Druck und Angst 

erzeugt werden, klinkt sich alles, was vom System der 

Spiegelneurone abhängt, aus: das Vermögen, sich 

einzufühlen, andere zu verstehen und Feinheiten 

wahrzunehmen“ (Bauer 2006, S. 34 f.).

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum 

Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder unterschiedlich 

gerüstet an den Start gehen. Hatten sie selbst nicht 

das Glück, sicher und geborgen aufzuwachsen, kostet 

sie die Bewältigung alltäglicher Herausforderungen 

von Kind an mehr Kraft und Anstrengung. Bereits im 

Kindergarten- und Schulalter können ausbleibende 

Erfolgserlebnisse beim Lernen und im sozialen Mitein-

ander Entwicklung, Gesundheit und Wohlbefinden 

beeinträchtigen und eine Negativspirale von Verhal-

tensauffälligkeiten, Ablehnung und Ausgrenzung in 

Gang setzen. Die Entstehung zusätzlicher Probleme 

im Jugendalter wird durch sozial unverträgliche Ver-

suche, Anerkennung zu finden, Schmerz abzuwehren, 

sich wirksam, mächtig und gut zu fühlen (z. B. Agg-

ression, Gewalt, Alkohol- und Drogenkonsum, Krimi-

nalität), begünstigt. Bis ins Erwachsenenalter hinein 

wirken auf diese Weise Benachteiligungen, die bereits 

im frühen Kindesalter ihren Anfang nahmen. Fünf bis 

zehn Prozent der Kinder wachsen in Familienverhält-

nissen auf, die aufgrund vielfältiger Belastungen Risiken 

für eine Gefährdung ihrer Entwicklung und ihres Wohl-

ergehens bergen. Ob sie zu ihrem Recht kommen und 

sich zu eigenverantwortlichen, gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeiten entwickeln können, ist ungewiss. Es 

hängt davon ab, inwieweit die Familie in der Lage ist, auf 

Ressourcen zurückzugreifen und Schutzfaktoren zu akti-

vieren, die es Kindern und Eltern auch unter erschwerten 

Bedingungen ermöglichen, Stress zu regulieren und Kri-

sen als Entwicklungsoptionen zu nutzen. Greifbare Ange-

bote der Familienbildung spielen hier eine zentrale Rolle.

Stand der Umsetzung Früher Hilfen 
in der Familienbildung
Über kommunale Modelle zum Ausbau Früher Hilfen 

hinaus haben landes- und bundesweite Initiativen dazu 

beigetragen, Familienbildung stärker für benachteiligte 

Adressaten zu öffnen und die Kinder- und Jugendhilfe 

im Hinblick auf Steuerungsverantwortung und Leis-

tungserbringung in die Pflicht zu nehmen. Das am 

1. Januar 2012 in Kraft getretene Bundeskinderschutz-

gesetz betont ebenfalls noch einmal die Aufgabe des 

Jugendamtes, leicht zugängliche Hilfsangebote für 

Familien vor und nach der Geburt und in den ersten 

Lebensjahren des Kindes f lächendeckend und auf 

hohem Niveau einzuführen beziehungsweise zu ver-

stetigen.

Eine Bestandsaufnahme zur Entwicklung der kommu-

nalen Praxis im Bereich Früher Hilfen, an der 536 

Jugend- und Gesundheitsämter in Deutschland (ca. 

55 Prozent) teilnahmen, weist auf einen erfreulichen 

Trend hin: „Fast 80 Prozent der Auskunft gebenden 

Jugend- und Gesundheitsämter planen den Ausbau Frü-

her Hilfen. Der größte Anteil (ca. 60 Prozent) an Mit-

teln, die im Bereich Früher Hilfen zur Verfügung ste-

hen, wird von den befragten Jugend- und Gesundheits-

ämtern zum Aufbau von „mehr direkten Hilfen für 

‚Familien‘ genutzt“ (NZFH 2011).

 

So erfolgte beispielsweise im Jugendamt der Stadt 

Hürth bei Köln ein dynamischer Ausbau der Familien-

bildungs- und Erziehungsförderungsangebote, die nun 

die Lücke zwischen allgemeiner Beratung und den 

antragsgebundenen Hilfen zur Erziehung nach § 27 

  > Als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe spielt 
  die Familienbildung nach wie vor eine zu geringe Rolle. < 
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SGB VIII schließen. In enger Zusammenarbeit von 

Jugendhilfeplanung und Präventionsstelle wurde 

der Teilfachplan „Fokus Prävention“ erarbeitet, 

eine Kette präventiver Angebote entwickelt und 

bedarfsorientiert umgesetzt. Diese erreichen 

inzwischen einen großen Personenkreis, schaffen 

bei den Adressaten Vertrauen in das Jugendamt, 

befreien aus sozialer Isolation, stärken das Selbst-

hilfepotential und erweitern gleichzeitig das Ver-

ständnis der Fachkräfte für zugrunde liegende 

Problemlagen. Der Zugang zu den Angeboten er-

folgt über die Einzelberatung in der Präventions-

stelle als zentraler Ansprechpartner für Fachkräfte 

und Familien mit Lotsen- und Brückenfunktion. 

Mit einem vergleichsweise geringen Haushaltsan-

satz (ca. 1,5 Prozent der Ausgaben für Hilfen zur 

Erziehung) finanziert die öffentliche Jugendhilfe in 

Fallbeispiel

Ein Junge! Die Freude ist groß, als die knapp 21-jährige Sarah ihren ersten Sohn in den Armen hält. Sie ist erschöpft und 

ziemlich durcheinander. Warum schreit er jetzt? Hat er Hunger? Das Stillen will nicht funktionieren und die Flasche nimmt 

er auch nicht. „Das spielt sich schon ein!“, beruhigt sie die diensthabende Schwester. Marco, der junge Vater, weiß auch 

keinen Rat. Noch nie war er in einer solchen Situation.

Vor der Entlassung spricht sie Frau Müller vom Krankenhaussozialdienst an. Die Koordinatorin des Multicenter-Projektes 

hatte im Schwesternzimmer erfahren, dass die junge Familie keinerlei Besuch bekommen hat. Sie bietet Sarah an, weitere 

Unterstützung zu vermitteln und fragt, ob sie schon eine Hebamme für die Nachsorge habe. Als diese verneint, bekommt sie 

eine Liste mit Telefonnummern. Sarah willigt auch ein, dass sich eine Mitarbeiterin der Frühen Hilfen bei ihr melden darf.

Die Koordinatorin ruft Frau Schneider von der Präventionsstelle an und schildert die Situation. Gemeinsam wird entschie-

den, dass die Kinderkrankenschwester des Gesundheitsamtes zunächst Kontakt zu der Familie aufnimmt, um Unterstüt-

zung bei der Säuglingspflege anzubieten. Diese wird informiert und meldet sich bei der jungen Mutter.

Kurz danach bekommt Sarah Besuch von der Kinderkrankenschwester. Diese findet die Mutter erschöpft und tränenüber-

strömt vor. Sie hat seit ihrer Entlassung kaum geschlafen und fühlt sich mit allem überfordert. Marco, der junge Vater, weiß 

auch keinen Rat. Das Baby schreit viel, auch nachts. An die Hebammenliste haben sie vor lauter Aufregung gar nicht mehr 

gedacht. Die Kinderkrankenschwester stellt den Kontakt zu einer Hebamme her, die die Betreuung übernimmt, und bleibt 

mit ihr in Verbindung, bis die Krise überstanden ist.

Vier Wochen später, die Situation hat sich merklich entspannt, besucht Frau Schneider die junge Mutter und erfährt, dass 

sie sich recht verloren fühlt. Erst kurz vor der Geburt ist das junge Paar in die Stadt gezogen und kennt deshalb noch nie-

manden. Frau Schneider erzählt ihr von einem PEKiP-Kurs, der ganz in ihrer Nähe stattfindet. Er ist fast kostenlos, weil er 

von der Präventionsstelle des Jugendamtes gefördert wird. Sarah findet das interessant und ist froh, als ihr Frau Schneider 

anbietet, sie zum ersten Termin zu begleiten.

Sie treffen sich schon etwas früher im „Haus der Familie“ und besichtigen auch das „Offene Müttercafé“. Dort stellt sich 

gerade ein Mitarbeiter der örtlichen Erziehungsberatungsstelle vor. „Hier kann man sich wohlfühlen“, meint Sarah. Auch 

das Babyschwimmen, von dem eine der Mütter so begeistert erzählte, will sie ausprobieren, wenn Michael drei Monate alt 

ist. Die Leiterin des PEKiP-Kurses begrüßt Sarah freudig. Drei weitere Mütter, die nicht viel älter sind als sie, packen gerade 

ihre Babys aus. Eine ist ihr gleich auf Anhieb sympathisch und sie setzt sich neben sie auf den Boden. „Das fängt ja gut 

an!“, denkt sie und lächelt.

Hürth derzeit über 30 verschiedene Angebote der 

Familienbildung, entlastenden Unterstützung und 

Familienerholung. Eine Teilnahme wird durch die 

nicht stigmatisierende und attraktive Struktur 

erleichtert und ist für die Familien weitgehend 

kostenlos.

Zusammenarbeit und Vernetzung 
mit anderen Berufsgruppen
Angebote der Familienbildung können an verschie-

denen Lebensorten der Familie stattfinden und 

sollten soweit wie möglich in den normalen Alltag 

eingebunden werden. „Wichtig dabei ist eine offe-

ne Atmosphäre ohne den Charakter von Beleh-

rung“ (Mengel 2007, S. 112). Besonders eignen sich 

insofern die ohnehin von den Eltern aufgesuchten 

Orte, z. B. Familienzentren, Arztpraxen, Schulen 
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oder Gemeindehäuser. Voraussetzung hierfür ist eine gute 

Zusammenarbeit aller Akteure im Netzwerk Frühe Hilfen. 

Interdisziplinäre Arbeitskreise, Netzwerkfortbildungen und 

gemeinsame Projekte helfen, Systemgrenzen zu überwinden 

und persönliche Kontakte zu knüpfen. Auf diese Weise entste-

hen neue Modelle der Zusammenarbeit, subjektorientierte 

Finanzierungskonzepte und umfangreiche Informationspools.

 

Die Stadt Hürth entwarf das Handbuch „Palette – Frühe Hilfen 

für Familien“ mit einer Sammlung von Adressen und Ansprech-

partnern in den Rubriken Spiel, Sport und Freizeit, Gesundheit, 

Betreuung, Förderung, Soziale Hilfen, Erziehungsberatung und 

Jugendhilfe. Es wurde inzwischen zu einem interaktiven Online-

Portal weiterentwickelt und kann nun auch anderen interessier-

ten Kommunen als Tool zur Aufbereitung infrastruktureller 

Informationen für Familien und Netzwerkpartner dienen 

(www.unsere-palette.de).

Das Multicenterprojekt der Stiftung KinderZUKUNFT NRW för-

dert die Kooperation der Fachkräfte ab Geburt des Kindes. Einer 

von sechs Standorten ist Brühl, die Nachbarstadt von Hürth. Hier 

ebnet eine Kinderkrankenschwester als Koordinatorin in der 

Geburtshilfestation jungen Eltern mit Beratungs- und Unterstüt-

zungsbedarf den Weg zu den Angeboten Früher Hilfen und Fami-

lienbildung. Alle entbindenden Mütter erhalten Informationen 

über diese Möglichkeit. Liegen besondere Risiken vor, kann die 

Koordinatorin auf Wunsch der Mutter eine Familienhebamme 

einsetzen oder Kontakt zu den Frühen Hilfen vor Ort herstellen 

(www.kinderzukunft-nrw.de).

Offene Fragen und Probleme 
als Herausforderungen 

Denklogiken überwinden

Familienbildung und auch Familienerholung können als regel-

mäßige Angebote der Jugendhilfe wesentlich zum Kompetenz- 

und Ressourcenaufbau in Familien beitragen. Eine große Her-

ausforderung besteht nun darin, die bisher vorherrschende 

Denklogik innerhalb der öffentlichen Jugendhilfe (wenn-dann) 

zu überwinden und das Sparsamkeitsprinzip der Verwaltung 

weitsichtig anzuwenden. Der Grundsatz „So viel wie nötig, so 

wenig wie möglich!“ hat die Jugendämter lange dazu verleitet, 

Eltern als Adressaten von Jugendhilfeleistungen, die über eine 

Beratung hinausgehen, erst dann zu bedienen, wenn eine dem 

Wohl des Kindes entsprechende Erziehung nicht mehr gewähr-

leistet war. Ein solcher Zustand fällt aber in den seltensten Fäl-

len vom Himmel, vielmehr ist er allzu oft das Ergebnis fehlen-

der Förderung und Unterstützung, das den Teufelskreis von 

Benachteiligung, Vernachlässigung und Gewalt aufrecht erhält 

und mit hohen Folgekosten für die öffentlichen Kassen verbun-

den ist. Hier sind nun Jugendhilfeplanung und Gesamtverant-

wortung als zentrale Aufgabenbereiche eines Jugendamtes 

gefordert, das Leistungsspektrum zu vervollständigen.

Nachhaltigkeit sichern – Leistungsverpflichtung erfüllen

Die in § 16 SGB VIII beschriebenen Leistungen, insbesondere 

die der Familienbildung und Fami-lienerholung, werden von 

Seiten der Kinder- und Jugendhilfe noch nicht regelmäßig 

geplant und bedarfsorientiert erbracht. Ein Grund hierfür 

scheint eine „gefühlte“ Freiwilligkeit zu sein, die in Zeiten 

knapper Kassen die Einrichtung eines Budgets verhindert. 

Das Fehlen eines einklagbaren Rechtsanspruches verwandelt 

eine Soll-Leistung aber noch nicht in eine Kann-Leistung. 

„Soll-Leistungen sind regelmäßig wie Muss-Leistungen zu 

behandeln, nur bei atypischen Umständen des Einzelfalls 

besteht Ermessen. Eine schlechtere Finanzlage des öffentli-

chen Trägers ist kein atypischer, sondern eher ein typischer 

Umstand“ (Kunkel 2010, S. 102).

 

Bei der Auswahl, was im Sinne einer Befähigungsgerechtigkeit 

für ein Kind und seine Familie nötig ist, kann auf Familienbil-

dung als Angebot der Kinder- und Jugendhilfe inzwischen auch 

aus finanziellen Erwägungen heraus nicht länger verzichtet 

werden. Zur Vermeidung einer Kostenlawine in der Kinder- und 

Jugendhilfe wie auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen 

empfiehlt eine aktuelle Studie zur Bilanzierung der sozialen 

  > Gelingt es, das familiäre Zusammenleben durch 
  ein stabiles Netz von Information, Beratung und neuen 
  Erfahrungsräumen zu fördern, dient dies dem Kindeswohl. < 
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Folgekosten in NRW zu allererst die „Einrichtung 

von Frühen Hilfen und aufsuchender Familienhilfe 

durch Hebammen und Präventionsketten“ (prognos-

Studie 2011, S. 9).

 

Auf die Haltung kommt es an

Familien brauchen Solidarität, Wertschätzung und 

Ermutigung. Die Verständigung vor dem Hintergrund 

unterschiedlicher Erfahrungen funktioniert am bes-

ten, wenn Helferinnen und Helfer bereit sind, sich 

auf einen Dialog einzulassen und die Lebenssituation 

einer Familie zu verstehen. Hierzu gehören menschli-

ches Interesse und eine Haltung, die den Kindern und 

ihren Eltern eine aktive Rolle als Experten für ihre 

eigene Wirklichkeit zuordnet, ihnen auf Augenhöhe 

begegnet und „sie als Leistungsträger unserer Gesell-

schaft wahrnimmt“ (vgl. Schopp 2008, S. 203). Gegen-

seitige Aufträge zu klären und einander Vertrauen 

entgegenzubringen, schafft die Grundvoraussetzung 

für eine gelingende Zusammenarbeit.

Nächste Schritte zum Ausbau 
und zur Verbesserung Früher Hilfen
- Einbindung der Familienbildung in regelndes 

 Landesrecht zu § 16 SGB VIII

- Einrichtung von Fachbereichen „Förderung der   

 Erziehung in der Familie“ in den Landesjugend-

 ämtern zur Integration der Familienbildung in 

 die kommunale Jugendhilfepraxis

- Einrichtung kommunaler Familienbüros/Präven-  

 tionsstellen als Knotenpunkte Früher Hilfen mit 

 niedrigschwelligem Zugang für Eltern mit Säug-

 lingen und Kleinkindern

- Regelmäßige Einbeziehung der Familienbildung 

 in die Jugendhilfeplanung und die Arbeitsgemein-

 schaften gemäß § 78 SGB VIII

- Mitwirkung der Familienbildungsträger bei der 

 Erstellung von Teilfachplänen zur Förderung der 

 Erziehung in der Familie

- Initiierung von Elternbefragungen und Elternforen 

 zur Mitwirkung an einer bedarfsgerechten Ange-

 botsentwicklung

- Anschluss der Familienbildung an lokale Netzwerke 

 und Initiativen gegen Kinderarmut

- Einbeziehung der Familienbildung in Kinder- und 

 Jugendhilfestatistik, Benennung entsprechender 

 Erhebungsmerkmale 

- Verankerung der Familienbildung in den Studien-

 gängen der Sozialen Arbeit und Kindheitspädagogik

Schlussbemerkung
Die Schaffung der nötigen Voraussetzungen für Fami-

lienbildung im Kontext Früher Hilfen hängt vom Inte-

resse ab, Kinderrechte einzulösen und Familien zu 

fördern. Hier sind Fachkräfte und Politik gleicherma-

ßen aufgefordert, Eltern in ihrer Erziehungsfähigkeit 

zu fördern und Kindern Entwicklungschancen zu 

erhalten. „Moral oder die Bindung an vernünftige 

Normen zum Wohle der Menschen und ihres Zusam-

menlebens ist das Resultat eines dauernden Verständi-

gungsprozesses, der notwendig ist, weil jeder durch 

sein erfahrungsabhängiges Gehirn nur die eigene 

Sicht der Welt und seiner Stellung darin hat“ (Speck 

2009, S. 188). Bildung, besonders Herzensbildung, ist 

eine wesentliche Voraussetzung für Verständigungsfä-

higkeit, und die fängt bekanntermaßen in der Familie 

als Keimzelle der Gesellschaft an. Regelndes Landes-

recht, vorausschauende Kommunalpolitik und vor 

allem ein konstruktives, vom schutzwürdigen Interes-

se des Kindes geleitetes Zusammenwirken sind nun 

gefragt!

Diplom-Sozialarbeiterin Karolin Königsfeld leitet die Präven-

tionsstelle des Jugendamtes in Hürth und ist Lehrbeauftragte 

an der Fachhochschule Köln.
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Modellprojekte Frühe Hilfen 
in den Bundesländern 

Als Reaktion auf gravierende Fälle von Vernachlässigung und Misshandlung von Kindern 

in Deutschland wurden 2005 Maßnahmen zum bundesweiten Auf- und Ausbau von Netzwerken 

Früher Hilfen initiiert: Ziel war es, gravierende familiäre Belastungen, die das Risiko für eine später 

möglicherweise in der Familie auftretende Gefährdung des Kindeswohls erhöhen, rechtzeitig zu 

erkennen, um die Erziehungskompetenzen der Eltern frühzeitig entwickeln und fördern zu können.

Um dies zu erreichen, sollten insbesondere auch Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe mit 

gesundheitsbezogenen Leistungen und zivilgesellschaftlichem Engagement verzahnt werden. 

2006 wurde vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ein Aktionspro-

gramm auf den Weg gebracht, das den Prozess bundesweit vorantreiben sollte. Im Rahmen 

dieses Programms wurde 2007 das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) eingerichtet.

Das Bundesfamilienministerium hat die Förderung von Modellpro-

jekten für Frühe Hilfen sowie die wissenschaftliche Begleitung und 

Wirkungsevaluation der Vorhaben initiiert. Die Nachhaltigkeit der 

vor Ort zum Teil neu entstehenden Angebote sollte nach Möglich-

keit durch eine (Mit-)Finanzierung der beteiligten Länder und Ge-

bietskörperschaften abgesichert sein. Interessierte Kommunen und 

Institutionen haben Angebote über die zuständigen Ressorts der 

Bundesländer eingereicht. Die von den Länderministerien empfoh-

lenen Anträge wurden dann dem Nationalen Zentrum Frühe Hilfen 

zur Prüfung vorgelegt. Dieses hat dem Bundesfamilienministerium 

die Förderung von jeweils einem Modellprojektvorhaben pro Bun-

desland empfohlen. Die abschließende Auswahl wurde vom Bundes-

familienministerium getroffen. Die Förderung des Modellprojektes 

„Pro Kind“ (heute in den Ländern Niedersachsen, Bremen und Sach-

sen) begann bereits vor der Einrichtung des NZFH und erfolgt daher 

direkt durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend. „Pro Kind“ arbeitete in der Arbeitsgruppe der Modell-

projekte mit dem NZFH inhaltlich eng zusammen.

Die zehn ausgewählten Modellprojekte decken ein breites Spek-

trum ab, sowohl hinsichtlich des inhaltlichen Fokus der Modellvor-

haben als auch hinsichtlich der Fragestellungen und Methodiken 

der wissenschaftlichen Begleitung. Dennoch haben sie ein gemein-

sames Anliegen: Die Suche nach Erkenntnissen, Erfahrungen und 

Forschungsergebnissen zu den im Aktionsprogramm formulierten 

allgemeinen Qualitätsanforderungen an Frühe Hilfen. So wurde in 

allen Modellprojekten ein systematischer und umfassender Zugang 

zu Familien angestrebt. War der Zugang hergestellt, ging es darum, 

Belastungen und Hilfebedarf zuverlässig zu erkennen und die 

Familie zur Hilfeannahme zu motivieren. In allen Modellprojekten 

haben die Fachkräfte Verfahren zur Anpassung der Hilfen an den 

tatsächlichen Hilfebedarf erprobt. Eine weitere zentrale Aufgabe 

war die Förderung von Kooperation und Vernetzung der Akteure 

im Feld der Frühen Hilfen. Um die Lage hoch belasteter Familien 

langfristig zu verbessern, müssen die Frühen Hilfen den Status von 

Modellprojekten verlassen und im Regelsystem verankert werden. 

Einigen Projekten ist dies nach Abschluss der Förderung gelungen.

Aktuell werden Erkenntnisse zur Effektivität und zu spezifi schen 

Wirkmechanismen der verschiedenen Ansätze Früher Hilfen 

bewertet. So konnte von der Hamburger Forschungsgruppe um 

Prof. Dr. Gerhard Suess nachgewiesen werden, dass eine hoch 

dosierte Intervention die Bindungssicherheit von Kindern nach-

haltig fördern kann – auch bei Müttern, die höchste Belastungen 

bewältigen müssen. Dass die Arbeit von Familienhebammen effek-

tiv ist, konnten Prof. Dr. Manfred Cierpka und seine Forschungs-

gruppe zeigen.

Die Erkenntnisse, die aus der wissenschaftlichen Begleitung der 

Modellprojekte gewonnen wurden, sind grundlegend für den wei-

teren Auf- und Ausbau der Netzwerke Frühe Hilfen in Deutschland. 

Ergebnisse wurden an verschiedenen Stellen veröffentlicht, eine 

Zusammenfassung der Erkenntnisse zu den Qualitätsanforderun-

gen kann unter dem Titel „Modellprojekte in den Ländern. Zusam-

menfassende Ergebnisdarstellung“ kostenlos über fruehehilfen.de 

bestellt werden. Weitere Ergebnisse aus einzelnen Modellprojekten 

fi nden sich in dem Sammelband „Forschungs- und Praxisentwick-

lung Früher Hilfen“. Ergebnisse zur Effektivität werden in Kürze 

veröffentlicht.

Ansprechpartnerin bei Fragen zu den Modellprojekten Frühe Hilfen: 

Ilona Renner, Wissenschaftliche Referentin, Nationales Zentrum Frühe 

Hilfen in der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung

Ilona.Renner@nzfh.de
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 Baden-Würtenberg | Bayern | Rheinland-Pfalz | Thüringen
 - Guter Start ins Kinderleben

 Brandenburg
 - Wie Elternschaft gelingt (WIEGE-STEEPTM)

 Hamburg
 - Wie Elternschaft gelingt (WIEGE-STEEPTM)

 Nordrhein-Westfalen | Schleswig-Holstein
 - „Soziale Frühwarnsysteme in NRW“ 
 und „Schutzengel für Schleswig-Holstein“
 - Evaluation Früher Hilfen und Sozialer Frühwarnsysteme 
 in NRW und Schleswig-Holstein

 Sachsen-Anhalt
 - Familienhebammen im Land Sachsen-Anhalt
 - FrühStart: Familienhebammen im Land Sachsen-Anhalt

 Niedersachsen
 - Familienhebammen im Landkreis Osnabrück
 - Familienhebammen. Frühe Unterstützung – frühe Stärkung?

 Hessen | Saarland
 - Keiner fällt durchs Netz (KFDN)
 - Frühe Intervention für Familien (PFIFF)

 Berlin
 - Netzwerk Kinderschutz als Soziales Frühwarnsystem 
 in Berlin-Mitte
 - Evaluation und Coaching zum Sozialen Frühwarnsystem 
 in Berlin-Mitte

 Mecklenburg-Vorpommern
 - Chancen für Kinder psychisch kranker und/oder 
 suchtbelasteter Eltern

 Niedersachsen | Bremen | Sachsen
 - Pro Kind

> Frühe Hilfen kommen nicht umhin, 
sich im Spannungsfeld von Hilfe und 
Kontrolle zu positionieren. < 
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Elternbildung durch Elternbriefe 
Die Elternbriefe des Arbeitskreises Neue Erziehung e.V.

Erziehungsratgeber, Elterntrainings und andere Bildungs- und Beratungsangebote 

für Eltern haben Hochkonjunktur. Dies kann als Beleg dafür interpretiert werden, dass 

Eltern sich ihrer Erziehungsverantwortung bewusst und bereit sind, Zeit und Geld zu 

investieren, um ihr gerecht zu werden. Gerade durch die Fülle der Angebote sind viele 

Eltern jedoch verunsichert und fühlen sich unter Druck, ständig bestmöglich informiert 

zu sein und ihr Kind optimal zu fördern – was den Alltag und die Eltern-Kind-Beziehung 

erheblich belasten kann. Andererseits zeigt sich, dass ein Teil der Eltern, die Rat und 

Hilfe brauchen, durch Printmedien und andere Angebote mit „Komm-Struktur“  nur 

schwer oder gar nicht erreicht werden. 

Die Elternbriefe des Arbeitskreises Neue Erziehung 

e.V. (ANE-Elternbriefe) sind ein niedrigschwelliges 

Printmedium. Sein Format – jeweils kurze, verständ-

lich geschriebene Briefe – und die spezifi sche Distri-

butionsweise – sie kommen zu den Eltern nach Hause 

– garantieren eine große soziale Reichweite und 

ermöglichen es, auch solche Eltern zu erreichen, die 

sonst keine Erziehungsratgeber lesen oder Bildungs-

veranstaltungen besuchen.

ANE-Elternbriefe: Rat und Hilfe 
nach dem „just-in-time“-Prinzip
Die ANE-Elternbriefe enthalten alle wichtigen Infor-

mationen, die Eltern brauchen, um ihr Kind in seiner 

Entwicklung zu fördern und liebevoll zu begleiten. Sie 

helfen, gelassen zu bleiben, in manchmal schwierigen 

Situationen den Überblick zu behalten und Probleme 

zu lösen, die in jeder Familie vorkommen können. Das 

inhaltliche Spektrum reicht von Themen wie Ernäh-

rung, Pfl ege, Gesundheit über verschiedene Entwick-

lungsbereiche (Motorik, Sprachentwicklung, kognitive 

Entwicklung, Sozialverhalten) bis hin zu Fragen der 

Alltagsorganisation. Die Briefe greifen unterschiedli-

che Lebenslagen und Familiensituationen auf: Fragen 

Alleinerziehender werden ebenso thematisiert wie die 

von Paaren, getrennt lebenden Müttern und Vätern 

oder Patchwork-Familien, auch Eltern mit wenig Geld 

oder besonderen Belastungen (z. B. mit einem behin-

derten Kind) werden angesprochen. Eltern werden 

ermuntert, sich miteinander auszutauschen, gegensei-

tig zu unterstützen und Unterstützung zu suchen. In 

den ANE-Briefen fi nden Eltern praktische Tipps, 

Adressen und Ansprechpartner, die weiterhelfen.
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Das Elternbriefprogramm

Die ANE-Elternbriefe – das Grundprogramm

Die bundesweit bekanntesten ANE-Elternbriefe gehören zur Serie, die 46 

Briefe umfasst, von der Geburt bis zum achten Lebensjahr des Kindes. Sie 

kommen einzeln, immer dem Alter des Kindes entsprechend, mit der Post 

zu den Eltern nach Hause. Dass Informationen und Anregungen immer zum 

richtigen Zeitpunkt und passend zu den Fragen kommen, die sich Eltern 

gerade stellen, sichert den Briefen erhöhte Aufmerksamkeit.

Die türkisch-deutschen Elternbriefe

Die Serie der ANE-Elternbriefe bis zum achten Lebensjahr wird ergänzt 

durch weitere Elternbriefe, die ebenfalls immer dem Alter entsprechen, 

Eltern in ihrem Alltag begleiten. Eine Serie von Elternbriefen in türkischer 

und deutscher Sprache begleitet Eltern, die einen türkischen Migrationshin-

tergrund haben. Diese Serie ist nicht nur etwa eine Übersetzung der deut-

schen Elternbriefe, sondern eine eigenständige Begleitung von Eltern, die in 

zwei Kulturen leben. Die Elternbriefe sind als Erzählung aufgebaut von dem 

Mädchen Canan, das in Deutschland in einer türkischen Familie groß wird.

Die Elternbriefe zur Sprachentwicklung in zehn Sprachen

Begleitend zum jeweiligen Alter gibt es darüber hinaus noch weitere thema-

tische Elternbriefe, die Eltern ergänzend zum Grundprogramm erhalten 

können: Verteilt werden zwei Elternbriefe zur Sprachentwicklung und zum 

Sprachenlernen in der Altersstufe von null bis sechs Jahren. Diese Elternbrie-

fe sind jeweils zweisprachig aufgebaut und haben als Zielgruppe nicht nur 

deutschsprachige Eltern, sondern gerade auch diejenigen Familien, in denen 

zwei oder mehr Sprachen gesprochen werden. Sie geben daher auch Hilfestel-

lung zur gelingenden zweisprachigen Erziehung ab der Geburt. Es gibt diese 

Elternbriefe in insgesamt zehn Sprachen.

Die Elternbriefe „Familien in der Pubertät“

Diese Serie wendet sich an Eltern mit Kindern ab dem zehnten Lebensjahr. 

Denn ein Kind zu haben, das in der Pubertät steckt, ist für Eltern eine Her-

ausforderung. Mit zwei Elternbriefen „Familie in der Pubertät“ werden Eltern 

durch die Phase des Erwachsenwerdens ihres Kindes begleitet. Diese Eltern-

briefe vermitteln Einblick in die Gefühlswelt von Jugendlichen und geben 

Anregungen, wie man den Alltag mit „motzigen“ Söhnen und Töchtern bes-

ser bewältigen kann. Die beiden Briefe umfassen den Zeitraum der Vorpuber-

tät (zehn bis 13 Jahre) und Pubertät (13 bis 17 Jahre).

Die ANE-Themenbriefe

Eine Reihe weiterer Elternbriefe mit Themen, die von Eltern immer wieder 

nachgefragt werden, werden altersbegleitend bundesweit verteilt, etwa zu 

Themen wie Grundschule oder Mobilität und Verkehr.

Elterntipps in arabischer Sprache

Seit 2009 entwickelt der ANE auch eine Serie von „Tipps“ für Eltern arabi-

scher Herkunft. Diese Eltern haben sich mit besonderer Dringlichkeit an den 

ANE gewendet, doch „Elternbriefe in arabischer Sprache“ zu entwickeln. In 

einem Modellprojekt „Arabische Medien: mit Eltern – für Eltern“ wurden 

Materialien für Migrantenfamilien aus dem arabischen Sprachraum erstellt. 

Mit der Unterstützung einer arabischen Elterngruppe in Berlin wurden nicht 

nur die Inhalte identifi ziert, die arabische Eltern vor allem interessieren, 

sondern auch verschiedene Medien erprobt, wie Print-, Audio- und Videofor-

mate, da nicht alle Eltern gleichermaßen die arabische Schriftsprache 
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beherrschen. Die Angebote und Ergebnisse sind in 

arabischer und deutscher Sprache auf der Webseite 

www.a4k.de veröffentlicht.

Erfolgsfaktoren der ANE-Elternbriefe 
und -medien
Wie regelmäßig durchgeführte Akzeptanzuntersu-

chen (siehe Literaturhinweise) belegen, sind die ANE-

Briefe eine wirksame und von Eltern geschätzte Hilfe 

zur Erziehung. Zu ihrer Beliebtheit tragen vor allem 

die alltagsnahen Situationsschilderungen bei, in 

denen Eltern sich wiederfinden und mit denen sie sich 

identifizieren können. Geschätzt werden auch die 

humorvollen Darstellungen, die helfen, den eigenen 

Alltag mit Abstand zu betrachten. Das Vertrauen der 

Eltern gewinnen die ANE-Elternbriefe – neben ihrer 

fachlichen Qualität – vor allem durch die respektvolle 

Haltung, die in den Texten zum Ausdruck kommt. Der 

Fokus liegt nicht auf elterlichen Defiziten, vielmehr 

geht es darum, Stärken aufzuzeigen und Ressourcen 

zu aktivieren. Durch die offene Art der Darstellung, 

die praxisnahen Beispiele und nicht zuletzt den aner-

kennenden, ermutigenden Stil der Briefe fühlen 

Eltern sich ernst genommen, bestärkt und im Alltag 

unterstützt. Gerade angesichts der Fülle an Informa-

tionen auf dem Ratgebermarkt sind die ANE-Eltern-

briefe für viele Eltern eine seriöse und vertrauenswür-

dige „Instanz“ geworden, die ihnen Sicherheit gibt.

Neue ANE-Briefe
Elternbriefe wachsen nicht nur mit den Kindern mit, 

sondern auch mit gesellschaftlichen Veränderungen 

und den Herausforderungen, die sich daraus für junge 

Familien ergeben. Damit die Texte immer aktuell und 

auf neuestem Wissensstand sind, werden sie regelmä-

ßig überarbeitet. Die im April 2012 erschienene Neu-

auflage wurde in Zusammenarbeit mit einem inter-

disziplinär zusammengesetzten wissenschaftlichen 

Beirat sowie einem Praxisbeirat entwickelt, in dem 

Jugendbehörden fast aller Bundesländer vertreten 

waren. Der ständige Dialog mit Eltern sorgte dafür, 

dass aktuelle Fragen aufgegriffen werden, die Eltern 

auf den Nägeln brennen.

Neben neuen inhaltlichen Akzenten (Gesund auf-

wachsen, Frühes Lernen und Erziehungspartnerschaft 

in Kindergarten und Schule, kompetente Mediennut-

zung in der Familie, Öffnung der Familien...) tragen 

die neuen ANE-Elternbriefe vor allem auch der Tatsa-

che Rechnung, dass inzwischen viele hier lebende 

Mütter und Väter nach Deutschland zugewandert sind 

oder einen Migrationshintergrund haben. Mit The-

men rund um die Spracherziehung oder Hinweisen, 

wie Kinder, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, 

beim Erlernen der deutschen Sprache unterstützt 

werden können, werden sie besonders angesprochen. 

Der Fokus liegt jedoch weniger auf Unterschieden als 

auf Gemeinsamkeiten von Eltern mit und ohne Migra-

tionshintergrund. Diese Ansprache von Eltern mit 

einer Migrationsgeschichte in den deutschsprachigen 

Elternbriefen wurde vorgenommen, da die ANE-

Elternbriefe in vielen bundesweiten Elterngesprächs-

kreisen und auch in Migrantenselbsthilfeorganisatio-

nen als Grundlage für die Gesprächsarbeit herangezo-

gen werden.

Mit sechs Filmen zum Thema „Wie Babys sich entwi-

ckeln“, die die Elternbriefe der ersten beiden Lebens-

jahre ergänzen, wird ein neuer medialer Zugang zu 

Erziehungsthemen angeboten. Die Filme sind ein 

Kooperationsprojekt mit der Deutschen Liga für das 

Kind und Peter Pelikan e.V. Es gibt sie in mehreren 

Sprachen, sie sind als DVD erhältlich und auch auf 

der Website www.a4k.de anzusehen.

Die Elternbriefe des Arbeitskreises Neue Erziehung wurden 

1975 auf Grundlage der aus den USA stammenden Peter 

Pelikan Briefe entwickelt. Sie werden vom Bundesministeri-

um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie einigen 

Landesministerien gefördert. Bundesweit nutzen mehr 

als 350 Jugendämter und freie Träger der Jugendhilfe die 

ANE-Elternbriefe als präventives Angebot zur Stärkung der 

elterlichen Erziehungskompetenz.
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Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen

Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) wurde 2007 vom Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im Rahmen des Aktionsprogramms „Frühe Hilfen für 

Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme“ gegründet, um den präventiven Kinderschutz 

durch den Aufbau von Frühen Hilfen zu stärken und die Fachpraxis dabei zu unterstützen. 

Träger des NZFH sind die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und das Deutsche 

Jugendinstitut (DJI). Der Sitz des NZFH ist in Köln in der BZgA. In seiner Trägerstruktur (Abbil-

dung 1) bildet sich bereits das Hauptanliegen der Frühen Hilfen ab: das Gesundheitssystem und die 

Kinder- und Jugendhilfe miteinander zu vernetzen.

Auch nach Ablauf des Aktionsprogramms 

2010 hat das NZFH bis 2014 weiterhin die 

Aufgabe vom BMFSFJ übertragen bekom-

men, den Ausbau der Frühen Hilfen sei-

tens des Bundes zu fördern. Im Folgenden 

werden die Aufgaben und Themenbereiche 

des NZFH vorgestellt und einige Schwer-

punkte genannt:

Forschung: Wissen generieren 
und für die Praxis nutzbar 
machen 
Ziel dieses Schwerpunktes ist es, For-

schungslücken im Bereich der Frühen 

Hilfen zu schließen und das bereits vor-

handene Wissen so aufzubereiten, dass 

Akteure vor Ort bei ihrer Arbeit davon 

profi tieren können.

Im Rahmen des Aktionsprogramms haben 

Bund und Länder zehn Modellprojekte 

ausgewählt, die zwischen 2007 und 2010 

in allen 16 Bundesländern durchgeführt 

und im Auftrag des NZFH evaluiert wur-

den. Mittlerweile liegen umfangreiche 

Ergebnisse vor (NZFH 2010; Renner, Sann, 

Abbildung 1: Struktur des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen

NZFH 2010).  Einige Frühe-Hilfen-Modell-

projekte werden aufgrund ihres Studien-

designs weitergeführt, da sie Wirkungs-

analysen zulassen: Aus den Programmen 

„Keiner fällt durchs Netz/PFIFF“ (Hessen, 

Saarland), „Wie Elternschaft gelingt – WiE-

ge“ (Hamburg) und „Guter Start ins Kinder-

leben“ (Baden-Württemberg, Bayern, 

Rheinland-Pfalz, Thüringen) werden Aus-

sagen über die Wirkung spezifischer 

Ansätze der Frühen Hilfen und Empfeh-

lungen, welche Hilfen ins Regelsystem 

überführt werden sollten, erwartet.

Die Arbeit von Familienhebammen rückt 

vor allem durch die im neuen Bundeskin-

derschutzgesetz verankerte Bundesinitiati-

ve immer stärker in den Blick. Das NZFH 

untersucht beispielsweise in dem oben 

erwähnten Projekt „Keiner fällt durchs 

Netz/PFIFF“ anhaltende Effekte der Fami-

lienhebammenarbeit für Familien mit 

erhöhtem Unterstützungsbedarf. Des Wei-

teren werden Instrumente zur Selbsteva-

luation enzwickelt, die in die Dokumenta-

tionsvorlagen für Familienhebammen 
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integriert werden können.  Befragungen 

der Gesundheits- und Jugendämter liefern 

außerdem einen Einblick in den kommu-

nalen Aus- und Aufbau von Frühen Hilfen 

(Sann 2010). Auch wenn Langzeituntersu-

chungen zu Frühen Hilfen fehlen, konnten 

mit der „Kosten-Nutzen-Analyse“ im Rah-

men des Modellprojekts „Guter Start ins 

Kinderleben“ gute Hinweise dafür gefun-

den werden, dass sich Investitionen in 

Frühe Hilfen lohnen. Die Analyse ergab, 

dass die Interventionskosten bei Kindes-

wohlgefährdung mindestens 60mal, wenn 

nicht gar 159mal höher sind, als die Kos-

ten, die bei den Frühen Hilfen anfallen. 

Auch diese Kosten-Nutzen-Relationen wer-

den weiterhin Gegenstand der Beobach-

tungen in den Frühen Hilfen sein.

Transfer: Gute Praxis unter-
stützen, weiterentwickeln 
und übertragen
Hier steht die Unterstützung der Akteurin-

nen und Akteure beim Aufbau von Frühen 

Hilfen im Vordergrund. Ziel ist es, die 

erprobten positiven Ansätze aus den 
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Modellprojekten dauerhaft in die Regelversorgung zu implemen-

tieren. Die Umsetzung erfolgt letztlich innerhalb der Kommunen 

vor Ort. Das NZFH unterstützt diese Prozesse, indem es seine 

Erkenntnisse zur Verfügung stellt. Dies geschieht zum Beispiel auf 

Kongressen, Tagungen und in Workshops, aber auch durch Veröf-

fentlichungen und auf der Internetplattform  www.fruehehilfen.

de. Des Weiteren regt das NZFH durch die „ÜberRegionale Netz-

werkeKonferenz Frühe Hilfen – Voneinander lernen“ einen Aus-

tausch darüber an, welche Hilfen und Netzwerke sich (regional) 

bewährt haben und wie eine dauerhafte Implementierung voran-

gebracht werden kann (Dokumentation der Pilotveranstaltung zu 

den NetzwerkeKonferenzen unter www.fruehehilfen.de/netzwerk/

veranstaltungen-zu-fruehen-hilfen/veranstaltungsarchiv/01122010-

offenburg-voneinander-lernen-ueberregionale-netzwerkkonferenz-

fruehe-hilfen/).

Qualifizierung: Kompetenzen stärken 
und interdisziplinäres Lernen ermöglichen
In der zweiten Förderphase hat das NZFH die Fort- und Weiterbil-

dung der Fachkräfte der Frühen Hilfen zu einem weiteren Arbeits-

schwerpunkt erklärt. Diese Entscheidung erfolgte aufgrund 

gewonnener Forschungsergebnisse. So hat die Bestandsaufnahme 

bei den Jugend- und Gesundheitsämtern nachgewiesen, dass ein 

erheblicher Qualifizierungsbedarf auf der Fachebene besteht. Das 

NZFH sieht im Bereich der professionsübergreifenden Fort- und 

Weiterbildungen und des interdisziplinären Lernens ein wichtiges 

Aufgabenfeld. Erkenntnisinteresse sind dabei zunächst die Anfor-

derungsprofile. Denn die Fortbildungen müssen der Multiprofessio-

nalität in Netzwerken Frühe Hilfen gerecht werden. Die Arbeit des 

NZFH ist daher interdisziplinär angelegt. Aus Rückmeldungen der 

Praxis ist bekannt, dass vor allem die Koordinator(inn)en der Netz-

werke Frühe Hilfen eine anspruchsvolle Aufgabe haben, die Netz-

werke auf Dauer aktiv zu halten. Sie benötigen dringend die Unter-

stützung durch Fortbildungen und Arbeitsmaterialien. Aber auch 

andere Professionen, die eine zentrale Rolle in den Netzwerken 

einnehmen, werden in den Blick genommen. Beispielsweise wer-

den zurzeit Kompetenzprofile für Familienhebammen und 

Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger(innen) erarbeitet.

Außerdem werden etablierte Instrumente ärztlicher Fortbildung 

wie die regionalen Qualitätszirkel für die Frühen Hilfen genutzt. 

In einem Projekt mit der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-

Württemberg nehmen in den interdisziplinären Qualitätszirkeln 

sowohl Ärztinnen und Ärzte als auch Mitarbeitende aus dem 

Bereich der Jugendhilfe an gemeinsamen Fallbesprechungen teil. 

Geleitet werden die Qualitätszirkel von einem Moderations-Tan-

dem, bestehend aus einer Ärztin bzw. einem Arzt und einer Mitar-

beiterin bzw. einem Mitarbeiter aus dem Bereich der Jugendhilfe. 

Durch die Zusammenarbeit auf Augenhöhe soll eine bessere Koo-

peration gefördert werden

Kommunikation: Öffentlichkeit herstellen 
und für Frühe Hilfen werben
Aktive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit unterstützt die Tätigkeit 

des NZFH und macht die Aufgaben und Ergebnisse transparent. 

Das NZFH informiert laufend über Forschungsergebnisse, Tagun-

gen und Entwicklungen im Bereich der Frühen Hilfen. Dies 

geschieht aktuell auf der Internetseite www.fruehehilfen.de, 

durch einen regelmäßigen Newsletter und Presseinformationen. 

Das Ziel ist, in erster Linie die Fachkräfte bei ihrer Arbeit mit 

belasteten Familien durch die Kommunikation und den Informati-

onstransfer zu unterstützen, aber auch der Bevölkerung eine Mög-

lichkeit zu bieten, mehr über das Thema Frühe Hilfen, die Arbeit 

der Fachkräfte und das NZFH zu erfahren. Darüber hinaus werden 

derzeit in Kooperation mit der Stiftung Pro Kind Materialien für 

(werdende) Eltern zum Einsatz in der Praxis erstellt. Sie haben 

zum Ziel, die Erziehungskompetenz der Eltern zu stärken und sie 

zu motivieren, weitere Hilfen in Anspruch zu nehmen.

Kooperation
Das NZFH arbeitet über verschiedene Gremien und Arbeitsgruppen 

eng mit Wissenschaft, Fachpraxis und Ländern sowie kommuna-

len Spitzenverbänden zusammen. Das NZFH wird durch einen 

Beirat aus Wissenschaftler(inne)n sowie Vertreter(inne)n der Insti-

tutionen, die zentral für die Frühe Hilfen sind, beraten.

Lernen aus problematischen 
Kinderschutzverläufen
Ferner ist das NZFH durch den gemeinsamen Beschluss der Minis-

terpräsidentenkonferenz mit der Bundeskanzlerin beauftragt, 

über den Kernbereich der Frühen Hilfen hinauszublicken und aus 

problematischen Kinderschutzverläufen für die Zukunft zu lernen. 

Ziel dieses Projektbereiches ist es, die (Weiter-)Entwicklung einer 

Fehlerkultur im Kinderschutz in Deutschland zu unterstützen, 

durch systematische Fallanalysen für die Zukunft zu lernen und 

problematische Verläufe zu verhindern helfen. Das NZFH bearbei-

tet diesen Auftrag auf zwei Ebenen: Erstens wurde das Forschungs- 

und Praxisentwicklungsprojekt „Aus Fehlern lernen. Qualitätsma-

nagement im Kinderschutz“ auf den Weg gebracht. Das Projekt 

begleitete bundesweit 42 Kommunen mit ihren für den Kinder-

schutz verantwortlichen Jugendämtern und unterstützte sie in 

einem dialogischen Qualitätsentwicklungsprozess. Die Ergebnisse 

werden derzeit als Forschungsbericht und Praxisleitfaden aufberei-

tet, damit sie von weiteren Kommunen genutzt werden können.

Zweitens erfolgt der Aufbau der so genannten Plattform für einen 

regelhaften Erfahrungsaustausch zu problematisch verlaufenden 

Kinderschutzfällen. Hierzu werden nationale und internationale 

Forschungsergebnisse und Entwicklungen zusammengetragen und 

ausgewertet. Ein Schwerpunkt der Arbeit liegt vor allem in der 

Entwicklung von Methoden zur Analyse von Kinderschutzfällen, 

um daraus Schlussfolgerungen für die Praxisentwicklung ziehen 

zu können. Darüber hinaus wird eine Arbeitshilfe zur kommuna-

len Krisenkommunikation erstellt. Dies geschieht aufgrund der 

Bedarfsmeldung von Jugendämtern, dass sie Unterstützung im 

Umgang mit Presse und Öffentlichkeit benötigen, wenn es einen 

problematischen Kinderschutzfall gab.

www.fruehehilfen.de
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Kinder lernen von Anfang an
Der wichtigste Zeitraum für die Entwicklung des kindlichen Gehirns ist 

die frühe Kindheit. Neben den Erbanlagen prägen vor allem die Einfl üsse 

der Umwelt in den ersten Monaten und Jahren die geistigen und emotiona-

len Fähigkeiten eines Kindes. Jede Zuwendung, aber auch jede Ablehnung, 

die ein Kind in dieser Zeit erfährt, hat Einfl uss auf seine spätere Persön-

lichkeit.

Gemeinsam für Kinder
Die Liga hat in den letzten drei Jahrzehnten zahlreiche Projekte für Kinder 

auf den Weg gebracht. Dabei hat sie die Öffentlichkeit nicht nur über die 

Bedeutung der frühen Kindheit und der Eltern-Kind-Beziehung informiert, 

sondern hat sich auch für die Anerkennung der sozialen Elternschaft und 

für die Qualität familienergänzender Einrichtungen stark gemacht. Die Liga 

fördert wissenschaftliche Untersuchungen über Einfl üsse in der frühkindli-

chen Entwicklung und engagiert sich für die Verbesserung politischer und 

gesellschaftlicher Rahmenbedingungen. Sie nimmt auf gesetzgeberische 

Maßnahmen aktiv Einfl uss.

Kinder brauchen eine Lobby
In der Deutschen Liga für das Kind arbeiten Fachleute aus den Bereichen 

Gesundheit, Erziehung, Sozialwissenschaften und Recht zusammen und 

ermöglichen einen intensiven Kontakt zu Wissenschaft, Praxis und Politik.

Kinder brauchen starke Eltern 

Die Elternverantwortung zu stärken, bedeutet nicht nur, öffentlich auf die 

unverzichtbare Rolle der Eltern hinzuweisen, sondern auch, Eltern selbst 

Aufklärung und Unterstützung anzubieten.

Kinder brauchen Schutz und Förderung

Kinder haben ein Recht auf die Förderung ihrer natürlichen Begabungen. 

Das gilt nicht nur für den rechtlichen Schutz, sondern auch für familien-

ergänzende, wenn nötig familienersetzende Angebote für Kinder.

Kinder brauchen Beteiligung

Schon von Geburt an muss die eigenständige Persönlichkeit des Kindes 

sowohl im rechtlichen als auch im psychologischen Sinne Anerkennung 

fi nden. Hierzu gehört auch, die Interessen von Kindern und Familien im 

politischen Raum zu stärken.

Kinder haben eine Lobby
Die Deutsche Liga für das Kind

Die Deutsche Liga für das Kind ist ein interdisziplinärer Zusammenschluss zahlreicher Verbände 

und Organisationen aus dem Bereich der frühen Kindheit. Ziel der Liga ist es, die seelische Gesund-

heit von Kindern zu fördern und ihre Rechte und Entwicklungschancen in allen Lebensbereichen zu 

verbessern. Zu den mehr als 250 Mitgliedsorganisationen gehören wissenschaftliche Gesellschaften, 

kinderärztliche und -psychologische Vereinigungen, Stiftungen, Familien- und Jugendhilfeverbände 

sowie zahlreiche Lions Clubs.

Kinder brauchen materielle Gerechtigkeit

Die Entscheidung für ein Kind gehört heute zu den 

größten Armutsrisiken. Der Beitrag, den die Erziehung 

von Kindern in der gesellschaftlichen Gesamtrech-

nung leistet, wird in unserem Steuer- und Rentensys-

tem in einer nicht länger hinzunehmenden Weise 

unterbewertet. Eine Korrektur dieses Missstandes ist 

überfällig.

Kinder brauchen bessere Lebensbedingungen

Beim Wohnungsbau, der Stadt- und Regionalplanung 

und in allen anderen Feldern, die zur Lebensqualität 

von Familien beitragen, müssen Bedingungen geschaf-

fen werden, die ein Leben mit Kindern erstrebenswert 

machen. Dies gilt auch für die Arbeitsplatz- und 

Arbeitszeitgestaltung der Eltern.

Die Deutsche Liga für das Kind beobachtet aufmerk-

sam alle wichtigen Entwicklungen innerhalb und 

außerhalb der Familie. Sie folgt einem für Wandlungen 

offenen, am Wohl und an den Rechten des Kindes ori-

entierten Familienbild. Die Liga hebt die von Familien 

erbrachten Leistungen ins öffentliche Bewusstsein und 

vertritt die Interessen und Rechte von Kindern und 

Familien im politischen Verteilungskampf.

Als Sachverständige wird sie von politischen Entschei-

dungsträgern angehört und ist unter anderem Mitglied 

in der National Coalition für die Umsetzung der UN-

Kinderrechtskonvention in Deutschland, im Bundesfo-

rum Familie und in der World Association For Infant 

Mental Health (WAIMH). Die Liga ist Kooperationspart-

ner im Aktionsbündnis Kinderrechte.

Deutsche Liga für das Kind
Charlottenstraße 65, D - 10117 Berlin

Tel.: 030-28 59 99 70, Fax: 030-28 59 99 7

E-Mail: post@liga-kind.de, www.liga-kind.de
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Deutsche Liga für das Kind: Aktivitäten

- Wissenschaftliche Jahrestagung Schwierige Kinder? Probleme erkennen, Herausforderung annehmen am 19./20.10.2012 in Berlin

- Fachzeitschrift frühe Kindheit (sechs Ausgaben pro Jahr)

- Bildungs- und Präventionsprogramm Kindergarten plus zur Förderung der sozialen und emotionalen Kompetenzen 

 (Persönlichkeitsbildung) vier- bis fünfjähriger Kinder in bundesweit mehr als 1.400 Kindertageseinrichtungen; 

 Fachtag Kindergarten plus  am 21.10.2012 in Berlin

- Faltblatt Ein guter Start ins Leben (bundesweite Verteilung an Mütter auf Entbindungsstationen sowie über Hebammen 

 und Beratungsstellen)

- Film Krippenkinder. Familie und Tagesbetreuung in gemeinsamer Verantwortung

- Film Ein Leben beginnt... Babys Entwicklung verstehen und fördern

- Film Klug sein allein genügt nicht. Kinder brauchen emotionale Intelligenz

- Film Kinder sind unschlagbar! Keine Gewalt in der Erziehung

- Kurzfi lme Wie Babys sich entwickeln. Für Eltern mit Kindern von null bis zwei

- Elektronischer Newsletter mit Meldungen aus Wissenschaft, Praxis und Politik zu Themen rund um die frühe Kindheit 

 sowie zur Kinder- und Familienpolitik (Anmeldung unter www.liga-kind.de)

- Positionspapier Gute Qualität in Krippe und Kindertagespf lege

- Faltblatt Die beste Betreuung für mein Kind. Worauf Sie achten sollten, wenn Sie Ihr Kind in eine Krippe, Kita oder 

 Kindertagespf legestelle geben

- Positionspapier Betreuungsgeld dient nicht dem Kindeswohl

- Broschüren Wegweiser für den Umgang nach Trennung und Scheidung und Eltern vor dem Familiengericht

- Mitarbeit in der National Coalition für die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention sowie im Bundesforum Familie

- Zusammenarbeit mit politischen Entscheidungsträgern

- Zusammenarbeit im publizistischen Bereich und in der Öffentlichkeitsarbeit mit dem BELTZ Verlag und mit dem Herder Verlag

- Herausgabe von Pressemitteilungen; Interviews in Presse, Funk und Fernsehen; Beantwortung von Presseanfragen

- Websites mit Informationen für Eltern, Fachleute und politisch Verantwortliche: www.liga-kind.de, www.stillen-info.de, 

 www.kindergartenplus.de, www.ein-leben-beginnt.de, www.fruehe-tagesbetreuung.de, www.familie-und-krippe.de

Bestellungen sämtlicher Zeitschriften, Faltblätter, Broschüren und Filme sowie Anmeldung 

zu Veranstaltungen unter www.fruehe-kindheit-online.de
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Publikationen des 
Nationalen Zentrums 
Frühe Hilfen (NZFH)

Bestandsaufnahme zur Entwicklung 

der kommunalen Praxis im Bereich 

Früher Hilfen – zweite Teiluntersuchung 

Hrsg.: Nationales Zentrum Frühe Hilfen, 

Köln 2011. 

Expertise Kosten und Nutzen Früher Hilfen 

Uta Meier-Gräwe, Inga Wagenknecht. 

Hrsg.: Nationales Zentrum Frühe Hilfen, 

Köln 2011. 

Ombuds- und Beschwerdestellen in der 

Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland 

Ulrike Urban-Stahl. Hrsg.: Nationales 

Zentrum Frühe Hilfen, Köln 2011.

Werkbuch Vernetzung. Chancen 

und Stolpersteine interdisziplinärer 

Kooperation 

Ute Ziegenhain, Angelika Schöllhorn, 

Anne K. Künster, Alexandra Hofer, 

Cornelia König, Jörg M. Fegert. 

Hrsg.: Nationales Zentrum Frühe Hilfen

4. Auflage, Köln 2011.

Wie Elternschaft gelingt (WIEGE) 

– Projektstandort Hamburg 

Hrsg.: Nationales Zentrum 

Frühe Hilfen, Köln 2011.

Aus Fehlern lernen – Qualitätsmanage-

ment im Kinderschutz 

Christine Gerber, Jörg Backes. Hrsg.: 

Nationales Zentrum Frühe Hilfen, 

Köln 2010.

 

Bibliographie Frühe Hilfen 

Katja Haibach. Hrsg.: Nationales Zentrum 

Frühe Hilfen, Köln 2010.  
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zum Thema Frühe Hilfen

Das neue Bundeskinderschutzgesetz 

Thomas Meysen, Diana Eschelbach. 

Nomos Verlagsgesellschaft, 

Baden-Baden 2012. 

 

Erfassung von Kindswohlgefährdung 

in Theorie und Praxis 

W. Körner, G. Deegener. 

Pabst Science Publishers, 

Lengerich 2011. 

Handbuch Resilienzförderung 

Margherita Zander. VS Verlag 

Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2011. 

Resilienz 

Klaus Fröhlich-Gildhoff, Maike Rönnau-

Böse. Ernst Reinhardt, München 2011.

 

Wenn Jugendämter scheitern 

Kay Biesel. transcript Verlag, 

Bielefeld 2011. 

Bundesgesundheitsblatt Nr. 10 

und 11/2010: Frühe Hilfen zum gesunden 

Aufwachsen von Kindern 

Hrsg.: Robert Koch Institut. Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizinprodukte 

(BfArM), Deutsches Institut für Medizini-

sche Dokumentation (DIMDI), Bundeszen-

trale für gesundheitliche Aufklärung 

(BZgA), Paul-Ehrlich-Institut. Springer 

Medizin Verlag, 2010. 

Frühe Risiken und Frühe Hilfen: 

Grundlagen, Diagnostik, Prävention 

Rüdiger Kißgen, Norbert Heinen. 

Klett-Cotta, Stuttgart 2010. 

Gefährdete Kindheit, Risiken früh 

erkennen – Ressourcen früh fördern 

Christoph Leyendecker. Kohlhammer 

Verlag, Stuttgart 2010. 

  

Kinderschutz – Risiken erkennen, 

Spannungsverhältnisse gestalten 

Gerhard J. Suess, Wolfgang Hammer. 

Klett-Cotta, Stuttgart 2010.

 

Kindesvernachlässigung – verstehen, 

erkennen, helfen 

Beate Galm, Katja Hees, Heinz Kindler. 

Reinhardt Verlag, 2010. 

Datenschutz bei Frühen Hilfen 

Deutsches Institut für Jugendhilfe und 

Familienrecht (DIJuF) e.V.. Hrsg.: Nationa-

les Zentrum Frühe Hilfen, Informations-

zentrum Kindesmisshandlung/Kindesver-

nachlässigung (IzKK) am Deutschen 

Jugendinstitut e.V., Köln 2010.  

 

Die Bedeutung der Schwangerschafts-

beratung im Kontext Früher Hilfen 

Hrsg.: Nationales Zentrum Frühe Hilfen, 

Köln 2010.

 

Forschung und Praxisentwicklung 

Früher Hilfen 

Ilona Renner, Alexandra Sann. 

Hrsg.: Nationales Zentrum Frühe Hilfen, 

Köln 2010. 

Frühe Hilfen bei Häuslicher Gewalt 
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Lesezeichen

Später im Frühling saß das Kind da allein auf einem Karussellpferd. Der Platz wirkt 

an seinen Rändern schaumweiß wie eine Klippe; es hat gerade erst zu regnen aufgehört. 

Ein erster Ruck geht durch das anfahrende Ringelspiel, und das Kind, in einer neuartigen 

Entferntheit von dem Erwachsenen, schaut kurz auf, vergißt sich aber sofort in der 

Kreißfahrt und hat dann keine Augen für etwas anderes mehr. 

Der Mann erinnert sich dazu später an einen Moment aus seiner eigenen Kindheit; 

als er einmal seine Mutter, obwohl mit ihr doch im selben kleinen Zimmer, in einem 

herzzerreißenden, wie zum Himmel schreienden Abstand von sich empfand: 

Wie kann die Frau dort jemand anderer sein als Ich hier? 

Der Blick auf das Karussell mit der versunkenen kreisenden Gestalt ist jetzt der 

zugehörige Gegensatz: Dem Erwachsenen zeigt sich sein Angehöriger erstmals 

als jemand Selbständiger, unabhängig von dem da stehenden Elternteil – und soll 

in solcher Freiheit auch bestärkt werden! 

Der trennende Raum zwischen den beiden strahlt sogar als etwas Triumphales, 

und der Mann sieht sich und die kleine Reiterfi gur dort als eine Beispielgruppe,

hinter der jetzt mit Macht die künstliche Kaskade des Square aufrauscht. 

Das Wünschen wird möglich; zugleich damit ein Bewußtsein der Befristung, 

das aber anders schmerzlich ist als einst das Nichtdenkenkönnen der Verschiedenheit.

Peter Handke

Aus: Kindergeschichte

Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main 1981
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Aktion Lebensrecht für Alle e.V.
Arbeitsgemeinschaft Freier Stillgruppen e.V.
Arbeitskreis zur Förderung von Pflegekindern e.V.
Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte e.V.
Berufsverband der Frauenärzte Deutschlands
Berufsverband Deutscher Laktationsberaterinnen
Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e.V.
bkj – Berufsverband der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut(inn)en e.V.
Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-
Zentren e.V.
Bundeselternverband Kindertageseinrichtungen
Bundesverband behinderter Pflegekinder
Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien, 
PFAD 
Bundesverband für Kindertagespflege e.V.
Deutsche Gesellschaft für Baby- und Kinder-
massage e.V.
Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und 
Geburtshilfe
Deutsche Gesellschaft für Kinderchirurgie  
Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugend-
psychiatrie und Psychotherapie
Deutsche Gesellschaft für Sozialmedizin e.V.
Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie 
und Jugendmedizin
Deutsche Korczak-Gesellschaft
Deutscher Familienverband LV Bayern
Deutscher Hebammenverband e.V.
Deutscher Juristinnenbund
Deutscher Kinderschutzbund e.V.
Deutsches Lehrerbildungsinstitut (LBI) 
Wilhelm von Humboldt, Santiago de Chile
Ehlerding Stiftung
Elly & Stoffl Privatkindergarten und Krippe, München
Evangelischer Verein für Adoptions- und 
Pflegekindervermittlung Rheinland e.V.
Forschungsgruppe Verhaltensbiologie des Menschen
Gesellschaft für Geburtsvorbereitung e.V.
Jugend- und Sozialwerk gGmbH, Oranienburg
Karl Kübel Stiftung für Kind und Familie
Kindernetzwerk e.V. 
Kreisel... für das Leben mit Kindern, Hamburg
Kroschke Stiftung für Kinder
La Leche Liga Deutschland e.V.
Netzwerk Herkunftseltern e.V.
Österreichische Liga für Kinder- und 
Jugendgesundheit
Peter-Pelikan e.V.
PFAD FÜR KINDER e.V., Aichach-Klingen
Prager-Eltern-Kind-Programm (PEKiP) e.V.
Stätte der Begegnung, Vlotho
STEP Elterntraining
Stiftung EINE CHANCE FÜR KINDER
Stiftung Mensch
Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern
Väter für Kinder e.V.
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VORBEMERKUNG ZUR ENTSTEHUNG DIESES PAPIERS

Das vorliegende Papier wurde auf der Grundlage eines Entwurfs von Frau Prof. Dr. Ulrike Busch 

(Hochschule Merseburg) entwickelt. Dieser basiert auf ihrem Vortrag »Welche Bedeutung kommt 

der Schwangerschaftsberatung im Rahmen der Frühen Hilfen zu?«. Der Vortrag war eines der zen-

tralen Inputreferate auf der gemeinsamen Fachtagung »Unterstützung von Anfang an! Schwanger-

schaftsberatungsstellen als Brückenbogen zu Jugendhilfe und Gesundheitswesen« des Nationalen 

Zentrums Frühe Hilfen (NZFH) und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfle-

ge (BAGFW) am 23.09.2008 in Bad Lauterberg.1 Auf dieser Fachtagung wurde deutlich, wie hoch 

der Bedarf für eine Standortbestimmung der Schwangerschaftsberatung im Kontext Früher Hilfen 

ist. In der Folge wurde die nun vorliegende Standortbestimmung, unterstützt durch die fachliche  

Expertise der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege, erarbeitet.2 
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